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Auswirkungen der Einbeziehung 
neuer Mitglieder ın die Organisation der Vereinten Nationen 


Von Prof. Eric Stein 
University of Michigan, Ann Arbor 


Vorwort des Herausgebers 


Am 14. Dezember 1955 beschloß die 10. Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen die Aufnahme von 
16 neuen Mitgliedern. Zusammen mit vier weiteren 
Neuaufnahmen während der 11. Vollversammlung im 
Jahre 1956 hat dieser Beschluß die Zahl der Mitglie- 
der der Vereinten Nationen von 60 auf 80, also um 
ein Drittel erhöht und rund 260 Millionen Menschen 
in den unmittelbaren Einflußbereich der Weltorga- 
nisation einbezogen. Mit Recht hat man dieses Ereig- 
nis als das bedeutungsvollste in der bisherigen Ent- 
wicklung der Vereinten Nationen seit ihrer Gründung 
in San Francisco am 26. Juli 1945 bezeichnet!. Nicht 
nur in Deutschland, sondern wohl auch in den meisten 
übrigen europäischen Ländern fanden die weit- 
reichenden politischen Folgen, die sich daraus er- 
geben, bisher wenig Beachtung. Daher halten wir es 
für wesentlich, unsere Leser mit den Ergebnissen 
einer Untersuchung vertraut zu machen, die das 
Carnegie Endowment for International Peace den 
unmittelbaren Auswirkungen der Erweiterung der 
Mitgliedschaft der Vereinten Nationen gewidmet hat”. 
Es handelt sich um ein Memorandum, das in erster 
Linie zum Verständnis der Probleme beitragen soll, 
mit denen sich die 11. Vollversammlung nach der 
Erweiterung des Mitgliederkreises auseinandersetzen 
muß. Eine grundsätzliche Würdigung der politischen 
Fragen der Erweiterung der Mitgliedschaft der Ver- 
einten Nationen war damit noch nicht beabsichtigt. 
Dem Präsidenten des Endowment, Joseph E. John- 
ston, sei an dieser Stelle unser besonderer Dank dafür 
ausgesprochen, daß er trotzdem seine Zustimmung 
zur Uebersetzung und Veröffentlichung des Memo- 


randums erteilte. Der Autor, Prof. Eric Stein, gehörte 
bis Ende 1955 dem Office of the United Nations, 
Political and Security Office, des amerikanischen 
Außenministeriums an und verfügt daher über eine 
intime Kenntnis der Organisation der Vereinten Na- 
tionen und ihrer Probleme. Er spricht hier natürlich 
nur seine persönlichen Ansichten aus. Das Carnegie 
Endowment bezieht grundsätzlich keine eigene Stel- 
lung zu den in seinem Auftrag behandelten Pro- 
blemen. 

Die Problematik der Aufnahme neuer Mitglieder 
der Vereinten Nationen wurde bereits in einem 
früheren Beitrag des Europa-Archivs behandelt, der 
gleichfalls auf eine Anregung des Carnegie Endow- 
ment zurückgeht (vgl. „Probleme einer Aenderung 
der Charta der Vereinten Nationen, Stellungnahme 
einer deutschen Studienkommission“ in Europa- 
Archiv 8/1955, S. 7268— 7278). Die Entwicklung ist 
anders verlaufen, als es in jener im September 1954 
beendeten Abhandlung vorgesehen werden konnte. 
Damals war die Aufnahme neuer Mitglieder die 
Frage, die deutlicher als jeder andere Konflikt die 
scheinbar unüberbrückbaren Gegensätze zwischen den 
Mächtegruppen und ihre verhängnisvollen Auswir- 
kungen auf die Organisation der Vereinten Na- 
tionen offenbarte. Seit 1945 hatten von den 30 Staa- 
ten, die sich um die Mitgliedschaft bewarben, nur 9 
die Aufnahme erreicht’. Die übrigen Bewerber, die 
teils dem westlichen, teils dem östlichen Lager an- 
gehörten, konnten nicht zugelassen werden, obwohl 
die meisten von ihnen nach Ansicht einer Mehrheit 
der Mitgliedstaaten die in Art. 4 Abs. 1 der Charta 


1) Paul Martin (Kanada) in: Ad Hoc Political Committee, 
General Assembly, 10th Sess., Dec. Ist, 1955. A/C80/PV.25, 
S. 4345, zit. von Leo Gross, „Progress Towards Universality 
of Membership in the United Nations“ in: The American 
Journal of International Law, Vol. 50, No. 4, Oktober 1956, 
SEIIE 
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2) „Some Implications of Expanding United Nations Member- 


ship“, hektographiertes Memorandum, Carnegie Endowment 


for International Peace. 

3) Es wurden aufgenommen: 1946: Afghanistan, Island, 
Schweden, Thailand; 1947: Pakistan, Jemen; 1948: Burma; 
1949: Israel; 1950: Indonesien. 
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festgelegten Voraussetzungen erfüllten. Vierzehn 
Bewerber? waren von der Vollversammlung als wähl- 
bar anerkannt worden, hatten aber nicht die Zustim- 
mung aller ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates 
gefunden; sie waren am sowjetischen Veto gescheitert. 
Die sieben übrigen Bewerber® gehörten dem Ostblock 
an; ihnen versperrten die Westmächte im Sicherheits- 
rat den Zugang. Abgesehen von den Bewerberstaaten, 
standen damals noch die Schweiz, Spanien und 
Deutschland außerhalb der Vereinten Nationen. 

Die rechtlichen Probleme schienen geklärt, nachdem 
der Internationale Gerichtshof in zwei Gutachten” zur 
Aufnahme neuer Mitglieder in dem Sinne Stellung 
genommen hatte, daß die Aufnahmebedingungen im 
Art. 4 Abs. 1 der Charta erschöpfend dargelegt seien 
und daß es daher unzulässig sei, die Aufnahme neuer 
Mitglieder von anderen Bedingungen abhängig zu 
machen. Insbesondere hob der Gerichtshof hervor, 
daß nach den Bestimmungen der Charta jeder Antrag 
auf Mitgliedschaft für sich geprüft und zur Abstim- 
mung gebracht werden müsse, da es sonst unmöglich 
sei, festzustellen, ob ein Bewerberstaat den Auf- 
nahmebedingungen entspreche. Er ließ aber auch 
keinen Zweifel darüber bestehen, daß die Vollver- 
sammlung ohne eine Empfehlung des Sicherheitsrates 
nicht rechtswirksam über die Zulassung eines neuen 
Mitgliedes entscheiden kann. Diese Aeußerungen des 
Internationalen Gerichtshofes trugen dazu bei, die 
Fronten zu verhärten, und erschwerten einen Kom- 
promiß®. Nur eine Beschränkung des Vetorechtes bei 
der Aufnahme neuer Mitglieder (Art. 4 Abs. 2) schien 
einen rechtlich einwandfreien Ausweg aus dem Di- 
lemma zu bieten?. Aber es bestanden in absehbarer 
Zeit so gut wie keine Aussichten auf eine Revision 
der Charta. Der Vorschlag einer allgemeinen Konfe- 
renz zum Zwecke der Erörterung der Charta (Review 
Conference) mußte zwar laut Art. 109 Abs. 3 im Jahre 
1955 automatisch auf die Tagesordnung der 10. Voll- 
versammlung kommen, aber es war nicht schwer, vor- 
auszusehen, daß die Vollversammlung es mit einer 
Verwirklichungen nicht eilig haben würde!®. 


Die Lösung des Konfliktes durch ein erfolgreiches 
politisches „Globalgeschäft“ (Package Deal), das aber 
im Widerspruch zu der Rechtsauffassung des Inter- 
nationalen Gerichtshofes steht"!, war das einzig bedeut- 
same Ergebnis, das der „Geist von Genf“ für sich 
buchen kann. Die Vollversammlung hatte 1953 ein 
Committee of Good Offices eingesetzt'?, das die Auf- 
nahme neuer Mitglieder vorbereiten sollte. Die Mit- 
glieder des Ausschusses — Aegypten, die Niederlande 
und Peru — unter dem Vorsitz des Peruaners Victor 
A. Belaunde erzielten so gut wie keine Fortschritte, 
bis die Vorboten des „Genfer Tauwetters“ sich auch 
in den Vereinten Nationen bemerkbar machten. Dies 
geschah auf der Jubiläumstagung der Vereinten Na- 
tionen in San Francisco zwischen dem 20. und dem 
25. Juni 1955, als sich die Außenminister der vier 
Großmächte zu vorbereitenden Besprechungen über 
die für Mitte Juli 1955 geplante Genfer Konferenz der 
Regierungschefs zusammenfanden. Die „hermeneu- 
tischen Bemühungen“!?, die das Committee of Good 
Offices seit zwei Jahren vergeblich auf den Artikel 4 
der Charta verwandt hatte, wichen nun plötzlich der 
Ueberzeugung, daß es nicht nur notwendig, sondern 
auch möglich war, eine politische Lösung des 
Problems zu finden, die zu einem Rapprochement 
zwischen der Sowjetunion und den Westmächten füh- 
ren würde. Wie der Vorsitzende des Committee of 
Good Offices berichtet‘, schlug der sowjetische 
Außenminister, Molotow, ihm damals die Aufnahme 
von 16 neuen Mitgliedern vor, nämlich Albanien, 
Mongolische Volksrepublik, Bulgarien, Rumänien, 
Ungarn, Finnland, Italien, Irland, Portugal, Oester- 
reich, Jordanien, Ceylon, Laos, Kambodscha, Libyen 
und Nepal. Gegen die Aufnahme von Japan wandte 
Molotow ein, daß dieses Land noch keinen Friedens- 
vertrag mit der Sowjetunion unterzeichnet hatte. Die 
Aufnahme von Nord- und Südkorea und Nord- und 
Südvietnam wollte er zurückstellen, weil das Problem 
der Wiedervereinigung dieser Länder noch nicht ge- 
löst sei. Nachdem Spanien am 27. September 1955 
einen Aufnahmeantrag gestellt hatte, schlug Belaunde 


4) Art. 4 der Charta der Vereinten Nationen lautet: 

„l. Membership in the United Nations is open to all other 
peace loving states which accept the obligations contained 
in the present Charter and, in the judgment of the Or- 
ganization, are able and) willing to carry out these obliga- 
tions. 

2. The admission of any such state to membership in the 
United Nations will be effected by a decision of the 
General Assembly upon the nrecommendation of the Se- 
curity Council.“ 

5) Jordanien, Portugal, Italien, Irland, Oesterreich, Finn- 
land, Ceylon, Republik Korea (Süd-Korea), Nepal, Libyen, 
Japan, Vietnam (Süd-Vietnam), Kambodicha und Laos. 

6) Albanien, Mongolische Volksrepublik, Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien, Koreanische Volksrepublik (Nord-Korea), Demo- 
kratische Republik Vietnam (Nord-Vietnam). 

7) Vom 28. Mai; 1948: Cour Internationale de Justice, Re- 
cueil des Anrets, Avis Consultatifs et Ordonnances (zit. C.I.J. 
en ee S. 57 ff., und vom 3. März 1950, C.1.J. Rec. 


8) Vgl. Gross, a. a. O., S. 792. 
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9) Vgl. die Stellungnahme der Deutschen Studienkommis- 
sion, a, a. O., $. 7273, und die dort angeführte abweichende 
Auffassung des Richters Alvarez, der feststellt, daß die Voll- 
versammlung in gewissen Fällen berechtigt sei, das Veto einer 
Nachprüfung zu unterziehen und bei mißbräuchlicher Anwen- 
dung als unbeachtlich zu betrachten. 


10) Die Vollversammlung beschloß am 21. November 1955, 
die Konferenz „zu gegebener Zeit“ abzuhalten und eine Kom- 
mission zu ernennen, die auf der 12. Tagung (1957) einen 
Bericht mit Empfehlungen vorlegen soll. Vgl. Europa-Archiv 
5/1956, S. 8666. 


{1) Vgl. die ausführliche Darstellung der Vorgänge durch 
Gross, a. a, O., insbesondere S. 802—803, 
12) Vgl. die Resolution 718 (VIII) der Vollversammlung vom 
= 1953, Sth Sess., Official Records, Supplement 
ENT 


13) Vgl. Preliminary Report of the Committee of Good Of- 
fices on the Admission of New Members, Doc. A-2973, Sep. 
19th, 1955, zit. von Gross, a. a. O., S. 797. 


14) Doc. A-AC.80 — P.V.25, zit. von Gross, a. a. O., S. 797. 
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Auswirkungen der Einbeziehung neuer Mitglieder 
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dem sowjetischen Außenminister vor, insgesamt 18 
neue Mitglieder aufzunehmen, unter ihnen Japan und 
Spanien'”. Damit war der Package Deal in seinen 
Umrissen sichtbar geworden. Die Einzelheiten der 
weiteren Verhandlungen können hier unberücksichtigt 
bleiben. Das Endergebnis war die Aufnahme von 16 
neuen Mitgliedern (einschließlich Spaniens) auf der 
10. Vollversammlung. Die Mongolische Volksrepublik 
und Japan fanden noch keine Berücksichtigung"®. 
Unter den vier weiteren Mitgliedern, die während 
der 11. Vollversammlung im Januar 1956 aufgenom- 
men wurden!”, befand sich dann auch Japan. Die 
sowjetische Zustimmung war im Verlaufe der sowje- 
tisch-japanischen Verhandlungen in Moskau im Ok- 
tober 1956 erreicht worden’®. 

Das „Genfer Tauwetter“ war nur von kurzer 
Dauer, aber die Entscheidung über die Erweiterung 


Einführung 


Fünf Jahre bevor die sechzehn neuen Mitglieder 
in die Vereinten Nationen aufgenommen wurden, 
schrieb John Foster Dulles als Privatmann: 


„Eine zunehmende Schwäche der Vereinten Nationen 
ist ihr Mangel an Universalität. Auf der Konferenz von 
San Francisco besaßen die dort vertretenen Länder alle 
effektive Macht der Welt. Daher konnte eine Organi- 
sation, die sie zu ihren Mitgliedern zählten, mit Recht eine 
Weltorganisation genannt werden, und sie spiegelte die 
Machtverhältnisse in der Welt getreulich wider. 

Seit San Francisco hat sich die Lage erheblich ver- 
ändert. 

Die früheren Feindstaaten haben an Macht gewonnen, 

. es bestehen Friedensverträge mit Italien, Ungam, 
Bulgarien, Rumänien und Finnland. In Deutschland und 
Japan gibt es Regierungen, deren Macht wächst. Oester- 
reich erlebte seine Wiedergeburt. Neue Nationen sind 
erstanden, die nicht Mitglieder sind — die Vereinigten 
Staaten von Indonesien, Jordanien und Ceylon beispiels- 
weise. 

Einige Nationen, die im letzten Krieg neutral waren, 
besitzen nicht die Mitgliedschaft — zum Beispiel Irland, 
Portugal, die Schweiz und Spanien. 

Die Vereinten Nationen sind keine ‚Welt‘-Organisation 
mehr, und ihre Entscheidungen können der Wirklichkeit 
nicht gerecht werden, wenn sie einen erheblichen Teil 
der Weltgemeinschaft aus ihren Reihen ausschließen!.“ 

Gegen die Art und Weise, in der die Sechzehn? 
aufgenommen wurden, sind kritische Stimmen laut ge- 
worden. Während ein Teil der Kritik berechtigt sein 
mag, führte die Zulassung andererseits aus einer Sack- 
gasse in der Mitgliedschaftsfrage, welche die Organi- 
sation praktisch von Anfang an beunruhigt und auf- 
gehalten hatte. Einige unter den Mitgliedern hatten 
fast zehn Jahre auf ihre Aufnahme gewartet. Japan 
und andere, besonders die „geteilten Staaten“, sind 
immer noch nicht Mitglied. Der Sudan, Marokko und 
Tunesien haben die Sicherheitsratshürde genommen 
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der Mitgliedschaft der Vereinten Nationen, die sich 
in den Wochen unmittelbar vor und nach der Genfer 
Gipfelkonferenz anbahnte, war nicht mehr rückgängig 
zu machen. Die dadurch eingeleitete Entwicklung hat 
ihre eigene Dynamik gewonnen, die unabhängig von 
der außenpolitischen Konstellation des Sommers 1955 
weiterwirkt. Die folgende Abhandlung zeigt die 
neuen Möglichkeiten und Gefahren, die sich daraus 
für die internationale Politik ergeben haben. 


Wilhelm Cornides 


15) Doc. A-AC.80 — P.V.25, zit. von Gross, a.a.O., S. 798. 

16) Vgl. Europa-Archiv 5/1956, S. 8664 f. 

7) Marokko, Tunesien, Sudan und später Japan. 

18) Vgl.Nishijima, „Die politische Entwicklung in Japan...“ 
nebst Wortlaut der sowjetisch-japanischen Erklärung in Europa- 
Archiv 21/1956, S. 9277—9288. 


des Verfassers 


und werden voraussichtlich zu Beginn der nächsten 
Tagung der Vollversammlung als das siebenundsieb- 
zigste, achtundsiebzigste und neunundsiebzigste Mit- 
glied der Vereinten Nationen aufgenommen werden. 
Voller Hoffnung befindet sich auch Japan auf dem 
Wege zu einer baldigen Zulassung??. Setzt man die 
Fortführung der gegenwärtigen Tendenzen voraus, so 
ist es wahrscheinlich, daß sich die Mitgliedschaft der 
Vereinten Nationen mit der Zeit auf alle potentiellen 
Bewerber ausdehnen wird. 

Durch die Aufnahme der Sechzehn wird die Mit- 
gliedschaft der Vereinten Nationen über weitere 4,1 
Millionen Quadratkilometer mit einer Bevölkerung 
von 155 Millionen Menschen ausgedehnt. Sie bringt 
die Vereinten Nationen dem Leitbild einer „Welt- 
organisation“ näher, als es je einer anderen Organi- 
sation in der Geschichte der Menschheit beschieden 
war. Die Vereinten Nationen werden mit mehr Ge- 
wicht sprechen, obgleich es schwieriger werden mag, 
Bereiche zu finden, in denen Übereinstimmung 
herrscht. Die Vereinten Nationen werden auf ein 
neues Reservoir von Staatsmännerın und Experten 
zurückgreifen können, von denen einige ein hervor- 
ragendes kulturelles Niveau und eine ebensolche Aus- 
bildung mitbringen. 

Zwangsläufig werden die sechzehn neuen Mit- 
glieder den Vereinten Nationen neue Probleme und 
zusätzliche Arbeit auferlegen. Da sie gegenüber der 
bisherigen Mitgliederzahl von 60 einen Zuwachs von 
mehr als 26 Prozent darstellen (die Aufnahme des 


1) John Foster er „War and Peace“, New York: Mac- 
millan 1950; S. 188—18 

2) Albanien, een Bulgarien, Kambodscha, Ceylon, 
Finnland, Ungarn, Irland, Italien, Jordanien, Laos, Libyen, 
Nepal, Portugal, Rumänien und Spanien. 

?a) Anmerkung der Schriftleitung: Inzwischen wurde Japan 
auf der XI. Vollversammlung in die Vereinten Nationen auf- 
genommen. 
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Sudan, Marokkos und Tunesiens wird diesen Zu- 
wachs auf mehr als 31 Prozent erhöhen), werden diese 
neuen Mitglieder auf die Debatten und Aktionen 
der Vereinten Nationen sofort eine unmittelbare Wir- 
kung ausüben. Zunächst wird ihre Zulassung die Be- 
strebungen um eine Erweiterung der Mitgliedschaft 
einiger Organe der Vereinten Nationen verstärken. 
Zweitens bedeutet sie eine Akzentuierung des Pro- 
blems, die Tagungsdauer der Vollversammlung in 
vernünftigen Grenzen zu halten, um eine Spitzen- 
besetzung in den Delegationen zu sichern. Die 
schwierige Frage, wie eine Organisation mit derart 
ausgedehnter Mitgliedschaft und weitreichender 


Tagungsordnung wie die Vollversammlung arbeiten 
soll, hat vielen bereits zu denken gegeben. Der An- 
stieg der Mitgliedschaft von 60 auf 76 und möglicher- 
weise auf 85 oder 90 spitzt ein ohnehin schwieriges 
Problem spürbar zu. Es ist dies ein Problem, dem 
sich die Vollversammlung, voraussichtlich zu Beginn 
ihrer Elften Sitzungsperiode, mit dem Bewußtsein 
der Dringlichkeit und Verantwortung zuwenden muß, 
falls sie ihre Pflichten der Menschheit gegenüber 
wirkungsvoll erfüllen soll. Diese Ausführungen wer- 
den sich zum größten Teil mit diesen zwei haupt- 
sächlichen, akuten Problemen befassen, die im wesent- 
lichen technischer Natur sind. 


Auswirkung der sechzehn Neuaufnahmen auf die hauptsächlichen geographischen 
und interessenmäßigen Gruppierungen innerhalb der Vereinten Nationen 


Die folgende Tabelle zeigt die Verschiebung, die 
durch die Neuaufnahme in den geographischen Grup- 
pen innerhalb des Mitgliederkreises der Vereinten 
Nationen auftritt. Es sollte jedoch im Auge behalten 
werden, daß nationale Interessen und besondere Bin- 
dungen oft die geographischen Gruppen durch- 
brechen, innerhalb der Gruppen Zwistigkeiten her- 
vorrufen und ihren Zusammenhalt als Stimmenblock 


schwächen. 


Geographische Gruppe (a) Vor d. Auf- Nach d. Auf- 


nahme d. 16 nahme d. 16 


kateinamerikar ed mau. 29 20 
Europasınsgesami... a el 26 
IVESTELTODA HE en el 16 (b) 
Osteuropar (Oo). 6 10 
Mittlerer Osten und Afrika. . . . 12 14 (d) 
Asien und Ferner Osten. . . . . 7 11 
„Altes“ britisches Commonwealth (e) 4 4 


(a) ohne Vereinigte Staaten von Amerika. 

(b) einschließlich Finnland und Oesterreich. 

(c) einschließlich Jugoslawien. 

(d) Mit dem Sudan, Marokko und Tunesien werden es 
17 sein, 

(e) Australien, 
Union. 


Kanada, Neuseeland und Südafrikanische 

1. Da zehn der sechzehn neu hinzugekommenen 
Mitglieder europäische Staaten sind, ist die bedauer- 
lich schwache Vertretung Europas in den Ver- 
einten Nationen, abgesehen von der weiteren Ab- 
wesenheit Deutschlands, behoben. Die westeuro- 
päische Gruppe wird (mit dem Vereinigten König- 
reich und Frankreich) sechzehn an Stelle von zehn 
Mitgliedern zählen, wobei Finnland und bis zu einem 
gewissen Grade Österreich eine Sonderstellung ein- 
nehmen?. Infolge ihrer exponierten geographischen 
Lage dürften diese beiden Länder in strittigen politi- 


3) Es wird von Interesse sein, zu beobachten, in welchem 
Maße die verschiedenen Verflechtungen der innereuropäischen 
Gruppierungen sich jetzt, da alle Teilnehmer außer Deutsch- 
land in den Vereinten Nationen sind, auf ihre Stellung in 
den Vereinten Nationen auswirken wird: die vom Vereinigten 
Königreich betonte NATO-OBEEC-Linie; die durch die Montan- 
union vertretene föderalistische Bewegung; die skandinavische 
Gruppe des Nordischen Rates; die Benelux-Gruppe. 
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schen Fragen behutsam vorgehen. Besonders Öster- 
reich, das formal durch seinen neutralen Status zwar 
nicht davon abgehalten wird, in politischen Fragen 
Stellung zu beziehen, wird sich wahrscheinlich zur 
wahren Bedeutung seiner Neutralität vortasten. Finn- 
land war der einzige nichtkommunistische Staat, der 
mit der Sowjetunion für die Zulassung einer Dele- 
gation der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa stimmte. In kolonialen Fragen wird Portugal 
wahrscheinlich als einziges Land die Kolonialmächte 
stetig unterstützen. Italien, Spanien und Österreich 
werden vielleicht zu einem Mittelweg hin tendieren, 
während die Stellung Irlands durch dessen scharfe 
Haltung bezüglich der Teilung der irischen Insel ge- 
kennzeichnet sein wird, die es zu einer antikolonialen 
Position führen mag. Es besteht die Möglichkeit, daß 
sich auf lange Sicht eine Untergruppe herausbildet, die 
sich aus den halbentwickelten Ländern Südeuropas, be- 
stehend aus Spanien, Portugal, Italien, Griechenland, 
Jugoslawien und vielleicht den vier Balkanstaaten, 
die neue Mitglieder sind, zusammensetzt und durch 
bestimmte Wirtschaftsinteressen verbunden ist. 


2. Die einflußreiche lateinamerikanische 
Gruppe bleibt mit zwanzig Mitgliedern unverändert. 
Ihr Einfluß an Stimmgewicht wird durch die Neu- 
aufnahmen gemindert werden. Als die Mitgliederzahl 
der Vereinten Nationen noch 60 Staaten betrug, war 
es dieser Gruppe möglich, jeden wichtigen Vorschlag, 
der eine Zweidrittelmehrheit erforderte, zu Fall zu 
bringen. Sie würde jetzt für diesen Zweck sechs 
weitere Stimmen benötigen. Es bleibt abzuwarten, 
ob sich diese Gruppe hinsichtlich bestimmter Fragen 
um eine engere Verbindung mit der arabischen 
Gruppe bemühen oder ob sie sich westeuropäischen, 
von Italien, Spanien und Portugal beeinflußten Posi- 
tionen nähern wird. Spanien hat in den Sonderorgani- 
sationen starke Führungsambitionen gezeigt; Italiens 
Einfluß auf dieLateinamerikaner war schon vor seiner 
Aufnahme in Fragen wie derjenigen der Aufteilung 
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der früheren italienischen Kolonien erkennbar. Ge- 
meinsame Sicherheits- und andere Interessen werden 
weiterhin in einer engen Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinigten Staaten und den Lateinamerikanern 
innerhalb der Vereinten Nationen ihren Ausdruck 
finden. Daneben könnte die Stellung der Vereinig- 
ten Staaten gegenüber den Lateinamerikanern in- 
direkt Italien, Spanien und die arabische Gruppe in 
ihrer Haltung beeinflussen. In bestimmten Fragen, 
wie beispielsweise dem Status Jerusalems, wird 
Lateinamerika vielleicht mit Irland, Italien, Spanien, 
Belgien und anderen einen gemeinsamen Standpunkt 
beziehen. 


83.Indermittelöstlich-afrikanischen 
Gruppe wird die Vertretung der Arabischen Liga in 
den Vereinten Nationen einen Zuwachs von sechs auf 
elf Mitglieder aufweisen (einschließlich Sudan, Ma- 
rokko und Tunesien), was einen Anstieg um mehr als 
achtzig Prozent bedeutet. Dies wird im Zusammen- 
hang mit Angelegenheiten spürbar werden, in denen 
die Liga einen gemeinsamen Standpunkt bezieht, so 
natürlich beim Palästinaproblem. Der arabische und 
mohammedanische Einfluß wird ebenfalls innerhalb 
der afro-asiatischen Gruppe steigen. Die Initiative 
Aegyptens mag angesichts dieser Faktoren und seiner 
gestärkten Stellung innerhalb der eigentlichen arabi- 
schen Gruppe in den Vereinten Nationen unmittel- 
barer spürbar werden. In der weiteren Zukunft wird 
die Vertretung der mittelöstlich-afrikanischen Gruppe 
eventuell weiter durch das Hinzukommen der im 
Entstehen begriffenen neuen afrikanischen Staaten, 


Auswirkungen der Einbeziehung neuer Mitglieder 


wie der Goldküste, Nigeriens und der Zentralafrika- 
nischen Föderation, verstärkt werden. 

4. Die asiatisch-fernöstliche Gruppe 
ist von sieben auf elf Mitglieder angewachsen. Im 
ganzen wird dies einen stärkeren Rückhalt für die 
sogenannte unabhängige asiatische Politik in den 
Vereinten Nationen bedeuten. Einige der neuen Mit- 
glieder stehen unter starkem Einfluß Indiens, der 
diesem zu einem späteren Zeitpunkt durch Japan 
streitig gemacht werden könnte. Die britische Politik 
in den Vereinten Nationen, die bereits unter einer 
erheblichen Einwirkung der asiatischen Common- 
wealth-Mitglieder steht, mag durch die Aufnahme 
Ceylons weiter beeinflußt werden, das ein großes 
Interesse an Leistungen und Geldmitteln der Verein- 
ten Nationen für die wirtschaftliche Entwicklung 
gezeigt hat. Die eventuelle Zulassung von Vietnam, 
Korea und der Föderation von Malaya würde auf 
den Charakter dieser Gruppe ebenfalls nicht ohne 
Wirkung bleiben und ihren Einfluß noch erhöhen. 

5. Die sowjetisch dominierte Gruppe 
ist von fünf auf neun Mitglieder angewachsen und 
spiegelt damit die Wirklichkeit der gegenwärtigen 
sowjetischen Kontrolle über die alten osteuropäischen 
Staaten wider. Sollte die neue sowjetische Politik 
einige Zeit Bestand haben, so werden die derzeitigen 
osteuropäischen Satelliten der Sowjetunion vielleicht 
ein Maß an Aktionsfreiheit erreichen, das sich auf 
den Zusammenhalt dieses Blockes in den Vereinten 
Nationen hinsichtlich der Behandlung von Problemen, 
die nicht die große Politik und die Sicherheit be- 
rühren, eines Tages auswirken könnte. 


Betrachtungen über die Auswirkungen der Neuaufnahmen auf Entwicklungstendenzen 
in den Vereinten Nationen 


Es ist zwar nicht der Zweck dieser Ausführungen, 
weitgehende Spekulationen darüber anzustellen, 
welche Bedeutung die Neuaufnahmen auf lange Sicht 
für den Kurs haben, dem die Vereinten Nationen 
folgen werden — und es könnte sich dabei nur um 
Spekulationen handeln. Dennoch dürften einige un- 
mittelbar ins Auge fallende Beobachtungen Aufmerk- 
samkeit verdienen. 3 

Zweifellos muß die Bedeutung der Neuaufnahmen 
für die Vereinten Nationen vor dem Hintergrund der 
gesamten weltpolitischen Szene gesehen werden: Das 
Anwachsen der Mitgliederzahl ist keine isolierte Tat- 
sache. 

Es ist von Wichtigkeit, daß der Beitritt der neuen 
Mitglieder zu einem Zeitpunkt erfolgte, in dem neue 
Elemente auf der Weltbühne aufgetreten sind. Daß 
über ihre Aufnahme Uebereinstimmung erzielt 
wurde, ist sogar teilweise ein Ergebnis der zuneh- 
menden Flexibilität im Gewebe der internationalen 
Beziehungen. Es sind in der Hauptsache drei neue 
Elemente. Alle drei stehen in Beziehung zueinander, 
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und der Versuch, sie hier gegenseitig abzugrenzen, 
bedeutet nicht, daß sie wirklich voneinander zu tren- 
nen sind. 

Einmal ist da die neue Taktik der Sowjetunion, die 
anscheinend darauf abzielt, die Isolation zu durch- 
brechen, in die der kommunistische Block infolge der 
Starrheit und Aggressivität der sowjetischen Politik 
selbst geraten war. Hierfür war die Genfer Gipfel- 
konferenz ein Anzeichen und eine Ermutigung, die 
neue Taktik weiter zu verfolgen. Aufschlußreich illu- 
striert wird die Veränderung der Taktik durch den 
Gegensatz zwischen dem milden sowjetischen Vor- 
schlag aus dem Jahre 1955, der zu einer Verstärkung 
freundschaftlicher Kontakte im internationalen Be- 
reich aufrief, und dem weitaus schärferen, auf so- 
wjetischen Druck zurückgehenden tschechoslowaki- 
schen Resolutionsentwurf von 1954 über die 
sogenannte Kriegspropaganda. 

Zweitens ist die Bedeutung der neu bekannt ge- 
wordenen Tatsachen über militärische Waffen noch 
nicht ganz begriffen worden, nämlich a) der Besitz 
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der Wasserstoffbombe durch die Sowjetunion; b) der 
rasche Fortschritt der Waffentechnik, durch den viele 
Voraussetzungen, auf die sich die Politik seit Aus- 
bruch des „Kalten Krieges“ stützte, in Frage gestellt 
wurden, und die Aussicht auf weitere technische Ent- 
wicklungen, deren Verwirklichung noch in der Zu- 
kunft liegt. 

Das dritte Element sind die Ansprüche auf Be- 
achtung, welche die neuen Nationen Afrikas und 
Asiens erheben und die sie auf der Bandung-Konfe- 
renz in dramatischer Weise zum Ausdruck brachten. 


Eine unmittelbare Folge dieser Situationselemente 
ist, daß sich beide Seiten des „Kalten Krieges“ aus 
der recht starren Haltung lösen, welche die voran- 
gegangene Periode kennzeichnete. Während der 
zugrunde liegende Machtkampf weitergeht, scheinen 
seine äußeren Formen sich zu wandeln und die 
Arenen, in denen der Wettstreit ausgefochten wird, 
zu wechseln. Neue Bestrebungen nach Uebereinkunft 
und „Einmütigkeit“ bestehen in den Vereinten Na- 
tionen. Die neuen Mitglieder werden dem Streben 
nach Einmütigkeit wahrscheinlich noch Nachdruck 
verleihen. In Anbetracht dieser Aenderung der Tak- 
tik mag die genaue Abschätzung des Stimmgewichts 
der neuen Mitglieder und der von ihnen geleisteten 
propagandistischen Unterstützung gar nicht mehr so 
vordringlich sein. 

Die Tendenz zur „Einmütigkeit“ und Ueberein- 
kunft in den Vereinten Nationen ließ sich im Verlauf 
der Zehnten Tagung der Vollversammlung 1955 
deutlich erkennen. Auf dieser Sitzung wurden zu 
sechs? von sieben Punkten, die dem entscheidenden 
Politischen Ausschuß zur Behandlung zugewiesen 
worden waren, keine Gegenstimmen abgegeben, 
obgleich einige dieser Punkte zu den umstrittensten 
Angelegenheiten zählten, mit denen sich die Verein- 
ten Nationen zu befassen hatten. In anderen wich- 
tigen Fragen bestanden natürlich scharfe Konflikte, 
die nicht durch einstimmige Handlungen gelöst wer- 
den konnten. Häufig verdeckte die Einstimmigkeit 
in Verfahrensfragen einen tiefen Zwiespalt in der 
Substanz; aber schon die Tatsache einer Handlung 
der Vollversammlung, gegen die keine Gegenstimmen 
erhoben wurden, erhöhte die Lawinenwirkung der 
„Verminderung der internationalen Spannungen“. Es 
ist wahrscheinlich, daß die Sechzehn den Druck gegen 
die starken, zu beiden Seiten der strittigen Punkte 
zwischen Ost und West errichteten Propaganda- 
positionen erhöhen werden. Da die Gegensätze in 
grundlegenden Fragen dieser Art, wie beispielsweise 
dem Abrüstungsproblem, jedoch noch fortbestehen, 
werden die großen Mehrheiten, die vernünftige Vor- 
schläge des Westens unterstützen, im wesentlichen 
weiter wirksam sein, solange die Verantwortung für 


*) Es handelte sich hier um die Punkte Korea, Marokko, 
friedliche Verwendung der Atomenergie, Auswirkungen radio- 
aktiver Strahlungen, Algerien und West-Neuguinea. 


9592 


das Ausbleiben eines Fortschrittes nicht dem Westen 
zugeschrieben wird. Das Ergebnis der Abstimmung 
der Zehnten Vollversammlung über den westlichen 
Abrüstungsvorschlag war beispielsweise 56 zu 7, ein- 
schließlich einiger der neuen Mitglieder; selbst wenn 
alle neuen Mitglieder abgestimmt hätten, wäre dies 
ohne Wirkung auf das Ergebnis geblieben. 


Es läßt sich nicht voraussehen, was im Falle einer 
offenen Aggression wie der in Korea geschehen 
würde. Es besteht kein Grund für die Annahme, daß 
die Zulassung der neuen Mitglieder an sich das Er- 
gebnis ändern würde. Ausschlaggebend für eine Ent- 
scheidung in einer solchen Frage wären Bedingungen 
des gerade herrschenden politischen Klimas: Ort und 
Umstände, unter denen die Aggression stattfand; Art 
des Eingreifens, das von den Vereinten Nationen 
gefordert wird; Fähigkeit des Opfers der Aggression, 
die Vereinten Nationen anzurufen; Unanfechtbarkeit 
der Tatsachen des Falles; Wirksamkeit eines regio- 
nalen Verteidigungsabkommens; Bestrebungen nach 
Vermittlung und Mäßigung. 


In kolonialen Fragen werden die Neuaufnahmen 
fraglos die beständig und radikal antikolonialistische 
Gruppe erheblich verstärken. Von zehn oder elf der 
Sechzehn kann erwartet werden, daß sie sich bei 
einer Streitfrage, die klar umrissen ist, auf die Seite 
dieser Gruppe schlagen werden, während Portugal 
stets die Kolonialmächte unterstützen wird. Ungeach- 
tet der in letzter Zeit erkennbaren Tendenz der anti- 
kolonialistischen Gruppe, besonders einiger latein- 
amerikanischer Länder, auf diesem Gebiet mit 
größerer Umsicht vorzugehen, steht den Vereinten 
Nationen wahrscheinlich weiterhin eine Periode der 
wachsenden Spannung in diesen Fragen bevor. Die 
Wirkung der Neuaufnahmen ist schwer vorauszu- 
sehen, da die neue Stimmenverteilung ebensogut zu 
einer Versteifung des Widerstandes der Kolonial- 
mächte führen könnte, wie sie sie dazu bewegen 
könnte, sich einer gemeinsamen Mitte zu näher. Viel 
wird von dem Verantwortungsbewußtsein abhängen, 
mit dem die Mehrheit ihre Macht in die Waagschale 
wirft. 


Die starke Zunahme der Zahl der afrikanisch- 
asiatischen Mitglieder, der in naher Zukunft voraus- 
sichtlich ein weiterer Zuwachs folgen wird, hat die 
Bedeutung, daß die Bestrebungen für ein Tätig- 
werden der Vereinten Nationen auf dem Gebiet 
sozialer Probleme und insbesondere in Rassefragen 
eine Verstärkung erfahren werden. ; 


Es ist unwahrscheinlich, daß die langwierigen Be- 
mühungen der Vereinten Nationen, „die allgemeine 
Achtung und Anerkennung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten aller ohne Unterschied der Rasse, 
des Geschlechts, der Sprache oder der Religion“ zu 
fördern, durch die Aufnahme der sechzehn neuen 
Mitglieder wesentlich beeinflußt werden wird. Es 
kann mit Recht angenommen werden, daß die neuen 
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mittelöstlichen und asiatischen Mitglieder sich ihren 
Nachbarn in dem Streben nach dem Abschluß der 
Konventionsentwürfe über die Menschenrechte, die 
der Versammlung jetzt vorliegen, anschließen wer- 
den. Die unterentwickelten Länder haben sich im 
ganzen ihre Begeisterung für diese Dokumente be- 
wahrt, trotz der ernsten und bisher unüberbrück- 
baren Meinungsverschiedenheiten, die über ihren 
Inhalt entstanden sind. Die sowjetisch orientierten 
neuen Mitglieder dürften mit ihren Stimmen die 
Argumentation zugunsten der Betonung wirtschaft- 
licher und sozialer Rechte unterstützen — sehr zum 
Mißfallen der westlichen Länder, die sich bisher ver- 
gebens bemühten, den sachlichen Unterschied zwi- 
schen solchen Rechten und politischen und bürger- 
lichen Rechten klarzustellen. Spanien und Portugal 
werden kaum die Förderung der Menschenrechte auf 
dem Wege internationaler Organisation unterstützen. 
Bulgarien, Ungarn, Rumänien und Spanien wurden 
in dem Bericht des ad hoc-Ausschusses für Zwangs- 
arbeit als Länder erwähnt, in denen es Gesetze gibt, 
welche die Grundlage eines Systems der Zwangs- 
arbeit darstellen könnten’; diese Staaten werden 
wahrscheinlich nach Möglichkeit die Internationale 
Arbeitsorganisation der Vereinten Nationen von wei- 
teren Bemühungen auf diesem Gebiet abzuhalten 
suchen. 


In der Behandlung von Wirtschaftsfragen werden 
sich zehn oder elf der sechzehn Neuen mehr oder 
weniger mit der Mehrheit identifizieren, die eine 
Verstärkung der Dienste und der Hilfe der Vereinten 
Nationen für die Wirtschaftsentwicklung anstrebt 
und damit den bestehenden Druck auf die industria- 
lisierten Länder verstärkt. Die wichtigsten Groß- 
mächte werden in der nächsten Zeit höchstwahr- 
scheinlich ihre Systeme bilateraler Hilfsabkommen 
noch fortsetzen; auf längere Sicht aber könnte eine 
Wandlung in ihrer Vorstellung von den Funktionen 
derartiger Hilfe zu einer Aenderung der dabei an- 
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gewendeten Mittel und Methoden führen. Es be- 
stehen jedoch eindeutige Anzeichen dafür, daß einige 
kleinere industrialisierte Länder, wie die Niederlande, 
und sogar eine so bedeutende Macht wie Frankreich, 
die nicht in der Lage sind, für sich allein groß an- 
gelegte bilaterale Hilfsprogramme aufzuziehen, aus 
verschiedenen Gründen, unter anderem auch aus 
politischen Rücksichten, für eine ausgedehntere Tätig- 
keit der Vereinten Nationen auf diesem Gebiet ein- 
treten werden. Die Frage der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung ist für die Mehrheit der Mitglieder von 
grundlegender Bedeutung, und sie wird in den Be- 
ratungen der Vereinten Nationen mit wachsender 
Eindringlichkeit ihren Niederschlag finden. Auch auf 
diesem Gebiet werden eine elastische und gut for- 
mulierte Außenwirtschaftspolitik der Westmächte 
und realistisches Denken seitens der weniger ent- 
wickelten Länder erforderlich sein. 


Die Tatsache, daß die Vereinten Nationen in der 
Spiegelung der Weltlage der Wirklichkeit näher- 
gekommen sind, wird die Position der Großmächte 
nicht einfacher machen. Unter Bezugnahme beson- 
ders auf die Vereinigten Staaten, schrieb John Foster 
Dulles im Jahre 1950: 

„Falls die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen im 
wesentlichen universell werden sollte, so könnte dies eine 
beherrschende Stimmenüberlegenheit der Vereinigten 
Staaten und ihrer Freunde beendigen, die zwar ange- 
nehm, aber in gewisser Weise fiktiv ist®.“ 

Es besteht jedoch die Gefahr, daß ein erhebliches 
Anwachsen der Zahl der kleineren Nationen die 
unrealistische Auswirkung der Bestimmung, daß 
„jedes Mitglied eine Stimme“ in der Versammlung 
hat, noch verstärken wird, besonders dort, wo die 
Versammlung wirkliche Aktionen beschließt. Diese 
Bestimmung kann nur dann den Realitäten entspre- 
chen, wenn den Interessen und der Verantwortung 
der Großmächte durch die Mehrheit ihr gebührendes 
Gewicht gegeben wird. 


Der Sicherheitsrat 


Die mit den stärksten Spannungen geladene Frage, 
der sich die Vollversammlung gegenübersieht, ist die 
einer eventuellen Strukturveränderung des Sicher- 
heitsrates. Es ließe sich der Standpunkt vertreten, 
daß die Zahl von elf Mitgliedern den optimialen 
Umfang des Sicherheitsrates darstellt, da er als ein 
Werkzeug der Großmächte für die Erhaltung des 
Friedens gedacht war. In San Francisco wurde diese 
Zahl im vollen Bewußtsein des Umstandes akzeptiert, 
daß über kurz oder lang eine große Anzahl neuer 
Mitglieder (neue und alte Staaten) der Organisation 


5) Report of the Ad Hoc Committee on Forced Labour. 
Economic and Social Council, Official Records; 16th Session, 
Supplement No. 18; S. 32, 48, 68 und 71. 

8) Dulles, a. a. O., S. 19%. 
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beitreten würde, und sie wurde trotzdem für die 
beste Zahl gehalten. 


„Die Urheber der Charta befaßten sich emsthaft mit 
dem Problem des zahlenmäßigen Umfangs. Einerseits 
wünschten sie, den Rat möglichst klein zu halten, um ihn 
in die Lage zu versetzen, seine Aufgaben wirksam und 
zweckentsprechend zu erfüllen. Je größer der Rat, um so 
schwieriger ist es, die erforderlichen Entscheidungen her- 
beizuführen. Auf der anderen Seite bestanden fort- 
während Bestrebungen, den Umfang des Rates zu er- 
weitern, um damit mehr Staaten die Chance zu bieten, 
zu seinem Mitglied gewählt zu werden. Auf der Konfe- 
renz von San Francisco mußte zwischen den verschie- 
denen Staatengruppen, die vertreten sein wollten, sowie 
zwischen den Großmächten und den kleineren Mächten 
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ein Gleichgewicht hergestellt und der Rat gleichzeitig 
klein genug gehalten werden, um wirksam zu sein?.“ 

Es ist jedoch Tatsache, daß sich die heutige Rolle 
des Sicherheitsrates von der in San Francisco vor- 
gesehenen unterscheidet. Der Gedanke, daß der 
Sicherheitsrat ein führendes Organ der Kontrolle 
durch die Großmächte darstellen sollte, mit der 
primären Verantwortung für die Erhaltung des 
Friedens und mit der Macht, bindende Anordnungen 
zu treffen, hat sich nicht realisieren lassen. Eine große 
Anzahl bedeutender Angelegenheiten ist der Voll- 
versammlung zur Abgabe einer Empfehlung zuge- 
leitet worden. Die Vollversammlung ist zum haupt- 
sächlichen Gremium auf dem Gebiet des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit geworden. Dem 
Sicherheitsrat war es nicht möglich, als handelndes 
Gremium zu fungieren, und man sollte von ihm nicht 
erwarten, daß er diese Rolle ausfüllt — zumindest 
nicht in der nahen Zukunft —, da derartige Erwar- 
tungen nur zu Hemmungen des Handlungsablaufs 
führen. Diese Tatsache sollte anerkannt werden. 
Wenn sich heute Mitglieder an den Rat wenden, so 
tun sie dies in erster Linie, um dessen Unterstützung 
durch die Abgabe einer Stellungnahme zu finden 
und sich der Verfahren des Rates für eine friedliche 
Beilegung von Streitigkeiten zu bedienen. Auch 
dürfte die allmähliche Entwicklung der Vereinten 
Nationen zu einer stärkeren Organisation in der Zu- 
kunft eher von dem weiteren Werdegang der Voll- 
versammlung, bei gebührendem Raum für die Rolle 
der Großmächte in ihr, als von der Wiederbelebung 
des Sicherheitsrates abhängen. 

Diese Betrachtungen kommen einer Entkräftung 
der Gründe, die gegen die Erhöhung der Anzahl 
nichtständiger Sitze im Sicherheitsrat angeführt wer- 
den, sehr nahe. Tatsächlich mag eine Erweiterung 
des Rates mit dem Zweck, ihn repräsentativer zu 
gestalten, naheliegen. In diesem Zusammenhang 
könnten die Erfahrungen des Völkerbundes von ge- 
wisser Bedeutung sein. Der Rat des Völkerbundes 
wuchs zwischen 1920 und 1936 von acht auf fünfzehn 
Mitglieder an. Eine führende Kapazität auf dem 
Gebiet der Völkerbundsgeschichte zog den Schluß, 
daß die Erweiterung des Rates zwar den intimen 
Charakter seiner Zusammenkünfte etwas minderte, 
die für die Abwicklung seiner Geschäfte benötigte 
Zeit oder die Schwierigkeit, zur Einstimmigkeit zu 
gelangen, jedoch nicht merklich erhöhte®. 


Ständige Mitglieder 


In der Charta der Vereinten Nationen wurden fünf 
Staaten zu ständigen Mitgliedern des Sicherheits- 


rates bestimmt, die „den größten Teil des industriel- 
len und militärischen Potentials der Welt“ besaßen 
und von denen erwartet wurde, daß sie „die Haupt- 
verantwortung für die Erhaltung des Friedens in 
absehbarer Zukunft“ tragen®. Es gehört nicht zum 
Zweck dieser Ausführungen, spekulative Betrachtun- 
gen über die Berechtigung der Wahl dieser fünf 
Staaten anzustellen. Die Charta enthält keinerlei 
Handhabe, um einem der genannten Staaten den 
Status des ständigen Mitgliedes zu entziehen, und 
angesichts des komplizierten Verfahrens für Aende- 
rungen der Charta ist dies keine ernst zu nehmende 
politische Möglichkeit. Abgesehen von ganz unvor- 
hergesehenen Entwicklungen oder dem Austritt eines 
der ständigen Mitglieder aus der Organisation, 
könnte sich die Zahl der ständigen Mitglieder not- 
wendigerweise nur durch die Aufnahme weiterer 
ständiger Mitglieder ändern. 

Verschiedentlich herrscht die Ansicht, daß Indien, 
das bereits Mitglied der Vereinten Nationen ist, 
sowie Deutschland und Japan”%, die zweifellos in Zu- 
kunft die Mitgliedschaft erwerben werden und die 
im Rat des Völkerbundes ständige Mitglieder waren, 
rechtmäßigen Anspruch auf einen solchen Status 
haben. Es könnte sein, daß Italien, das ebenfalls 
ständiges Mitglied im Rat des Völkerbundes war, 
und Brasilien, das sich in San Francisco vergeblich 
bemühte, für Lateinamerika einen ständigen Sitz zu 
erwerben, sowie Argentinien sich gleichfalls bewerben 
würden. Auch Spanien, das im Rat des Völkerbundes 
einen quasi-permanenten Sitz hatte, könnte mög- 
licherweise einen Anspruch erheben. 

Das naheliegendste Problem ergibt sich anschei- 
nend aus der Vorrangstellung Indiens in Angelegen- 
heiten der Vereinten Nationen. Die indische Regie- 
rung hat keinen offiziellen Anspruch auf einen stän- 
digen Sitz im Sicherheitsrat vorgebracht, obgleich 
Premierminister Nehru gesagt haben soll, Indien sei 
„offensichtlich das vierte Land“ der Welt nach den 
Vereinigten Staaten, der Sowjetunion und dem kom- 
munistischen China'", und Trygve Lie vor einiger 
Zeit sagte, „Indiens Kandidatur für eine ständige 
Mitgliedschaft sollte ernsthaft erwogen werden“!!, 
Indiens Recht, zum jetzigen Zeitpunkt eine solche 
Stellung zu erhalten, wird von einigen in Frage 
gestellt, die den Standpunkt vertreten, daß Indiens 
Macht trotz seines wachsenden Einflusses in Asien 
und der Welt, seiner großen Bevölkerung und seines 
industriellen und militärischen Potentials immer noch 
begrenzt sei. Eine indische Zeitschrift äußerte selbst 
die Meinung, daß Indien guten Grund hätte, sich 


?) Franeis O. Wilcox und Carl M. Marcy, „Proposals for 
Changes in the United Nations“, Washington D. C.: The 
Brookings Institution 1955; S. 307. 

®) Francis P. Walters, „A History of the League of 
Nations“, London: Oxford University Press, 1952; Bd, I, 
S. 836—837. 

9) United States Senate: Hearings before the Committee on 
Foreign Relations on the Charter of the United Nations. 
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nicht nach dem viel kritisierten Vetorecht zu drängen, 
und zwar sowohl aus prinzipiellen Gründen als auch, 
weil die indischen Interessen in der Welt nicht sol- 
cherart seien, daß sie durch ein solches Recht ver- 
teidigt werden müßten. Außerdem mache die Neben- 
rolle, die der Sicherheitsrat heute infolge des Miß- 
brauches des Vetorechts spielt, einen ständigen Sitz 
„nicht sehr verlockend ... Die Vollversammlung hat 
Indien völlig ausreichende Möglichkeiten für seine 
Betätigung gegeben“.!” Es ist hinzuzufügen, daß 
Indien dreimal im Wirtschafts- und Sozialrat einen 
Sitz innehatte und den Wunsch durchblicken ließ, 
im Treuhandschaftsrat der Vereinten Nationen einen 
ständigen Sitz zu erlangen. 

Es sind Betrachtungen darüber angestellt worden, 
ob der jetzige Zeitpunkt günstig ist, um die Frage 
aufzuwerfen, ob Indien der Status einer Großmacht 
zuzuerkennen wäre. Hierzu ist zunächst zu sagen, 
daß das Aufwerfen einer solchen Frage zum jetzigen 
Zeitpunkt sehr leicht „einen bitteren Machtkampf 
um die Frage der Vertretung des kommunistischen 
China“ hervorrufen könnte, der „die Vereinten Na- 
tionen in ernsthafte Gefahr bringen kann“.'!? Die in 
der Presse gemachte Anregung, Indien solle China 
als ständiges Mitglied des Rates ersetzen!?, dürfte für 
Indien selbst kaum annehmbar sein, und es ist zwei- 
felhaft, ob es politisch überhaupt möglich ist, sie zu 
verwirklichen. 

Während eine Abänderung der Charta, durch die 
Indien einfach zum sechsten ständigen Mitglied er- 
nannt wird, politisch vorstellbar wäre, würde anderer- 
seits der Anspruch Indiens einen äußerst unglück- 
lichen politischen Wettstreit hervorrufen, der sich aus 
den im Gegensatz zueinander stehenden Ansprüchen 
der vorstehend erwähnten potentiellen Kandidaten- 
länder ergibt. Hieraus könnte eine Lage erwachsen, 
die der Völkerbundskrise von 1926 ähnlich wäre. 
Nach ausgedehnten Manövern und Plänkeleien in 
den ersten Jahren des Völkerbundes um ständige 
Sitze im Rat wurde im Jahre 1926 die Zulassung 
Deutschlands um mehrere Monate hinausgeschoben, 
weil dessen Anspruch die Forderung ständiger Sitze 
durch Brasilien, Polen und Spanien heraufbeschworen 
hatte; auch Belgien und China erhoben den gleichen 
Anspruch für den Fall, daß irgendein anderes Land 
neben Deutschland einen ständigen Sitz erhalten 
sollte. Der Streitpunkt wurde schließlich beseitigt, 
indem Deutschland einen ständigen Sitz erhielt und 
den drei anderen Ländern ein semi-permanenter Mit- 
gliederstatus durch regelmäßige Wiederwahl als 
„Mittlermächte“ angeboten wurde. 

Falls für die Vereinten Nationen eine solche 
Lösung übernommen würde, so wäre damit bestimm- 


12) „India and Big Power Status“ in; The Eastern Economist 
(Neu-Delhi), Bd. XXVI, Nr. 6, 10. Februar 1956, S. 199. 

13) Wilcox und Marcy, a. a. O., S. 308. 

14) Artikel von Marquis Childs, zitiert bei Wilcox und 
Marcy, a. a. O., S. 302. 
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ten Staaten, wie beispielsweise Indien, eine quasi- 
permanente Vertretung garantiert, die ihnen jedoch 
keine Abstimmungsprivilegien einräumen würde. Es 
könnte wohl sein, daß ihnen diese Einschränkung 
willkommen wäre. Der Nachteil dieses Vorschlages 
ist, daß er die Zahl der frei wählbaren Sitze noch 
enger begrenzen würde. In dem durch Westeuropa 
beherrschten Völkerbund mit einer äußersten Mit- 
gliederzahl von neunundfünfzig Staaten war dies 
nicht so schwerwiegend, wie es in den Vereinten 
Nationen wäre. Die Annehmbarkeit dieses Vorschlags 
würde daher voraussichtlich von einer Erhöhung der 
Gesamtmitgliederzahl des Rates abhängen. 


Es ist behauptet worden, eine anpassungsfähigere 
und daher möglicherweise dauerhaftere Lösung des 
Problems könne erreicht werden, wenn die Charta 
abgeändert würde, um es der Vollversammlung zu 
ermöglichen, auf Empfehlung des Rates zu einem 
zukünftigen Zeitpunkt neue ständige Sitze nach Maß- 
gabe der politischen Umstände zu errichten. Der 
Völkerbundsvertrag erlaubte es, dies mit Zustimmung 
der Versammlung zu tun. Diese mehr allgemein 
gehaltene Abänderung der Charta würde die Ein- 
wände gegen die Verewigung irgendeines status quo 
entkräften und die Notwendigkeit späterer Abände- 
rungen zugunsten bestimmter Staaten beseitigen. Sie 
würde jedoch nicht den Widerstand derjenigen be- 
seitigen, die fürchten, die Erörterung der Errichtung 
weiterer ständiger Sitze würde eine politische Krise 
heraufbeschwören, und es wäre möglich, daß eine 
solche Bestimmung die Gegensätze zwischen rivali- 
sierenden Ansprüchen auf einen ständigen Sitz zu 
einem Dauerzustand werden ließe. 


Noch ein weiterer Punkt ist zu beachten: Obgleich 
sich die Meinung vertreten ließe, daß eine Erhöhung 
der Zahl der ständigen Mitglieder nicht notwendiger- 
weise grundsätzliche Fragen bezüglich des Vetovor- 
rechtes aufwerfen würde, so ist es doch tatsächlich 
so, daß diese Erhöhung neue, machtvolle Interessen 
an der Aufrechterhaltung des Vetorechts entstehen 
ließe. Sie würde eine Bekräftigung und Erweiterung 
dieser Einrichtung, darstellen. 


Wenn man sich damit noch etwas Zeit läßt, werden 
die Wandlungen des Machtbildes in Asien und an- 
derswo wesentlich klarer hervortreten, als sie es heute 
tun, und damit wird eine bessere Grundlage für 
diejenigen Aenderungen gegeben sein, die in der 
ständigen Mitgliedschaft des Rates nötig erscheinen 
mögen. Derartige Aenderungen sollten in dem grö- 
ßeren Zusammenhang der Merkmale der ständigen 
Mitgliedschaft und der Gesamtstellung des Rates im 
System der Vereinten Nationen untersucht werden. 
Diese Untersuchung könnte möglicherweise durch 
eine zur Ueberprüfung der Charta einberufene Kon- 
ferenz durchgeführt werden. 
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Nichtständige Mitglieder 

Die Charta sieht vor, daß die Vollversammlung 
sechs Staaten zu nichtständigen Mitgliedern des Rates 
wählt, unter „gebührender Berücksichtigung ... in 
erster Linie des Beitrages, den Mitglieder der Ver- 
einten Nationen zur Erhaltung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit sowie für die anderen 
Ziele der Organisation leisten, und daneben einer 
gerechten geographischen Verteilung“. Die Versuche, 
diesen Kriterien Genüge zu leisten und zugleich die 
politischen Kräfte in der Versammlung im Gleich- 
gewicht zu halten, sind auf schwerwiegende Hinder- 
nisse gestoßen, wodurch die Schwierigkeiten bei der 
Wahl nichtständigerMitglieder des Rates fortwährend 
wachsen. 

Die Sowjetunion behauptet, in London sei 1946 
„eine mündliche Absprache — ein sogenanntes gentle- 
men’s agreement, denn es war eine Absprache durch 
Ehrenwort und wurde in keinem Dokument festge- 
halten“ — getroffen worden, 
„wonach. die Sitze unter die nichtständigen Mitglieder 
des Rates nach einem festgelegten Plan verteilt werden 
sollten. Nach den Bestimmungen dieser Absprache ver- 
pflichteten sich die ständigen Mitglieder, ... die Wahl 
von Staaten in den Rat zu unterstützen, die von den Län- 
dern der fünf wichtigsten Regionen der Welt nominiert 
werden. In Einklang mit diesem Plan wurde vereinbart, 
daß bei der Wahl nichtständiger Mitglieder zwei Ländern 
der lateinamerikanischen Region Unterstützung zukom- 
men sollte, so daß diese Region zwei Sitze hätte, wäh- 
rend ein Sitz dem britischen Commonwealth, einer dem 
Mittleren Osten, einer Westeuropa und einer Osteuropa 
zufallen sollte!>.“ 

Die Existenz einer solchen Absprache, die sich über 
die erste Tagung hinaus erstrecken sollte, ist demen- 
tiert worden. Ob nun ein solches „gentlemen’s agree- 
ment“ tatsächlich bestand oder nicht — die Ver- 
teilung der nichtständigen Sitze hat innerhalb der 
letzten zehn Jahre die Tendenz gezeigt, diesem 
Muster zu folgen. Ein Blick auf die Verteilung der 
nichtständigen Ratssitze bestätigt dies. 


1946 1947 1948 
Australien Belgien Argentinien 
Brasilien Kolumbien Kanada 
Polen Syrien Ukrain. SSR 
Aegypten Australien Belgien 
Mexiko Brasilien Kolumbien 
Niederlande Polen Syrien 

1949 1950 1951 

Kuba Ecuador Brasilien 
Aegypten Indien Niederlande 
Norwegen Jugoslawien Türkei 
Argentinien Kuba Ecuador 
Kanada Aegypten Indien 
Ukrain. SSR Norwegen Jugoslawien 


1952 1953 1954 

Chile Kolumbien Brasilien _ 
Griechenland Dänemark Neuseeland 
Pakistan Libanon Türkei 
Brasilien Chile Kolumbien 
Niederlande Griechenland Dänemark 
Türkei Pakistan Libanon 
1955 1956 1957152 
Belgien Kuba Schweden 
Persien Australien Irak 

Peru Jugoslawien Kolumbien 
Brasilien Belgien Kuba 
Neuseeland Persien Australien 
Türkei Peru Philippinen 


Aber schon bei der Ersten Tagung gab es zwei 
Kandidaten für den dem Commonwealth zugedachten 
Sitz, und in der Wahl zwischen ihnen waren sowohl 
die Commonwealth-Mitglieder als auch die Vollver- 
sammlung geteilt. Die großen Mehrheiten für die 
fünf anderen Kandidaten ließen offenbar werden, 
daß die Kandidaten Lateinamerikas, der Arabischen 
Liga, West- und Osteuropas durch ihre jeweiligen 
regionalen Gruppen auserwählt worden waren und 
bei dem Rest der Versammlung Zustimmung fanden. 
Dagegen bestanden auf seiten des Commonwealth 
keine derartigen Abreden: Kanada erhielt 33 und 
Australien 28 Stimmen'*. ’ 


Die wirkliche Schwierigkeit ergab sich bald hin- 
sichtlich des sogenannten osteuropäischen Sitzes, auf 
den der sowjetische Block Anspruch erhob. Auf der 
Zweiten Tagung wurde die von der Sowjetunion 
unterstützte Ukrainische SSR erst im zwölften Wahl- 
gang gewählt, nachdem Indien, der zweite Bewerber, 
die Kandidatur aufgegeben hatte!”. Ein ähnlich schar- 
fer Konflikt entstand auf der Vierten Tagung. Auf der 
Sechsten Tagung schlug Griechenland den von der 
Sowjetunion unterstützten Kandidaten erst im neun- 
zehnten Wahlgang. Acht Wahlgänge waren auf der 
Achten Tagung nötig, und schließlich wurde in der 
gleichen Frage auf der Zehnten Tagung der Rekord 
von 36 Wahlgängen erreicht. Es erwies sich, daß dies 
eine der Streitfragen des „Kalten Krieges“ war, in 
denen die Mitglieder aus der Freien Welt uneinig 
sind, denn das Vereinigte Königreich und andere 
Staaten, die den bestehenden Zustand beibehalten 
wollten, unterstützten den sowjetischen Kandidaten, 
und die Vereinigten Staaten führten die Gegen- 
partei an. 


Ein wesentlicher Mangel des bestehenden Ver- 
teilungsmodus ist, daß er keine Regel für die Ver- 
tretung des Fernen Ostens enthält. Kein einziges Mit- 
glied aus dieser Region ist bisher in den Rat gewählt 
worden. Während der Ferne Osten ursprünglich nur 


15) General Assembly, Official Records (im folgenden zit. 
GAOR), 8th Session, 450th Meeting, 5 Oct. 1953; S. 218—219. 

15a) Anmerkung der Schriftleitung: Ergänzt auf Grund der 
von der XI. Vollversammlung am 7. und 19. Dezember 1956 
vorgenommenen Wahlen, Die Philippinen lösten Jugoslawien 
nach einjähriger Amtszeit auf Grund des während der X, Voll- 
versammlung getroffenen „gentlemen’s agreement“ ab. 
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16) GAOR, Ist Session, 4th Plenary Meeting, 12 Jan. 1946; 
S. 82-83. 

17) GAOR, 2nd Session, 92nd, 93rd and 94th Plenary Meet- 
ings, 30 Sep., 1 Oct. 1947, S. 320—829; 96th Plenary Meet- 
ing, 20 Oct. 1947, S. 336—8337,; 109th Plenary Meeting, 
13 Nov. 1947, S. 749. 
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Auswirkungen der Einbeziehung neuer Mitglieder 


range ee LS a N a Dr I FB NEE re BER EEE REN IRRE NE NEE EN. 


China und die Philippinen als Mitglieder der Ver- 
einten Nationen stellte, sind inzwischen Burma, Kam- 
bodscha, Indonesien, Laos und Thailand hinzugekom- 
men. Ueber kurz oder lang kann erwartet werden, 
daß auch Japan, Korea, Vietnam und die Malayische 
Föderation zu dieser Gruppe zählen werden. Werden 
zu diesem Gebiet auch die vier südasiatischen Mit- 
glieder (d. h. Ceylon, Indien, Nepal und Pakistan) 
gerechnet, so wären nach dem gegenwärtigen Schema 
nur Ceylon, Indien und Pakistan wählbar, nämlich 
für den Commonwealth-Sitz wählbar; keiner der 
anderen Staaten könnte zum nichtständigen Mitglied 
gewählt werden. Das Anwachsen der Mitgliedschaft 
aus diesem Gebiet in den Vereinten Nationen und 
seine Bedeutung machen eine gebührende Vertretung 
des Fernen Ostens im Sicherheitsrat zur unabding- 
baren Notwendigkeit'®, 


Es besteht die Gefahr, die geographischen Rück- 
sichten auf Kosten anderer wichtiger Faktoren zu 
übertreiben. Es erscheint jedoch offensichtlich, daß die 
notwendigen Veränderungen, die zur Beseitigung der 
erwähnten, aus dem geographischen Ungleichgewicht 
entstandenen und durch die neue Mitgliedschafts- 
situation verschärften Schwierigkeiten erforderlich 
sind, nicht auf der Grundlage der derzeit zur Ver- 
fügung stehenden Sitze erfolgen können. Jeglicher 
Versuch, Lateinamerika, dem Mittleren Osten mit 
Afrika, Westeuropa, Osteuropa oder dem Common- 
wealth einen Sitz wegzunehmen, würde mit Sicher- 
heit auf erhebliche Opposition stoßen — von der 
gleichen Schärfe, wie sie auf der Zehnten Tagung 
über der Kandidatur der Philippinen für den osteuro- 
päischen Sitz entbrannte. Es würde sich sicher als 
politisch undurchführbar erweisen, wollte man ver- 
suchen, die Vertretung Lateinamerikas zu vermindern 
(selbst wenn dies gewünscht würde, was offensichtlich 
nicht der Fall ist). Ebenso gewiß wäre es barer Un- 
sinn, den Commonwealth-Sitz zu verschachern, ein- 
fach, weil er der kleinsten Anzahl von Staaten gehört. 


18) Es sind verschiedene Anregungen gemacht worden, eine 
Anpassung an die veränderte Lage auf der Grundlage der 
derzeitigen Anzahl von Sitzen herbeizuführen. Theoretisch 
könnte der Standpunkt vertreten werden, daß das britische 
Commonwealth, das die geringste Anzahl von Kandidaten 
besitzt (sieben), kein Anrecht auf einen besonderen Sitz haben 
sollte; die vier alten Commonwealth-Staaten könnten dann 
in die westeuropäische Gruppe ‘eingeordnet werden und sich 
mit ihr in einen Sitz teilen. (Die Tatsache, daß Westeuropa 
zwei ständige Mitglieder stellt, könnte zur Unterstützung 
dieser These angeführt werden.) Der derzeitige Common- 
wealth-Sitzz würde dann zehn asiatischen Mitgliedern zu- 
fallen: Indien, Pakistan, Ceylon, Burma, Indonesien, den 
Philippinen, Thailand, Kambodscha, Laos und Nepal (und zur 
gegebenen Zeit Japan und anderen aus diesem Raum). Eine 
weitere Möglichkeit wäre, Australien, Neuseeland, Ceylon, 
Indien und Pakistan mit der fernöstlichen Gruppe zusammen- 
zuschließen und dieser den derzeitigen Commonwealth-Sitz 
zuzuteilen; Kanada würde mit den Lateinamerikanern zu- 
sammen eine neue Gruppe bilden, die sich in einen Sitz für 
die westliche Hemisphäre teilen würde; die Südafrikanische 
Union würde sich dann der mittelöstlich-afrikanischen Gruppe 
oder Westeuropa anschließen müssen. Die Gruppe osteuro- 
päischer Länder, die außer einem nichtständigen auch einen 
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Und würde — wenn man sich die Sackgasse vergegen- 
wärtigt, in die man über diese Frage bereits geraten 
ist — genug Unterstützung für eine Erweiterung der 
Gruppe zu finden sein, die sich in den osteuropäischen 
Sitz teilt? Und wie könnte man eine der Wirklich- 
keit eher entsprechende westeuropäische Vertretung 
sicherstellen, nachdem die Mitgliedschaft aus diesem 
Raum so stark angestiegen ist und jetzt weitere so 
bedeutende Staaten wie Italien umfaßt? 


Selbst Staaten wie das Vereinigte Königreich und 
Frankreich (sowie möglicherweise die Vereinigten 
Staaten), die im Grunde einer Erweiterung nicht 
günstig gesinnt sind, weil sie ihren eigenen Einfluß 
verwässert, könnten infolge ihrer Befürchtungen, daß 
sonst die Vertretung des Commonwealth und West- 
europas sinken würde, eine gewisse Erweiterung be- 
fürworten. Sie könnten also einerbescheidenen 
Erweiterung zustimmen, was auch für die Sowjet- 
union zutrifft, vorausgesetzt, daß die erforderliche 
Abänderung der Charta von der Vollversammlung 
außerhalb des Rahmens einer gründlichen Revision 
der Charta angenommen wird. Es wäre möglich, daß 
die Sowjetunion eine feste Zusage verlangt, daß ein 
Sitz für einen osteuropäischen Staat ihrer eigenen 
Wahl reserviert wird. Die Lateinamerikaner würden 
eine Erweiterung begrüßen, um ihre eigenen Sitze 
zu sichern und zu gegebener Zeit einen dritten zu er- 
langen®®. 


Die Interessen der Mitglieder aus Asien und dem 
Fernen Osten werden hingegen offensichtlich auf 
eineerhebliche Erweiterung hin tendieren. 


Sollte der Sicherheitsrat um einen Sitz erweitert 
werden, so würde dieser voraussichtlich der asiatisch- 
fernöstlichen Gruppe zufallen, wobei möglicherweise 
die stillschweigende Uebereinkunft getroffen werden 
würde, daß auch die asiatischen Commonwealth-Mit- 
glieder auf diesen Sitz gewählt werden können, gleich- 
zeitig aber auch auf den Commonwealth-Sitz. Das 


ständigen Sitz hat, könnte durch die Hinzufügung der Türkei, 
Oesterreichs, Griechenlands und Finnlands erweitert werden, 
wodurch eine neue Gruppe von dreizehn Staaten entstünde, die 
sich in einen Sitz teilen könnte. Tatsächlich wurden Griechen- 
land und die Türkei in den Jahren 1952 und 1954 schon 
jeweils einmal auf den osteuropäischen Sitz gewählt, natür- 
lich gegen starke sowjetische Opposition. Das würde die west- 
europäische Gruppe auf zehn Staaten vermindern und die 
Möglichkeit geben, Australien, Kanada, Neuseeland und die 
Südafrikanische Union in dem oben angezeigten Sinne an sie 
anzuschließen. Der Commonwealth-Sitz würde dann der fern- 
östlichen Gruppe zuzüglich Indiens, Pakistans und Ceylons 
zufallen. Die Probleme, die durch diese spekulativen An- 
regungen aufgeworfen werden, sind offensichtlich und be- 
dürfen keiner Erläuterung. 

19) Sechzehn lateinamerikanische Länder und Spanien haben 
kürzlich einen gemeinsamen Vorschlag eingebracht, in die 
vorläufige Tagesordnung der Elften Tagung der Voll- 
versammlung den Punkt aufzunehmen: „Die Frage einer Ab- 
änderung der Charta der Vereinten Nationen, ... um die 
Anzahl der nichtständigen Mitglieder des Sicherheitsrates und 
die Anzahl der für seine Entscheidungen srforderlichen Stim- 
men zu erhöhen ...“ United Nations Doc. A/8188, 26. Juni 
1956. 
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würde jedoch die Beschwerden über die derzeit un- 
genügende Vertretung Westeuropas noch verschärfen. 

Eine Erweiterung um zwei Mitglieder würde den 
Rat auf die Gesamtstärke von dreizehn bringen. 
Dies erscheint zwar als eine durchaus naheliegende 
Kompromißlösung, aber auch dreizehn Sitze könnten 
sich eventuell als zu wenig erweisen, wenn einmal 
Japan und schließlich Deutschland den Vereinten Na- 
tionen beitreten. Ein neuer Sitz würde der asiatisch- 
fernöstlichen Gruppe zufallen,und den anderen würde 
angesichts des erheblichen Anwachsens der Mitglied- 
schaft aus diesem Raum die westeuropäische Gruppe 
erhalten. Es würde sich die folgende Gesamtver- 
teilung ergeben: zwei lateinamerikanische Sitze, zwei 
westeuropäische Sitze, ein osteuropäischer, ein Com- 
monwealth-, ein mittelöstlich-afrikanischer und ein 
asiatisch-fernöstlicher Sitz. Die mittelöstlich-afrika- 
nische Gruppe von vierzehn Mitgliedern könnte da- 
gegen wiederum einwenden, daß sie selbst nur einen 
Sitz hat, die westeuropäischen Nationen mit gleich- 
falls vierzehn Mitgliedern dagegen zwei ständige und 
zwei nichtständige. Aehnliche Einwände könnten 
durch die lateinamerikanischen Staaten erhoben 
werden. 

Die Erweiterung der Sitzzahl sollte auf Grund 
eines allgemeinen stillschweigenden Uebereinkom- 
mens über die Verteilung im oben angezeigten Sinne 
erfolgen. Es ist besser, die Starrheit formeller Ueber- 
einkünfte zu vermeiden. Jegliche Absprache sollte 
elastisch genug sein, um es beispielsweise Indien, 
Pakistan oder Ceylon zu gestatten, nicht nur inner- 
halb der Commonwealth-Gruppe, sondern ebenso in 
der asiatisch-fernöstlichen Gruppe gewählt werden zu 
können. 

Die Erweiterung um drei nichtständige Sitze würde 
den Rat auf vierzehn Mitglieder bringen. Ein Sitz 
würde der asiatisch-fernöstlichen Gruppe zufallen, 
einer Westeuropa — was aber geschähe mit dem 
dritten? Sowohl die mittelöstlich-afrikanischen Mit- 
glieder als auch die Lateinamerikaner würden sich um 
ihn bewerben. 

Ein Zuwachs von vier nichtständigen Mitgliedern 
würde den Rat auf fünfzehn anwachsen lassen. Je 
ein Sitz würde den Lateinamerikanern, den mittel- 
östlich-afrikanischen Mitgliedern, den südasiatisch- 
fernöstlichen Mitgliedern und Westeuropa zufallen. 
Aber auch der osteuropäische Block würde möglicher- 
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weise Ansprüche auf den vierten Sitz erheben. Das 
bedeutet, daß die Lateinamerikaner drei Sitze, die 
Afro-Asiaten (d. h. die mittelöstlich-afrikanischen und 
die südasiatisch-fernöstlichen Mitglieder zusammen) 
drei und Westeuropa zwei Sitze erhielten; je ein Sitz 
würde dem Commonwealth und Osteuropa zufallen. 

DieVerteilung neuer nichtständiger Sitze im Sicher- 
heitsrat könnte schematisch durch die folgende Ta- 
belle dargestellt werden: 


zusätzliche nichtständige Sitze 


de 


Gegenwärtige nicht- 
ständige Sitze +1 +2 +3 


Lateinamerika . 2 2 2 2 od. 3 8 
Commonwealth 1 1 L 1 1 
Osteuropa . 1 1 1 1 1 
Westeuropa . ... 1 1l 2 2 2 
Mittlerer Osten— Afrika 1 1 ki l od. 2 2 
Asien—Femer Osten 0 1 1 1 ii 
Nichtständige Sitze 

insgesamt ä 6 7 8 ) 10 
Ratsmitglieder 

insgesamt er a rl 12 13 14 15 


Die Erweiterung um drei oder vier nichtständige 
Sitze würde offensichtlich eine Erhöhung der für Ent- 
scheidungen des Rates benötigten Mehrheit erforder- 
lich machen. Eine solche Erhöhung mag auch dann 
schon wünschenswert erscheinen, wenn nur zwei neue 
Sitze hinzugefügt werden, falls man der Ansicht ist, 
daß die nichtständigen Mitglieder bei den Entschei- 
dungen des Rates größeres Gewicht haben sollten. 


Unter den bestehenden Abstimmungsformeln, die 
eine Mehrheit von sieben für jede Entscheidung er- 
fordern, können die fünf ständigen Mitglieder, wenn 
sie untereinander einig sind, sogar eine Entscheidung 
in Verfahrensfragen, wie die Aufnahme einer An- 
gelegenheit in die Tagesordnung des Rates, ver- 
hindern. Umgekehrt brauchen die fünf, wenn sie zu- 
sammen handeln, die Unterstützung von nur zwei ge- 
wählten Mitgliedern, um eine Entscheidung des Rates 
herbeizuführen. Jede Erhöhung der erforderlichen 
Mehrheit würde zwangsläufig die Abhängigkeit der 
fünf von den nichtständigen Mitgliedern vergrößern. 
Dieser Faktor wird zweifellos in Rechnung gestellt 
werden, wenn über die Vorschläge für die Verände- 
rung der Mitgliedschaft des Rates beraten wird. Die 
Erhöhung der Sitzzahl würde es möglicherweise auch 
wünschenswert erscheinen lassen, die Verfahrensord- 
nung des Rates, wie beispielsweise den Turnus der 
Präsidentschaft, zu überprüfen. (Fortsetzung folgt) 
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Botschaft von Präsident Eisenhower an Ministerpräsident Bulganin 
vom 31. Dezember 1956 zur Abrüstungsfrage * 
In Moskau überreicht am 3. Januar 1957 


Ich habe der Erklärung der Sowjetregierung, auf die 
Sie in Ihrem Brief vom 17. November 1956 meine Auf- 
merksamkeit gelenkt haben, sorgfältige Beachtung ge- 
schenkt, muß jedoch der Analyse Ihrer Regierung über 
den Ursprung der internationalen Spannung grundsätzlich 
widersprechen. 

Das Volk der Vereinigten Staaten kann den in der Er- 
klärung gemachten Versuch nicht akzeptieren, die ent- 
rüstete Reaktion der Welt auf die sowjetischen bewaff- 
neten Aktionen gegen das ungarische Volk als „verleum- 
derische Kampagne“ abzutun. Während die Sowjetregie- 
rung den konstruktiven Empfehlungen der Vereinten Na- 
tionen betreffend Ungarn nicht entsprochen hat, haben 
die betroffenen Parteien im Mittleren Osten die Mit- 
wirkung der Vereinten Nationen akzeptiert. Eine ähnliche 
Antwort der Sowjetunion auf die Resolutionen der Ver- 
einten Nationen betreffend Ungarn würde einen bedeu- 
tenden Schritt in Richtung auf die Verminderung der 
Spannungen darstellen, auf die sich die sowjetische Er- 
klärung bezieht. 

Die Erklärung Ihrer Regierung gibt der Vermutung 
Ausdruck, daß die strategische Lage in Westeuropa gegen- 
wärtig vorteilhaft für die Streitkräfte der Sowjetunion sei. 
Diese Stellungnahme scheint nicht für eine Minderung 
der internationalen Spannungen gedacht zu sein. Außer- 
dem bin ich angesichts meiner langen Verbundenheit mit 
der Nordatlantikpakt-Organisation überzeugt, daß diese 
voll und ganz in der Lage ist, ihre Aufgabe der kollek- 
tiven Verteidigung zu erfüllen. 

Sie schlagen weitere Zusammenkünfte der Regierungs- 
chefs vor. Ich könnte einer Zusammenkunft zustimmen, 


wenn immer die Umstände es möglich erscheinen lassen, 
daß ein greifbares Ergebnis erreicht wird. Aber meiner 
Ansicht nach scheinen Beratungen im Rahmen der Ver- 
einten Nationen am ehesten geeignet, einen Schritt vor- 
wärts in der hochkomplizierten Angelegenheit der Ab- 
rüstung zu tun. Dementsprechend werden die Vereinigten 
Staaten dort weitere Vorschläge machen. 


Ich schöpfe Hoffnung aus Ihrer offensichtlichen Bereit- 
schaft, die Luftüberwachung als ein positives Moment in 
der Abrüstungsfrage in Erwägung zu ziehen. Aber zu 
meinem großen Bedauern gibt die Erklärung Ihrer Re- 
gierung nicht die Bereitschaft zu erkennen, ein Ueberein- 
kommen über die Grundlagen meines Genfer Vorschlages 
zur Vermeidung von Ueberraschungsangriffen durch Luft- 
überwachung der Zentren unserer militärischen Macht an- 
zustreben. 


Die Vereinigten Staaten prüfen diese und Ihre anderen 
Abrüstungsvorschläge sorgfältig, Wir sind bereit, sie 
ebenso wie die weiteren Vorschläge der Vereinigten 
Staaten in den zukünftigen Sitzungen der Abrüstungs- 
kommission zu erörtern. 


Sie können sicher sein, daß unsere Regierung ihre Be- 
mühungen in Richtung auf eine wirksame Kontrolle und 
Verminderung aller Rüstungen fortsetzen wird. Es wird 
immer meine Absicht sein, eine feste Grundlage für einen 
gerechten und dauerhaften Frieden im gemeinsamen Inter- 
esse aller Nationen anzustreben. 


Quelle: The New York Times, International Edition, 
a 139 vom 3. Januar 1957. Uebersetzung des Europa- 
Archivs. 


Die „Eisenhower-Doktrin“ für die amerikanische Politik im Mittleren Osten 


Dem Kongreß am 5. Januar 1957 vorgelegter Resolutionsentwurf 


Gemeinsame Resolution zur Ermächtigung des Präsiden- 

ten, wirtschaftliche und militärische Zusammenarbeit mit 

Nationen im allgemeinen Bereich des Mittleren Ostens 

zu pflegen, um ihnen bei der Festigung und Verteidigung 
ihrer Unabhängigkeit zu helfen ; 

Da die Vereinigten Staaten in ihren Beziehungen zu 

allen anderen Nationen ein wesentliches Ziel in der Her- 


beiführung und Erhaltung eines gerechten und dauern- 
den Friedens für alle, in Uebereinstimmung mit der 
Charta der Vereinten Nationen, sehen; und 

da der Frieden der Welt und die Sicherheit der Vereinig- 
ten Staaten so lange gefährdet sind, wie der internatio- 
nale Kommunismus und die von ihm kontrollierten Na- 
tionen versuchen, durch die Drohung mit militärischen 


®) Während sich Premierminister Eden in seiner Antwort 
an Bulganin auf die Ablehnung einer Abrüstungskonferenz 
auf höchster Ebene beschränkte und auf die Vereinten 
Nationen als geeignetes Forum verwies, hat der französische 
Ministerpräsident, Guy Mollet, in seinem Antwortschreiben 
die Darstellung der Ungarn- und Suez-Krise durch Bulganin 
in noch schärferen Worten als Präsident Eisenhower zurück- 
gewiesen. Er bezeichnete die diesbezüglichen Behauptungen 
Bulganins als „kaum zulässig und in keiner Weise mit den 
Tatsachen übereinstimmend“. Zur Wiiederherstellung des Ver- 
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trauens zwischen den Nationen seien andere Anstrengungen 
als eine Abrüstungskonferenz notwendig; vor allem müsse die 
Sowjetunion die von ihr proklamierten Grundsätze der Nicht- 
einmischung und Nichtanwendung von Gewalt auch in ihren 
Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten respektieren. 
Auch Mollet bestand darauf, daß die Vereinten Nationen der 
geeignete Ort für die Fortführung der Abrüstungsgespräche 
seien. (Wortlaut der sowjetischen Erklärung zur Abrüstungs- 
frage vom 17. November 1956 vgl. Europa-Archiv 1/1957, 
Ss. 9518—9521.) 
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Aktionen, durch die Anwendung wirtschaftlichen Drucks, 
durch innere Zersetzung oder auf anderem Wege Völker 
unter ihre Herrschaft zu bringen, die jetzt noch frei und 
unabhängig sind; und 

da eine solche Gefahr gegenwärtig in dem allgemeinen 
Bereich des Mittleren Ostens besteht, 

Mögen Senat und Repräsentantenhaus der im Kongreß 
versammelten Vereinigten Staaten von Amerika be- 
schließen: 

Abschnitt 1 


Der Präsident wird aufgefordert und hierdurch er- 
mächtigt, mit jeder Nation oder Gruppe von Nationen 
im allgemeinen Bereich des Mittleren Ostens zusammen- 
zuarbeiten oder sie zu unterstützen bei der Entfaltung 
wirtschaftlicher Stärke zum Zwecke der Erhaltung ihrer 
nationalen Unabhängigkeit. 


Abschnitt 2 


Der Präsident wird hierdurch ermächtigt, im allgemei- 
nen Bereich des Mittleren Ostens Programme für militäri- 
sche Hilfe für jede Nation oder Gruppe von Nationen in 
diesem Gebiet durchzuführen, die solche Hilfe wünschen. 

Darüber hinaus wird er ermächtigt, die Streitkräfte der 
Vereinigten Staaten einzusetzen, wenn er dies für not- 
wendig hält, um die territoriale Integrität und politische 
Unabhängigkeit jeder dieser Nationen oder Gruppe von 
Nationen — sofern sie um solche Hilfe ersuchen — 
gegen eine offene, bewaffnete Aggression seitens irgend- 
einer vom internationalen Kommunismus kontrollierten 
Nation zu schützen und zu erhalten. 

Es versteht sich, daß ein solcher Einsatz der Streit- 
kräfte in Uebereinstimmung mit den vertraglichen Ver- 
pflichtungen der Vereinigten Staaten und mit der Charta 
der Vereinten Nationen sowie mit Maßnahmen und Emp- 
fehlungen der Vereinten Nationen erfolgt; und die dazu 
ergriffenen Maßnahmen sollen, wie in Artikel 51 der 


Charta der Vereinten Nationen vorgesehen, unverzüglich 
dem Sicherheitsrat mitgeteilt werden und in keiner Weise 
die Befugnis und Verantwortung des Sicherheitsrates 
beeinträchtigen, jederzeit diejenigen Maßnahmen zu er- 
greifen, die er für notwendig hält, um den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit zu erhalten oder wie- 
derherzustellen. 
Abschnitt 3 

Der Präsident wird hierdurch ermächtigt, für die in 
dieser gemeinsamen Resolution aufgestellten Zwecke, 
unbeschadet der Bestimmungen irgendwelcher anderen 
Gesetze oder Verordnungen, bis zu 200 Millionen Dollar 
aus jeglicher gegenwärtig für die Ausführung der Be- 
stimmungen des abgeänderten Mutual Security Act von 
1954 zur Verfügung stehenden Bewilligung zu verwen- 
den, sofern er entscheidet, daß eine solche Verwendung 
für die Sicherheit der Vereinigten Staaten von Bedeu- 
tung ist. Diese Ermächtigung ergeht zusätzlich zu an- 
deren, bereits bestehenden Ermächtigungen hinsichtlich 
der Verwendung solcher bewilligten Mittel. 


Abschnitt 4 


Der Präsident soll im Januar jeden Jahres dem Kon- 
greß über seine hierzu ergriffenen Maßnahmen berichten. 


Abschnitt 5 


Die Gültigkeit dieser gemeinsamen Resolution wird 
erlöschen, wenn der Präsident feststellt, daß der Frieden 
und die Sicherheit der Nationen im allgemeinen Bereich 
des Mittleren Ostens in befriedigender Weise durch eine 
internationale Situation gewährleistet sind, die durch 
Maßnahmen der Vereinten Nationen oder auf andere 
Weise herbeigeführt wurde. 


Quelle: The New York Times, International Edition, 
142 vom 6. Januar 1957. Uebersetzung des Europa- 
Archivs. 


Botschaft Präsident Eisenhowers an den Kongreß vom 5. Januar 1957 


An den Kongreß der ‘Vereinigten Staaten. 


Zunächst darf ich Ihnen allen meinen tiefen Dank dafür 
zum Ausdruck bringen, daß Sie mir trotz mancher für 
Sie entstehenden Unbequemlichkeiten so entgegengekom- 
men sind und mir eine so baldige Gelegenheit geben, 
mich in einer Angelegenheit an Sie zu wenden, die nach 
meiner Ueberzeugung von ernster Bedeutung für unser 
Land ist. 

In meiner bevorstehenden Botschaft über die Lage der 
Nation werde ich die internationale Situation im allge- 
meinen umreißen. Wir dürfen mit einigem Recht große 
Hoffnungen haben; es gibt aber auch eine weltweite Ver- 
antwortung, die wir übernehmen müssen, um sicher zu 
gehen, daß die Freiheit — einschließlich der unsrigen — 
gesichert wird. 

Im Mittleren Osten existiert jedoch eine besondere 
Situation, die ich Ihnen, wie ich glaube, gerade jetzt dar- 
legen sollte. 

Ehe ich dies jedoch tue, sollten wir uns daran erinnern, 
daß das grundsätzliche Ziel, das wir in der Weltpolitik 
verfolgen, weiterhin der Friede bleibt — ein auf Ge- 
rechtigkeit gegründeter Weltfriede. Ein derartiger Friede 
muß alle Gebiete und alle Völker der Welt umspannen, 
wenn er von Dauer sein soll. Es gibt keine Nation, groß 
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oder klein, mit der wir nicht in beiderseitigem gutem 
Glauben, mit Geduld und der Entschlossenheit, ein bes- 
seres Verständnis zwischen uns zu gewährleisten, verhan- 
deln würden. Aus einem solchen Verständnis heraus muß 
und wird am Ende Zutrauen und Vertrauen erwachsen, 
die unerläßlich für ein Programm des Friedens und für 
alle Pläne sind, die Last der kostspieligen Rüstungen von 
uns allen zu nehmen. Um diesen Zielen näher zu kom- 
men, arbeitet unsere Regierung unermüdlich, Tag für 
Tag, Monat für Monat, Jahr für Jahr. Aber bis unsere 
Bemühungen von einem gewissen Maß an Erfolg gekrönt 
sind, das allen Nationen eine friedliche Existenz sichern 
wird, müssen wir im Interesse des Friedens selbst wach- 
sam, auf der Hut und stark bleiben. 


Der Mittlere Osten hat in seiner langen und bedeut- 
samen Geschichte ganz plötzlich ein neues und kritisches 
Stadium erreicht. Zahlreiche Länder in diesem Gebiet 
hatten in den vergangenen Jahrzehnten keine völlige 
Selbstregierung. Andere Nationen übten dort beachtliche 
Vollmachten in dieser Hinsicht aus, und die Sicherheit 
des Gebietes wurde weitgehend auf ihrer Stärke auf- 
gebaut. Seit dem Ersten Weltkrieg jedoch fand eine 
stetige Evolution zur Selbstregierung und Unabhängig- 
keit statt. Die Vereinigten Staaten haben diese Entwick- 
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Die „Eisenhower-Doktrin“ für den Mittleren Osten 


‚ lung begrüßt und ermutigt. Unser Land unterstützt rück- 
haltlos die völlige Souveränität und Unabhänigkeit jeder 
einzelnen Nation im Mittleren Osten. 

Die Evolution in Richtung auf die Unabhängigkeit 
wickelte sich im wesentlichen als ein friedlicher Prozeß 
ab. Allerdings wurde dieses Gebiet häufig von Unruhen 
heimgesucht, Ständiges gegenseitiges Mißtrauen und 
Furcht voreinander sowie Ueberfälle über die Landes- 
grenzen hinaus haben in einem großen Teil des Mittleren 
Ostens zu einem hohen Maß an Unsicherheit geführt. 
Erst vor kurzem kam es zu Feindseligkeiten, in die auch 
westeuropäische Länder verwickelt waren, die einst einen 
großen Einfluß in diesem Gebiet ausübten. Ferner hat 
der verhältnismäßig groß angelegte Angriff Israels im 
Oktober die grundlegenden Differenzen zwischen diesem 
Land und seinen arabischen Nachbarn verschärft. Diese 
ganze Unsicherheit wurde durch den internationalen Kom- 
munismus noch vergrößert und zeitweilig wesentlich 
genährt. 

Seit langem haben die russischen Machthaber danach 
getrachtet, den Mittleren Osten zu beherrschen. Das galt 
von den Zaren und trifft ebenso auf die Bolschewisten zu. 
Die Gründe hierfür sind unschwer zu finden. Sie betref- 
fen nicht die Sicherheit Rußlands, da niemand die Ab- 
sicht hat, den Mittleren Osten als eine Basis für einen 
gegen Rußland gerichteten Angriff zu benutzen. Nicht 
einen Augenblick lang haben die Vereinigten Staaten 
einen derartigen Gedanken gehegt. 

Die Sowjetunion hat von den Vereinigten Staaten 
weder im Mittleren Osten noch sonstwo in der Welt 
überhaupt etwas zu befürchten, solange ihre Machthaber 
nicht als erste einen Angriff auslösen. 

Ich gebe diese Erklärung mit aller Eindringlichkeit 
und Feierlichkeit ab. Der Wunsch Rußlands nach einer 
Beherrschung des Mittleren Ostens entspricht auch nicht 
seinem eigenen Wirtschaftinteresse in diesem Gebiet. 
Rußland benutzt weder den Suezkanal in nennenswertem 
Umfang, noch hängt es von ihm ab. Im Jahre 1955 
betrug der sowjetische Anteil an dem gesamten Durch- 
gangsverkehr durch den Kanal nur drei Viertel Prozent. 
Die Sowjets brauchen aber auch weder die Erdölquellen, 
die den wichtigsten natürlichen Reichtum dieses Gebietes 
darstellen, noch können sie dafür einen Absatzmarkt 
bieten. Vielmehr ist die Sowjetunion selbst ein bedeu- 
tender Exporteur von Erdölprodukten. 

Der Grund für das Interesse Rußlands am Mittleren 
Osten liegt vielmehr einzig in der Machtpolitik. Zieht 
man das von Moskau verkündete Ziel der kommunisti- 
schen Weltherrschaft in Betracht, so ist seine Hoffnung 
auf eine Beherrschung des Mittleren Ostens leicht zu 
verstehen. 

Dieses Gebiet ist immer der Knotenpunkt der Konti- 
nente in der östlichen Hemisphäre gewesen, Der Suez- 
kanal ermöglicht den Nationen Asiens und Europas, den 
Handel zu treiben, der notwendig ist, wenn diese Länder 
eine wohlausgeglichene und florierende Wirtschaft auf- 
rechterhalten wollen. Der Mittlere Osten schlägt eine 
Brücke zwischen dem europäischen Kontinent und Afrika. 


Er birgt rund zwei Drittel der gegenwärtig bekannten 
Erdölvorkommen in der Welt und befriedigt den nor- 
malen Erdölbedarf zahlreicher Nationen in Europa, Asien 
und Afrika. Vor allem die europäischen Länder sind von 
diesen Lieferungen abhängig, und diese Abhängigkeit 
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trifft sowohl auf den Transport wie auf die Produktion 
zu. Dies ist seit der Schließung des Suezkanals und einiger 
Oelleitungen besonders deutlich geworden. Wenn not- 
wendig, können andere Transportwege und sogar andere 
Energiequellen entwickelt werden. Aber diese Alter- 
nativen lassen sich nicht in naher Zukunft verwirklichen. 

Diese Dinge unterstreichen die ungeheuere Bedeutung 
des Mittleren Ostens. Wenn die Nationen dieses Gebietes 
ihre Unabhängigkeit verlieren sollten, wenn sie von aus- 
ländischen, ihrer eigenen Freiheit feindlich gegenüber- 
stehenden Kräften beherrscht würden, so würde dies so- 
wohl für dieses Gebiet als auch für die zahlreichen an- 
deren freien Nationen eine Tragödie bedeuten, deren 
Wirtschaftsleben dann nahezu abgewürgt werden könnte. 
Westeuropa wäre so gefährdet, als ob es keinen Marshall- 
plan, keine Nordatlantikpaktorganisation gegeben hätte. 
Die freien Nationen in Asien und Afrika wären ebenfalls 
ernsthaft gefährdet. Und die’ Länder des Mittleren Ostens 
würden die Absatzmärkte verlieren, von denen ihre Volks- 
wirtschaften abhängig sind. Alles dies würde äußerst ab- 
trägliche, wenn nicht gar verheerende Auswirkungen auf 
das Wirtschaftsleben unseres eigenen Landes und auf die 
politischen Zukunftsaussichten haben. 

Aber es gibt noch andere Faktoren, die über das 
Materielle hinausgehen. Der Mittlere Osten ist die Ge- 
burtsstätte dreier großer Religionen — der mohamme- 
danischen, der christlichen und der jüdischen. Mekka und 
Jerusalem sind mehr als lediglich Orte auf der Landkarte. 
Sie symbolisieren Religionen, welche lehren, daß der 
Geist über der Materie steht und daß das Individuum 
Würde besitzt und Rechte hat, die keine despotische 
Regierung ihm unter irgendeinem Rechtsanspruch rauben 
kann. Es wäre unerträglich, wenn die heiligen Stätten 
des Mittleren Ostens einer Herrschaft unterworfen wür- 
den, die den atheistischen Materialismus verherrlicht. 


Natürlich versucht der internationale Kommunismus, 
seine Herrschaftsziele dadurch zu maskieren, daß er Er- 
klärungen des guten Willens abgibt und auf den ersten 
Blick verlockende Angebote auf politische, wirtschaftliche 
und militärische Hilfe macht. Aber jede freie Nation, die 
den sowjetischen Verlockungen ausgesetzt ist, sollte in 
elementarer Klugheit sehen, was hinter dieser Maske 
steckt. 

Erinnern wir uns an Estland, Lettland und Litauen. 
Im Jahre 1939 schloß die Sowjetunion gegenseitige Bei- 
standspakte mit diesen unabhängigen Ländern ab, und 
im Oktober 1939 erklärte der sowjetische Außenminister 
auf der fünften Sondersitzung des Obersten Sowjets feier- 
lich vor aller Oeffentlichkeit, daß „wir für die gewissen- 
hafte und genaue Einhaltung der Pakte auf der Grund- 
lage völliger Gegenseitigkeit eintreten, und wir erklären, 
daß das ganze unsinnige Gerede über die Sowjetisierung 
der baltischen Staaten nur im Interesse unserer gemein- 
samen Feinde und aller antisowjetischen Provokateure 
liegt“. Doch im Jahre 1940 wurden Estland, Lettland 
und Litauen mit Gewalt in die Sowjetunion eingegliedert. 

Die sowjetische Kontrolle über die Satellitenstaaten 
Osteuropas wurde trotz feierlicher gegenseitiger Ver- 
sprechen, die während des Zweiten Weltkrieges gegeben 
wurden, weiterhin mit Zwang aufrechterhalten. 

Stalins Tod: gab Hoffnung, daß sich dieses Schema 
ändern würde. Wir lasen das feierliche, im Warschauer 
Pakt vom Jahre 1955 gegebene Versprechen, daß die 
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Sowjetunion in den Satellitenstaaten „die Grundsätze der 
gegenseitigen Achtung ihrer Unabhängigkeit und Sou- 
veränität und der Nichteinmischung in ihre inneren An- 
gelegenheiten“ beachten würde. Aber wir wurden gerade 
erst Zeuge der Unterjochung Ungarns durch nackte Waf- 
fengewalt. Als Folge dieser ungarischen Tragödie sind 
die Achtung der Welt für und ihr Glauben an die sowje- 
tischen Versprechen auf einen neuen Tiefstand gesunken. 
Der Weltkommunismus braucht und sucht einen sicht- 
baren Erfolg. 

Wir stehen also folgenden einfachen und unzweifel- 
haften Tatsachen gegenüber: 

Erstens: Der Mittlere Osten, der immer von Rußland 
begehrt worden ist, würde heute mehr denn je zu einer 
Beute des internationalen Kommunismus werden. 

Zweitens: Die sowjetischen Machthaber zeigen weiter- 
hin, daß sie keine Skrupel haben, jedes Mittel zur Eı- 
reichung dieses Ziels einzusetzen. 

Drittens: Die freien Länder im Mittleren Osten be- 
nötigen zusätzliche Stärke, damit sie ihre Unabhängig- 
keit weiterhin sicherstellen können, und die meisten von 
ihnen wollen dies auch. 

Unsere Gedanken wenden sich ganz folgerichtig den 
Vereinten Nationen als einem Beschützer der kleinen Na- 
tionen zu. Ihre Charta überträgt der Weltorganisation 
die Hauptverantwortung für die Erhaltung des Welt- 
friedens und der internationalen Sicherheit. Unser Land 
hat den Vereinten Nationen, was die Feindseligkeiten in 
Ungarn und in Aegypten anbetrifft, seine volle Unter- 
stützung gegeben. Die Vereinten Nationen konnten eine 
Feuereinstellung und einen Abzug der feindlichen Trup- 
pen aus Aegypten erreichen, weil sie es hier mit Regie- 
rungen und Völkern zu tun hatten, die der Weltmeinung, 
wie sie in der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
zum Ausdruck kam, einen angemessenen Respekt zollten. 
Im Falle Ungarns jedoch war die Lage anders. Die So- 
wjetunion legte gegen Beschlüsse des Sicherheitsrates, 
den Abzug der bewaffneten sowjetischen Streitkräfte zu 
fordern, ihr Veto ein, Und sie zeigte sich den Empfeh- 
lungen der Vollversammlung, ja sogar ihrem Tadel ge- 
genüber, empfindungslos und indifferent. Die Vereinten 
Nationen können immer Hilfe bringen, sie können jedoch 
nicht ein völlig zuverlässiger Beschützer der Freiheit sein, 
wenn die ehrgeizigen Zielsetzungen der Sowjetunion im 
Spiele sind. 

Aus all den Umständen, die ich Ihnen hier dargelegt 
habe, erwächst jetzt eine größere Verantwortung für die 
Vereinigten Staaten. Wir haben in unmißverständlicher 
Weise unser Eintreten für den Grundsatz deutlich ge- 
macht, daß auf internationaler Ebene die Gewalt nicht 
für irgendeinen aggressiven Zweck angewandt werden 
darf und daß die Integrität und die Unabhängigkeit der 
Staaten des Mittleren Ostens unverletzlich sein müssen. 
Selten in der Geschichte ist die Hingabe einer Nation an 
ein Prinzip so schweren Prüfungen unterzogen worden 
wie die unsrige während der vergangenen Wochen. 

Sowohl im Mittleren Osten als auch anderswo wird 
allgemein anerkannt, daß die Vereinigten Staaten weder 
eine politische noch eine wirtschaftliche Beherrschung 
irgendeines Volkes anstreben. 

Unser Wunsch ist eine Welt, die in Freiheit und nicht 
in Sklaverei lebt. Andererseits sind viele — wenn nicht 
alle — Nationen des Mittleren Ostens sich über die Ge- 
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fahr im klaren, die von dem internationalen Kommunis- 
mus ausgeht, und begrüßen eine engere Zusammenarbeit 
mit den Vereinigten Staaten, damit für sie die von den 
Vereinten Nationen proklamierten Ziele der Unabhängig- 
keit, des wirtschaftlichen Wohlstandes und des geistigen 
Wachstums verwirklicht werden. 


Wenn der Mittlere Osten seine geographische Rolle 
bewahren soll, den Osten und Westen mehr zu einigen 
als zu trennen, wenn seine ungeheueren wirtschaftlichen 
Hilfsquellen der Wohlfahrt der dort lebenden Völker wie 
der anderen Nationen dienen sollen und wenn seine 
Kulturen und Religionen sowie heiligen Stätten für die 
geistige Erbauung der Völker erhalten werden sollen, 
dann müssen die Vereinigten Staaten ihre Bereitschaft, 
die Unabhängigkeit der freiheitsliebenden Nationen in 
dem Gebiet zu unterstützen, noch deutlicher formulieren. 
Unter diesen Umständen halte ich es für erforderlich, um 
die Mitarbeit des Kongresses zu ersuchen. Denn nur durch 
diese Zusammenarbeit können wir die Zusicherungen 
geben, die für eine Abschreckung vor einer Aggression 
notwendig sind, nur so können wir denen Mut und Ver- 
trauen einflößen, die sich der Freiheit verschrieben haben, 
und nur so können wir daher eine Kette von Ereignissen 
verhindern, die die gesamte freie Welt in ernsthafte Ge- 
fahr bringen würden. 


Die Vereinigten Staaten haben in bezug auf den Mitt- 
leren Osten verschiedene Regierungserklärungen abge- 
geben. Da ist einmal die Dreimächteerklärung vom 25. Mai 
1950, der dann die Zusicherung des Präsidenten an den 
König von Saudi-Arabien vom 31. Oktober 1950 folgte. 
Ferner ist zu nennen die am 9. April 1956 vom Präsiden- 
ten abgegebene Erklärung, daß die Vereinigten Staaten 
im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Bestimmungen 
jeder Aggression in diesem Gebiet Widerstand entgegen- 
setzen würden, außerdem unsere Erklärung vom 29. No- 
vember 1956, daß eine Bedrohung der territorialen Inte- 
grität oder der politischen Unabhängigkeit Persiens, des 
Irak, Pakistans oder der Türkei von den Vereinigten 
Staaten als außerordentlich ernst angesehen werden 
würde. 


Trotzdem bringen die Schwächen in der derzeitigen 
Situation und die wachsende Gefahr, die vom inter- 
nationalen Kommunismus ausgeht, mich zu der Ueber- 
zeugung, daß die grundsätzliche amerikanische Politik 
nunmehr ihren Ausdruck in einer gemeinsamen Aktion 
des Kongresses und der Regierung finden sollte. Weiter- 
hin sollte unser gemeinsamer Entschluß so formuliert 
werden, daß daraus klar hervorgeht, daß hinter unseren 
Worten, wenn notwendig, auch Taten stehen werden. 


Es ist nichts Neues, wenn der Präsident und der Kon- 
greß) gemeinsam feststellen, daß die nationale Integrität 
der übrigen freien Nationen in direktem Zusammenhang 
mit unserer eigenen Sicherheit steht. 


Wir handelten gemeinsam, um das Sicherheitssystem 
der Vereinten Nationen aufzubauen und zu unterstützen. 
Wir haben das kollektive Sicherheitssystem der Vereinten 
Nationen durch eine Reihe kollektiver Verteidigungsver- 
einbarungen noch verstärkt. Wir haben heute Sicherheits- 
pakte mit 42 anderen Nationen, die zur Einsicht gelangt 
sind, daß Frieden und Sicherheit für sie und für uns 
untrennbar miteinander verbunden sind. Wir handelten 
gemeinsam, um entscheidende Maßnahmen in bezug auf 
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Griechenland und die Türkei und in bezug auf Formosa 
zu ergreifen. ; 


Auf diese Weise haben die Vereinigten Staaten durch 
gemeinsame Maßnahmen des Präsidenten und des Kon- 
gresses oder, im Falle von Verträgen, des Senates in 
zahlreichen gefährdeten Gebieten ihre Ziele manifestiert, 
freie und unabhängige Regierungen — und den Frieden 
— gegen die Bedrohung von außen, vor allem gegen die 
Bedrohung durch den internationalen Kommunismus, zu 
unterstützen. Hierdurch haben wir mit dazu beigetragen, 
in einer Zeit großer Gefahren Frieden und Sicherheit zu 
erhalten. Es ist nunmehr unerläßlich, daß die Vereinigten 
Staaten durch gemeinsame Maßnahmen des Präsidenten 
und des Kongresses ihre Entschlossenheit zum Ausdruck 
bringen, den Nationen im Gebiet des Mittleren Ostens 
zu helfen, die diese Hilfe begehren. 


Die von mir vorgeschlagenen Maßnahmen würden auf 
folgendes hinauslaufen: 


Sie würden in erster Linie die Vereinigten Staaten er- 
mächtigen, mit jedem einzelnen Land und jeder Gruppe 
von Ländern im Gebiet des Mittleren Ostens bei dem 
Aufbau einer wirtschaftlichen Stärke zusammenzuarbei- 
ten, wie sie für die Erhaltung der nationalen Unab- 
hängigkeit notwendig ist. 

Sie würden zweitens die Regierung ermächtigen, in 


diesem Raum Programme der militärischen Unterstützung . 


und Zusammenarbeit mit jedem Staate oder jeder Staa- 
tengruppe durchzuführen, die eine solche Hilfe wünschen. 

Sie würden drittens die Ermächtigung enthalten, daß 
eine solche Unterstützung und Zusammenarbeit den Ein- 
satz der Streitkräfte der Vereinigten Staaten zur Siche- 
rung und zum Schutz der territorialen Integrität und der 
politischen Unabhängigkeit aller eine derartige Hilfe 
anfordernden Nationen vor einem offenen bewaffneten 
Angriff seitens irgendeines vom internationalen Kommu- 
nismus kontrollierten Staates einschließt. 


Diese Maßnahmen würden mit den vertraglichen Ver- 
pflichtungen der Vereinigten Staaten, einschließlich der 
Charta der Vereinten Nationen, sowie mit den Beschlüs- 
sen oder Empfehlungen der Weltorganisation überein- 
stimmen müssen. Sie würden außerdem im Falle eines 
bewaffneten Angriffs der Zustimmung des Sicherheits- 
rates der Vereinten Nationen als oberster Autorität in 
Uebereinstimmung mit der UN-Charta unterliegen. 


Der gegenwärtige Vorschlag würde viertens den Präsi- 
denten ermächtigen, für wirtschaftliche sowie auf die 
Verteidigung ausgerichtete militärische Zwecke Geldmittel 
einzusetzen, die im Rahmen des Gesetzes über die ge- 
meinsame Sicherheit vom Jahre 1954 in seiner erweiterten 
Form zur Verfügung stehen, und zwar ohne Rücksicht 
auf bestehende Begrenzungen. 


Die gesetzgeberische Maßnahme, um die hier ersucht 
wird, sollte jedoch nicht die Ermächtigung oder Bewilli- 
gung von Mitteln einschließen, da ich glaube, daß unter 
den von mir genannten Bedingungen die zur Zeit be- 
willigten Geldmittel für den Rest des derzeitigen Haus- 
haltsjahres, das am 30. Juni endet, ausreichen. Ich werde 
jedoch in einer weiteren Gesetzesvorlage um die Ermäch- 
tigung für 200 Millionen Dollar ersuchen, die für jedes 
der beiden Haushaltsjahre 1958 und 1959 zur Verfügung 
gestellt und nach Ermessen in diesem Gebiet verwendet 
werden sollen, und zwar zusätzlich zu den anderen ge- 
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meinsamen Sicherheitsprogrammen für das Mittelostge- 
biet, die vom Kongreß künftig vorgesehen werden. 


Dieses Programm wird nicht alle Probleme des Mitt- 
leren Ostens lösen. Es stellt auch nicht die Gesamtheit 
unserer Politik für jenen Raum dar. Da sind das Problem 
Palästinas und der Beziehungen zwischen Israel und den 
arabischen Staaten sowie das Problem der Zukunft der 
arabischen Flüchtlinge und das Problem, welchen Status 
der Suezkanal in Zukunft erhalten soll. Diese Schwierig- 
keiten werden durch den internationalen Kommunismus 
vergrößert, sie würden jedoch auch ohne diese Bedrohung 
bestehen, Es ist nicht der Zweck des von mir vorge- 
schlagenen Gesetzes, sich mit diesen Problemen direkt 
auseinanderzusetzen. Die Vereinten Nationen haben sich 
in all diese Dinge aktiv eingeschaltet, und wir unter- 
stützen die Vereinten Nationen. Die Vereinigten Staaten 
haben vor allem in der Rede von Außenminister Dulles 
am 26. August 1955 klargemacht, daß wir bereit sind, 
die Vereinten Nationen bei der Lösung der grundlegen- 
den Probleme Palästinas tatkräftig zu unterstützen. 


Das vorgeschlagene Gesetz soll sich in erster Linie mit 
der Möglichkeit einer kommunistischen Aggression, der 
direkten wie auch der indirekten, befassen. Es besteht 
die zwingende Notwendigkeit für einen Ausgleich jeder 
etwa fehlenden Stärke in diesem Gebiet, nicht durch 
ausländische oder fremde Macht, sondern durch ver- 
mehrte Stärke und Sicherheit der unabhängigen Nationen 
dieses Gebietes. 


Die Erfahrung zeigt, daß eine indirekte Aggression 
selten, wenn überhaupt jemals, Erfolg hat, sofern eine 
annehmbare Sicherheit vor einer direkten Aggression 
besteht, sofern die Regierung über loyale Sicherheits- 
streitkräfte verfügt und sofern die wirtschaftlichen Be- 
dingungen dergestalt sind, daß sie den Kommunismus 
nicht zu einer attraktiven Alternative machen. Das von 
mir vorgeschlagene Programm befaßt sich mit allen drei 
Aspekten dieses Problems und somit auch mit dem Pro- 
blem der indirekten Aggression. 


Ich glaube und hoffe, gerade die Tatsache, daß unsere 
Zielsetzungen bekanntgemacht werden, wie dies die Ge- 
setzesvorlage vorschlägt, wird dazu dienen, jeder ge- 
planten Aggression Einhalt zu gebieten. Wir werden da- 
mit die Patrioten ermutigen, die sich der Unabhängigkeit 
ihrer Nationen verschrieben haben. Sie werden nicht das 
Gefühl haben, daß sie angesichts der Drohung einer 
Großmacht alleinstehen. Hier möchte ich hinzufügen, daß 
der Patriotismus gerade in diesem gesamten Gebiet einen 
mächtigen Gefühlsfaktor darstellt. Es ist wahr, daß Furcht 
häufig ein echtes patriotisches Gefühl zu Fanatismus 
entstellt und die Möglichkeit begünstigt, von außen kom- 
menden gefährlichen Lockungen zu erliegen. Wenn aber 
jene Furcht gemildert werden kann, dann wird ein Klima 
entstehen, das die Verwirklichung würdiger nationaler 
Ziele begünstigt. 

Es wird ferner, wie ich bereits angedeutet habe, für 
uns notwendig sein, wirtschaftlich zur Stärkung der Län- 
der oder Ländergruppen beizutragen, deren Regierungen 
sich eindeutig zur Erhaltung der Unabhängigkeit und 
zum Widerstand gegen eine Subversion bekannt haben. 
Derartige Maßnahmen werden die größte Sicherheit 
gegen Uebergriffe der Kommunisten bieten. Worte allein 
sind nicht genug. 
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Lassen Sie mich emeut auf die beantragte Ermäch- 
tigung zurückkommen, die bewaffneten Streitkräfte der 
Vereinigten Staaten dafür einzusetzen, um die Verteidi- 
gung, der territorialen Integrität und der politischen Un- 
abhängigkeit jedes einzelnen Landes in diesem Gebiet 
gegen eine bewaffnete kommunistische Aggression zu 
unterstützen. Von einer derartigen Ermächtigung würde 
nur Gebrauch gemacht werden, wenn das angegriffene 


Land dies wünscht, Darüber hinaus hoffe ich zutiefst, 


daß von dieser Ermächtigung überhaupt niemals Ge- 
brauch gemacht werden muß. 

Um dies zu gewährleisten, ist es unbedingt notwendig, 
daß unsere Politik in bezug auf die Verteidigung dieses 
Gebietes unverzüglich und klar festgelegt und zum Aus- 
druck gebracht wird. Auf diese Weise werden die Ver- 
einten Nationen und alle befreundeten Regierungen und 
natürlich auch die Regierungen, die nicht freundlich ge- 
sinnt sind, wissen, wo wir stehen, 

Wenn — entgegen der von mir gehegten Hoffnung 
und Erwartung — sich eine Situation ergeben sollte, die 
eine militärische Anwendung der Politik erforderlich 
machen sollte, die ich den Kongreß gemeinsam mit mir 
zu proklamieren ersuche, dann würde ich natürlich von 
Stunde zu Stunde mit dem Kongreß, falls er tagt, in 
Kontakt bleiben. Wenn der Kongreß jedoch gerade nicht 
tagen sollte und die Situation schwerwiegende Konse- 
quenzen in sich trägt, dann würde ich selbstverständlich 
den Kongreß sofort zu einer Sondersitzung einberufen. 

Angesichts der gegenwärtigen Lage besteht das größte 
Risiko — wie dies häufig der Fall ist — darin, daß sich 
ehrgeizige Despoten einer Täuschung hingeben könnten. 
Wenn die machthungrigen Kommunisten entweder fälsch- 
licherweise oder richtigerweise der Ansicht sein sollten, 
daß der Mittlere Osten nicht ausreichend verteidigt ist, 
dann könnten sie der Versuchung erliegen, zu Mitteln 
des offenen bewaffneten Angriffs zu greifen. Wäre dies 
der Fall, dann würde es eine Kette von Umständen aus- 
lösen, die fast mit Sicherheit militärische Maßnahmen der 
Vereinigten Staaten zur Folge haben würden. Meiner 
Ueberzeugung nach liegt die beste Garantie für die Aus- 
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schaltung einer derartig gefährlichen Möglichkeit darin, 
schon jetzt unsere Bereitschaft klarzustellen, daß wir mit 
unseren Freunden im Mittleren Osten voll und ganz auf 
Wegen zusammenarbeiten, die mit den Zielsetzungen 
und Grundsätzen der Vereinten Nationen in Einklang 
stehen. Ich habe die Absicht, unverzüglich eine Sonder- 
mission in den Mittleren Osten zu entsenden, um die Zu- 
sammenarbeit zu erläutern, die wir durchführen wollen. 

Die von mir umrissene Politik bringt gewisse Lasten 
und allerdings auch Risiken für die Vereinigten Staaten 
mit sich. Was ich vorgeschlagen habe, wird denen, die 
es nach diesem Gebiet gelüstet, nicht gefallen. Aber auch 
schon früher haben Amerikaner die lebenswichtigen Inter- 
essen unserer Nation und die menschliche Freiheit be- 
droht gesehen, und ihre Stärke und Entschlossenheit war 
der Krise stets gewachsen, gleichgültig in welch feind- 
seliger Weise unsere Worte, unsere Motive und Taten 
entstellt worden sind. 

Ja, schon die Opfer, die das amerikanische Volk seit 
Ende des Zweiten Weltkrieges für die Sache der Freiheit 
gebracht hat, zählen nach vielen Milliarden Dollar und 
Tausenden der kostbaren Leben unserer Jugend. Diese 
Opfer, durch die große Gebiete der Welt für die Freiheit 
erhalten blieben, dürfen nicht vergeblich gewesen sein, 

In diesen bedeutsamen Epochen der Vergangenheit 
haben sich der Präsident und der Kongreß ohne Rück- 
sicht auf Parteizugehörigkeit zusammengeschlossen, um 
den lebenswichtigen Interessen der Vereinigten Staaten 
und der freien Welt zu dienen. 

Es ist nunmehr der Zeitpunkt für uns gekommen, er- 
neut unsere nationale Einigkeit in der Unterstützung der 
Freiheit zu manifestieren und unsere tiefe Achtung vor 
den Rechten und der Unabhängigkeit einer jeden Nation, 
wie groß oder klein sie auch immer sein mag, zu zeigen. 
Wir suchen nicht Gewalt, sondern Frieden. Diesem Ziele 
müssen wir jetzt unsere Kräfte, unsere Entschlossenheit, 
ja uns selbst weihen. 


Quelle: The New York Times, International Edition, 
Nr. 36142 vom 6. Januar 1957. Deutscher Text: Amerika- 
Dienst vom 9. Januar 1957. 


Dokumente zur Entwicklung im kommunistischen Machtbereich 
nach dem ungarischen Volksaufstand 


Gemeinsame Erklärung des ZK der SED und des ZK der KPC 
über die Beratungen in Prag am 9. und 10. Dezember 1956 


Veröffentlicht in Prag und Berlin am 20. Dezember 1956 


Die leitenden Organe der SED und der KPC haben 
die Ergebnisse der Beratung zwischen Delegationen der 
Zentralkomitees der SED und der KPC vom 9. und 
10. Dezember 1956 in Prag erörtert und bestätigt. Sie 
haben folgende gemeinsame Erklärung beschlossen: 


I. 

Die SED und die KPC gehen davon aus, daß die brü- 
derliche Zusammenarbeit aller sozialistischen Staaten mit 
der Sowjetunion an der Spitze für den erfolgreichen so- 
zialistischen Aufbau und für den Kampf um den Frieden 
die entscheidende Voraussetzung ist. Die engsten Be- 
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ziehungen zwischen den sozialistischen Ländern, die auf 
den Leninschen Grundsätzen des sozialistischen Inter- 
nationalismus, auf den Grundsätzen vollkommener Gleich- 
berechtigung, der wirtschaftlichen, politischen sowie kul- 
turellen Zusammenarbeit beruhen, gewinnen in der ge- 
genwärtigen Zeit immer größere Bedeutung, 

Solche Beziehungen haben sich zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Tschechoslowakischen 
Republik herausgebildet, weil in beiden Ländern das 
werktätige Volk mit der Arbeiterklasse an der Spitze, 
geführt von revolutionären marxistisch-leninistischen Par- 
teien, an der Macht ist. 
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Die Entwicklung dieser vollkommen neuen Beziehun- 
gen zwischen unseren Völkern hatte zweifellos große 
Bedeutung im Kampf für den Frieden und hat zur er- 
folgreichen Erfüllung der Aufgaben des sozialistischen 
Aufbaus in beiden Ländern beigetragen. Sie kam auch 
in der weiteren Vertiefung der Freundschaft zwischen 
dem deutschen und dem tschechoslowakischen Volk zum 
Ausdruck. 

Die Bevölkerung beider Länder verbinden die ge- 
meinsamen Ideen des Sozialismus und des Friedens, Das 
werktätige Volk der Tschechoslowakischen Republik blickt 
mit Vertrauen auf die Deutsche Demokratische Republik 
als den ersten demokratischen deutschen Staat. Das 
deutsche Volk hat im itschechoslowakischen Volk einen 
treuen Freund in seinem Kampf gegen den Militarismus 
und Faschismus sowie bei seinen gerechten Bemühungen 
um die Wiedervereinigung Deutschlands zu einem demo- 
kratischen und friedliebenden Staat. 

Es ist unser gemeinsames Interesse, die gegenseitigen 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen unseren Län- 
dern gegen die Anschläge der Feinde wachsam zu hüten 
und sie ständig weiterauszubauen. Dazu verpflichten uns 
auch die Aufgaben, die unseren industriell entwickelten 
Ländern als bedeutungsvoller Bestandteil des sozialisti- 
schen Weltsystems und als Vorposten an den Grenzen 
der kapitalistischen Welt erwachsen. 


II. 


Die gegenwärtigen Ereignisse bestätigen die vom XX. 
Parteitag der KPdSU gegebene Einschätzung der be- 
deutsamen Veränderungen des Kräfteverhältnisses in der 
Welt zugunsten des Friedens, der Demokratie und des 
Sozialismus. Der XX. Parteitag der KPdSU hat den Weg 
gewiesen, den die sozialistischen und anderen fried- 
liebenden Kräfte erfoigreich beschreiten. Die ständig 
wachsende Solidarität der Völker im Kampf für den 
Frieden und den Fortschritt der Menschheit macht die 
wütenden Anstrengungen des Imperialismus und der Re- 
aktion, diese Entwicklung in der Welt aufzuhalten, zu- 
nichte. Es gelingt ihnen nicht, einen Keil zwischen die 
sozialistischen Staaten einerseits und die anderen Staaten 
der mächtigen Zone des Friedens andererseits zu treiben. 

Ein Beweis dafür ist die Zurückschlagung des imperia- 
listischen Angriffes auf die Freiheit und Unabhängigkeit 
Aegyptens. Der heldenmütige Kampf des ägyptischen 
Volkes und die entschiedene Haltung der sozialistischen 
Staaten, insbesondere der Sowjetunion, sowie das Auf- 
treten anderer friedliebender Kräfte der Welt haben die 
anglo-französisch-israelischen Aggressoren zum Rückzug 
gezwungen. Wir erklären, daß wir entschlossen dafür 
eintreten, daß der Beschluß über den Abzug der imperia- 
listischen Truppen aus Aegypten erfüllt wird und daß 
die Aggressoren die Schäden, die sie dem ägyptischen 
Volk zufügten, ersetzen. 

Die Aggression gegen Aegypten hat den Völkern aufs 
neue gezeigt, daß der Imperialismus den Weltfrieden 
bedroht. Das veranlaßt alle fortschrittlichen Kräfte, noch 
wachsamer zu sein und sich im Kampf gegen die kriegs- 
lüsternen imperialistischen Kreise enger zusammenzu- 
schließen. 

Eine ernste Gefahr für den Frieden in Europa und da- 
mit auch für den friedlichen sozialistischen Aufbau in 
unseren beiden Ländern ist die Existenz des aggressiven 
Nordatlantikpaktes und die damit zusammenhängende 
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Remilitarisierung Westdeutschlands, die Verfolgung auf- 
rechter Friedenskämpfer und das Verbot der KPD in 
Westdeutschland. Das erfordert die ständige Verteidi- 
gungsbereitschaft unserer Länder, entschieden allen 
feindlichen Absichten die Stirn zu bieten, den Schutz 
unseres Territoriums, der Grenzen und der friedlichen 
Arbeit unserer Bürger zu gewährleisten. Der Warschauer 
Vertrag der sozialistischen Staaten ist ein mächtiger Wall, 
der den dunklen Absichten der Staaten des aggressiven 
Nordatlantikpaktes entgegensteht. Im Warschauer Ver- 
trag sind die Pflichten und Rechte der ihm angehörenden 
Staaten bezüglich einer gemeinsamen Verteidigung ein- 
deutig festgelegt. Unsere Länder werden den Warschauer 
Vertrag auch weiterhin konsequent erfüllen. 


Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands und die 
Kommunistische Partei der Tschechoslowakei treten für 
die Beseitigung jeglicher Formen des „kalten Krieges“ 
und für die Minderung der internationalen Spannungen 
ein. Unser Ziel ist die friedliche, gleichberechtigte Zu- 
sammenarbeit aller Staaten und Völker. Wir betrachten 
die Erklärung der Sowjetregierung vom 17. November 
d. J. „Zur Frage der Abrüstung und zur Minderung der 
internationalen Spannung“ als die geeignetste Grundlage 
für eine Verständigung aller friedliebenden Menschen 
zum gemeinsamen Handeln. 

Zum umfangreichen Komplott der Weltreaktion gegen 
die Kräfte des Sozialismus, der Demokratie und des Frie- 
dens gehörte der Versuch eines konterrevolutionären Um- 
sturzes im volksdemokratischen Ungarn. Es drohte die 
ernste Gefahr der Errichtung einer faschistischen Diktatur 
in Ungarm mit allen sich daraus ergebenden Folgen für 
den Frieden und die Sicherheit der Völker in Europa. 

Die SED und die KPC© haben in Uebereinstimmung 
mit dem Willen der Bevölkerung ihrer Länder vom ersten 
Augenblick an das Vorgehen der Sowjetunion, die der 
Bitte der ungarischen revolutionären Arbeiter-und-Bau- 
ern-Regierung entsprach und bei der Zerschlagung der 
faschistischen Banden wirksame Hilfe gewährte, unter- 
stützt, 

Unsere Länder begrüßen den Sieg über die Konter- 
revolution, der es den ungarischen Werktätigen unter der 
Führung der Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei 
ermöglicht, in einem freien unabhängigen demokratischen 
Staat den Aufbau des Sozialismus fortzusetzen, was den 
Interessen des Friedens zwischen den Völkern dient. Es 
darf den konterrevolutionären Kräften nicht gelingen, 
Mängel bei der Lösung der Probleme der Uebergangs- 
periode auszunutzen, um unter der demagogischen Lesung 
„für eine neue, soziale Revolution“ die volksdemokratische 
Ordnung zu zerstören und eine faschistische Diktatur zu 
errichten. 

Wir versichern aufs neue, daß die Arbeiterklasse und 
das gesamte werktätige Volk Ungarns unser volles Ver- 
ständnis und unsere Hilfe finden, damit rasch die gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten überwunden werden und sich 
das Leben in der Volksrepublik Ungarn wieder norma- 
lisiert. 

Die SED und KPC heben hervor: Es ist notwendig, 
aus den Ereignissen in Ungarn die Lehren zu ziehen, die 
politische und ideologische Wachsamkeit unserer Parteien 
und aller ihrer Mitglieder zu erhöhen, um die Absichten 
der Feinde, insbesondere der Organe der NATO, recht- 
zeitig zu vereiteln. 
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Wir begrüßen die erfolgreichen Bemühungen der Pol- 
nischen Vereinigten Arbeiterpartei, den weiteren soziali- 
stischen Aufbau im benachbarten volksdemokratischen 
Polen zu sichern. Unsererseits wollen wir durch die all- 
seitige freundschaftliche Zusammenarbeit mit den polni- 
schen Genossen ihnen bei der Ueberwindung der gegen- 
wärtigen wirtschaftlichen und anderen Schwierigkeiten 
helfen und dazu beitragen, die Versuche der in- und aus- 
ländischen Reaktion, die internationale Stellung Polens zu 
schwächen und die friedliche Entwicklung in Europa zu 
stören, zu vereiteln. Der feste Standpunkt der Deutschen 
Demokratischen Republik bezüglich der Unantastbarkeit 
der polnischen Westgrenzen an der Oder und Neiße, den 
die Tschechoslowakische Republik in vollem Maße unter- 
stützt, ist hierbei von großer Bedeutung. 


II. 


Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands und die 
Kommunistische Partei der Tschechoslowakei betonen in 
völliger Uebereinstimmung mit dem Wunsche und den 
Interessen der Arbeiterklasse und den Werktätigen ihrer 
Länder die Notwendigkeit der festen Geschlossenheit und 
Einheit der sozialistischen Staaten mit der Sowjetunion 
an der Spitze. Die unerschütterliche Freundschaft zur 
Sowjetunion ist die Voraussetzung für den Sieg des So- 
zialismus in den einzelnen Ländern; sie garantiert die 
staatliche und nationale Unabhängigkeit der sozialisti- 
schen Länder und trägt zur Festigung des Weltfriedens 
bei. 

Beide Parteien verurteilen schärfstens jedweden Ver- 
such, die Einheit der sozialistischen Staaten zu schwächen, 
die Beziehungen zwischen den volksdemokratischen Län- 
dern und der Sowjetunion zu stören. Sie geben ihrem 
festen Entschluß Ausdruck, keine Verletzung der Grund- 
sätze des proletarischen Internationalismus zuzulassen, 
alle nationalistischen und antisowjetischen Tendenzen zu 
bekämpfen. 

Die Einheit des sozialistischen Weltsystems ist vor 
allem bedingt durch die Geschlossenheit der kommuni- 
stischen und Arbeiterparteien, das gemeinsame Handeln 
in allen grundsätzlichen Fragen der inneren und inter- 
nationalen Politik. Jedes Land baut den Sozialismus auf 
der Grundlage der eigenen politischen und wirtschaft- 
lichen Bedingungen, nationalen Besonderheiten und den 
Traditionen der Arbeiterbewegung auf. Die sozialistischen 
Länder stützen sich hierbei auf die reichen Erfahrungen 
der KPdSU beim Aufbau der ersten sozialistischen Ge- 
sellschaft in der Geschichte der Menschheit und nutzen 
sie schöpferisch. Sie berücksichtigen die Erfahrungen der 
anderen Bruderparteien. Die Festigung des sozialistischen 


Weltsystems kann nur auf der Grundlage des Marxis- 
mus-Leninismus geschehen, den unsere Parteien fest ver- 
teidigen. Jedweder Versuch der Bildung einer anderen 
Plattform für die kommunistische Bewegung wird ent- 
schieden abgelehnt. Alles Gerede von einem „nationalen 
Kommunismus“ widerspricht dem Marxismus-Leninismus. 

Unsere beiden Parteien sind gleichfalls der Ansicht, 
daß die Geschlossenheit der gesamten kommunistischen 
Weltbewegung unerläßlich ist. Es ist notwendig, gemein- 
sam den imperialistischen Provokationen und dem Auf- 
treten der Opportunisten und Renegaten der Arbeiter- 
bewegung aller Art gegen den Sozialismus entgegenzu- 
treten. 

Unsere Parteien wenden sich entschieden gegen alle 
Versuche, die marxistische Arbeiterbewegung durch eine 
Einteilung in „Stalinisten“ und „Nichtstalinisten“, in 
„alte“ und „neue“ Richtungen zu spalten. Diese Begriffe 
entstammen dem Arsenal der imperialistischen Propa- 
ganda. 

Ausgehend vom Grundsatz des proletarischen Inter- 
nationalismus, werden unsere beiden Parteien weiterhin 
die gegenseitigen brüderlichen Beziehungen auf allen 
Gebieten allseitig erweitern. Unsere beiden Parteien ver- 
wirklichen die notwendigen Maßnahmen für den regel- 
mäßigen Austausch von Informationen und Erfahrungen 
sowie für die Durchführung gegenseitiger Konsultationen 
in grundsätzlichen Fragen des Lebens und der Arbeit 
unserer Parteien und unserer Staaten. Damit sich die Be- 
völkerung unserer beiden Länder noch besser kennen- 
lernt und einander nähert, werden die Sozialistische Ein- 
heitspartei Deutschlands und die Kommunistische Partei 
der Tschechoslowakei bemüht sein, die gegenseitigen Be- 
ziehungen der Gewerkschafts-, Genossenschafts-, wissen- 
schaftlichen, kulturellen und anderen Organisationen im 
Interesse des Aufbaus des Sozialismus in der DDR und 
der CESR weiter zu entwickeln. Zu diesem Zweck werden 
wir die Freundschaft zwischen den Werktätigen unserer 
Betriebe, landwirtschaftlichen Genossenschaften 
festigen. 

Der gegenseitige Erfahrungsaustausch zwischen den 
leitenden Organen der SED und der KP© wird zur ver- 
stärkten Zusammenarbeit unserer Parteien und Staaten 
beitragen. Das brüderliche Bündnis und die enge Zu- 
sammenarbeit des deutschen und tschechoslowakischen 
Volkes sind eine große Kraft im Kampfe für den Sieg 
des sozialistischen Aufbaus in unseren Ländern. Sie sind 
ein Beitrag zur Festigung des gesamten sozialistischen 
Weltsystems. Sie stärken den Weltfrieden. 


USW. 


Quelle: Neues Deutschland, Nr. 308 vom 21. Dezember 
1956. 


Kommunique über die Besprechungen zwischen den Delegationen der Kommunistischen Parteien 
Polens und Jugoslawiens in Warschau vom 19. bis zum 29. Dezember 1956 


In der Zeit vom 19. bis zum 29. Dezember 1956 weilte 
in Polen eine Delegation des Zentralkomitees des Bundes 
der Kommunisten Jugoslawiens. Der Delegation gehörten 
an: das Mitglied des Exekutivkomitees des Zentralkomi- 
tees des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens, Swetozar 
Vukmanovic-Tempo, die Mitglieder des ZK des BdKJ 
Moma Markovic, Veljko Vlahovic und Krste Crvenkovski, 
das Mitglied des ZK des Bundes der Kommunisten Slo- 
weniens Vlado Majhen, das Mitglied des ZK des Bundes 
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der Kommunisten Bosniens und der Herzegowina, Franc 
Novak, das Mitglied des ZK des Bundes der Kommuni- 
sten Kroatiens Milutin Baltic und das Mitglied der Ideo- 
logischen Kommission des ZK des BdK]J Stana Toma- 
sevic. 

Die Delegation des Zentralkomitees des Bundes der 
Kommunisten Jugoslawiens führte Besprechungen mit 
einer Delegation des Zentralkomitees der Polnischen Ver- 
einigten Arbeiterpartei, bestehend aus den Mitgliedern 
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des Politbüros des ZK der PVAP Roman Zambrowski, 
Stefan Jedrychowski und Jerzy Morawski sowie dem 
Sekretär des ZK der PVAP, Wladyslaw Matwin. Am 29. 
Dezember 1956 hatte die Delegation des ZK des BdK]J 
eine Besprechung mit dem Politbüro des ZK der PVAP. 

Die Besprechungen ergaben völliges gegenseitiges Ver- 
stehen der Standpunkte zu den behandelten Fragen. 

Besprochen wurden Probleme der Entwicklungswege 
zum Sozialismus, Viel Aufmerksamkeit wurde dem Pro- 
blem der Rolle der Partei bei der Leitung des sozialisti- 
schen Aufbaus gewidmet. 

Beide Seiten haben festgestellt, daß die Idee des So- 
zialismus seit der Großen Oktoberrevolution in den ver- 
gangenen vierzig Jahren große historische Erfolge er- 
rungen hat. Die weitere Entwicklung des Sozialismus in 
den Ländern, die ihn aufbauen, ist von lebenswichtiger 
Bedeutung für weitere Siege der progressiven Gesell- 
schaftsentwicklung im Weltmaßstab. 

Beide Seiten betonen die große Bedeutung des XX. 
Parteitages der KPdSU sowohl für die Entwicklung der 
Theorie und Praxis des Sozialismus, für die Belebung 
der internationalen Arbeiterbewegung als auch für die 
Schaffung von Voraussetzungen, die einer richtigen Zu- 
sammenarbeit zwischen den einzelnen kommunistischen 
und Arbeiterparteien förderlich sind. 

Beide Seiten haben übereinstimmend betont, daß ver- 
schiedene Länder den Sozialismus auf verschiedenen 
Wegen erreichen können, womit sie die Formen der un- 
vermeidlichen Entwicklung der Völker zum Sozialismus 
bereichern. 

Im Laufe der Gespräche haben beide Seiten Ueberein- 
stimmung in den Ansichten über die Notwendigkeit einer 
beiderseitigen Zusammenarbeit zwischen den Parteien auf 
der Basis einer umfassenden Information und einer auf- 
richtigen zwischenparteilichen Diskussion, die der Klärung 
von Meinungsunterschieden in bestimmten Dingen bzw. 
der Abstimmung der Anschauungen dient, festgestellt. 
Eine derartige Diskussion und notfalls eine gegenseitige 
schöpferische und ehrliche Kritik müssen die Vervoll- 
kommnung der Theorie und Praxis des Sozialismus för- 
dern und dürfen nicht zur Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Partei oder des Staates führen. Die 
konsequente Realisierung dieser Grundsätze der gegen- 


seitigen Zusammenarbeit wird eine Festigung der inter- 
nationalistischen Bande, die die kommunistischen und 
Arbeiterparteien verbinden, wie auch eine Stärkung der 
Solidarität der sozialistischen Länder mit sich bringen. 

Beide Seiten haben anerkannt, daß zweiseitige partei- 
liche Beziehungen unter den gegenwärtigen Bedingungen 
die geeignetsten Formen der Zusammenarbeit zwischen 
kommunistischen und Arbeiterparteien sind. Dies schließt 
jedoch nicht eine breitere Zusammenarbeit der kommu- 
nistischen und Arbeiterparteien sowie fortschrittlicher Be- 
wegungen im Zusammenhang mit einzelnen Fragenkom- 
plexen, die Gegenstand gemeinsamen Interesses sind, aus. 

Beide Seiten haben übereinstimmend anerkannt, daß 
es im Kampf um die Minderung der Spannung in den 
internationalen Beziehungen und um die Festigung des 
Weltfriedens, im Kampf um den Schutz der Interessen 
der werktätigen Massen und der unterdrückten Völker 
notwendig ist, mit den sozialistischen Parteien und fort- 
schrittlichen Bewegungen, die auf dem Boden der Gleich- 
berechtigung und der Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten zusammenarbeiten wollen, eine Zusam- 
menarbeit anzuknüpfen und diese zu erweitern. 

Beide Delegationen haben festgestellt, daß die bis- 
herige Zusammenarbeit zwischen der PVAP und dem 
BdK] fruchtbar war und daß diese Zusammenarbeit auch 
künftighin erweitert werden müsse. 

Im Zusammenhang damit haben beide Delegationen 
ihren Wunsch bestätigt, den Austausch von Parteidele- 
gationen verschiedener Stufen, von Publikations- und 
Presseerzeugnissen der Parteien fortzuführen sowie alle 
anderen Formen der Zusammenarbeit zwischen den Par- 
teien zum Zwecke des gemeinsamen Meinungs- und Er- 
fahrungsaustausches anzuwenden. 

Beide Seiten haben ihre feste Ueberzeugung zum Aus- 
druck gebracht, daß sich eine solche Zusammenarbeit bei- 
der Parteien auch positiv auf die Entwicklung der freund- 
schaftlichen Beziehungen zwischen der Föderativen Volks- 
republik Jugoslawien und der Volksrepublik Polen aus- 
wirken wird, was der Festigung der Sache des soziali- 
stischen Aufbaus in beiden Ländern und des Friedens in 
der Welt dienen wird. 


Quelle: Pressedienst der Militär-Mission der 
republik Polen, Berlin W 15, 5. Januar 1957. 


Volks- 


Erklärung von Partei- und Regierungsvertretern Bulgariens, Ungarns, Rumäniens, der UdSSR 


und der CSR nach einer Konferenz in Budapest vom 1. bis zum 4. Januar 1957 


Auf Einladung der Ungarischen Revolutionären Ar- 
beiter-und-Bauern-Regierung und der Leitung der 
Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei sind in Buda- 
pest am 1. Januar die Vertreter der Kommunistischen 
Partei Bulgariens und der Regierung der Volksrepublik 
Bulgarien, Shiwkoff und Damjanoff, der Rumänischen 
Arbeiterpartei und der Regierung der Rumänischen 
Volksrepublik, Gheorghiu-Dej, Moghioros und Borila, der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion und der Sowjet- 
regierung, Chruschtschow und Malenkow, und der Kom- 
munistischen Partei der Tschechoslowakei und der Regie- 
rung der Tschechoslowakischen Republik, Novotny und 
Siroky, eingetroffen. 


In der Zeit vom 1. bis 4. Januar fanden zwischen den 
Vertretern der Parteien und Regierungen der erwähnten 
Länder Zusammenkünfte statt, bei denen anwesend 
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waren: Shiwkoff und Damjanoff (Bulgarien), Kadar und 
Münnich (Ungarn), Gheorghiu-Dej, Moghioros und Borila 
(Rumänien), Chruschtschow und Malenkow (UdSSR), No- 
votny und Siroky (Tschechoslowakei). 

Während der Zusammenkünfte fand ein kameradschaft- 
licher und freundschaftlicher Meinungsaustausch über 
mehrere Fragen politischen und wirtschaftlichen Charak- 
ters und des Parteilebens statt, die von gegenseitigem 
Interesse sind, sowie über verschiedene aktuelle Fragen 
der internationalen Lage. 

Die Teilnehmer der Zusammenkünfte tauschten gegen- 
seitige Informationen über die Lage in ihren Ländern 
und Parteien aus. 

Mit Befriedigung wurde festgestellt, daß Bulgarien, 
Rumänien, die Sowjetunion und die Tschechoslowakei 
sowie alle sozialistischen Länder große Erfolge im Aufbau 
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des Sozialismus und des Kommunismus erreicht haben. 
Die Volkswirtschaft Ungarns entwickelte sich schnell auf 
sozialistischem Wege. Diese Entwicklung wurde aber 
durch das Auftreten konterrevolutionärer Kräfte gestört. 
Gegenwärtig, nach der Unterdrückung der Konterrevolu- 
tion, holt die sozialistische Wirtschaft Ungarns zuversicht- 
lich an Tempo auf und ist im Aufstieg begriffen. Im 
verflossenen Jahr wurden in den Ländern des sozia- 
listischen Lagers die Volkswirtschaftspläne erfolgreich 
erfüllt, es wurde ein neuer Schritt vorwärts in der Ver- 
besserung des Wohlstandes der Völker getan und ein 
Aufstieg in der Entwicklung der Kultur, der Wissenschaft 
und der Technik erzielt. Es erfolgte der weitere Zusam- 
menschluß der Völker dieser Länder um ihre kommu- 
nistischen und Arbeiterparteien und ihre Regierungen 
unter dem großen Banner des Marxismus-Leninismus. 


Alle Teilnehmer der Zusammenkunft gelangten ein- 
mütig zu der Feststellung, daß dank den Bemühungen 
der Werktätigen Ungarns unter Führung der Ungarischen 
Revolutionären Arbeiter-und-Bauern-Regierung und mit 
Hilfe sowjetischer Truppen die Versuche vereitelt wor- 
den sind, die volksdemokratische Ordnung und die sozia- 
listischen Errungenschaften des ungarischen Volkes zu ver- 
nichten. Die Gefahr der Aufrichtung einer faschistischen 
Diktatur in Ungarn wurde beseitigt, die Pläne der inneren 
Konterrevolution und der aggressiven imperialistischen 
Kreise, Ungarn zu einem gefährlichen Herd eines neuen 
Krieges in Europa zu machen, wurden durchkreuzt. Den 
Versuchen der imperialistischen Kreise, die Einheit des 
sozialistischen Lagers zu sprengen, wurde eine vernich- 
tende Abfuhr erteilt. 


Die Vertreter der kommunistischen und Arbeiterpar- 
teien und der Regierungen, die an der Zusammenkunft 
teilnahmen, gaben ihrer Befriedigung über die vor sich 
gehende Normalisierung der politischen Lage und des 
Wirtschaftslebens in Ungarn Ausdruck. Alle gesunden 
demokratischen Kräfte des Landes mit der Arbeiterklasse 
an der Spitze schließen sich immer mehr um die Un- 
garische Revolutionäre Arbeiter-und-Bauern-Regierung 
und die Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei zusam- 
men, sie unterstützen deren politische und wirtschaftliche 
Maßnahmen, sie treten aktiv den volksfeindlichen Ele- 
menten entgegen, die auf Anweisung der imperialistischen 
Propaganda provokatorische Wühlarbeit unter der Be- 
völkerung treiben. Die ungarische Bauernschaft, die sich 
durch die Provokationen der konterrevolutionären und 
imperialistischen Propaganda nicht verleiten ließ und den 
Versuchen, die alte Ordnung der Herrschaft der Guts- 
besitzer im ungarischen Dorf wiederherzustellen, eine 
Abfuhr erteilte, führt ein normales Arbeitsleben. 

Jener Teil der ungarischen Werktätigen, der durch die 
demagogischen provokatorischen nationalistischen Parolen 
der Konterrevolution betrogen wurde, durchschaut immer 
mehr den Betrug und erkennt nun, daß man diesen 
Betrug und die Handlungen der Konterrevolution mit 
dem Blut der besten Söhne des ungarischen Volkes, die 
dem Terror der konterrevolutionären Banden zum Opfer 
gefallen sind, bezahlen mußte. Die Werktätigen Ungarns 
erkennen immer klarer, wie verderblich der Weg ist, auf 
den sie von den der volksdemokratischen Ordnung, und 
dem Sozialismus feindlichen Kräften getrieben wurden. 

Die Arbeiterklasse Ungarns, die Bauernschaft und die 
Intelligenz beurteilen richtig die Lage im Lande und die 
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Aufgaben, vor denen das ungarische Volk und die Re- 
volutionäre Arbeiter-und-Bauern-Regierung stehen. Die 
Werktätigen Ungarns erkennen immer klarer, daß man 
nur durch den Anlauf der Produktion und des normalen 
Wirtschaftslebens, durch den Aufschwung der Volkswirt- 
schaft des Landes, durch Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität in der Industrie und in der Landwirtschaft, durch 
Senkung der Selbstkosten der Produktion und die Akku- 
mulation von Mitteln die Hebung des Wohlstandes des 
Volkes und die Stärkung des volkdemokratischen Ungarns 
erzielen kann. 

Bei dem Meinungsaustausch vermerkten die Teilnehmer 
der Zusammenkunft, daß die ungarischen Kommunisten 
ihre Reihen immer enger zusammenschließen und alle 
Kräfte einsetzen, um die volksdemokratische Ordnung 
und den Aufbau des Sozialismus in Ungarn zu ver- 
stärken, um feste freundschaftliche Beziehungen mit allen 
Ländern des sozialistischen Lagers zu entwickeln. 


Die Vertreter Bulgariens, Rumäniens, der UdSSR und 
der Tschechoslowakei versicherten die ungarischen Ge- 
nossen, daß die Völker ihrer Länder der Ungarischen 
Revolutionären Arbeiter-und-Bauern-Regierung und der 
Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei allseitige Un- 
terstützung und Hilfe bei der Stärkung des volksdemo- 
kratischen Staates, bei der Gewährleistung seiner Un- 
abhängigkeit und Sicherheit gegenüber Anschlägen aggres- 
siver imperialistischer Kräfte erweisen werden. 

Die Teilnehmer der Zusammenkunft tauschten ihre 
Meinungen über die Deklaration der Sowjetunion vom 
30. Oktober 1956 aus und brachten einmütig die Ueber- 
zeugung zum Ausdruck, daß diese Deklaration der 
Sowjetregierung voll und ganz den Interessen der Ver- 
tiefung der freundschaftlichen Beziehungen zwischen den 
sozialistischen Ländern auf der Grundlage der Einhal- 
tung der Leninschen Prinzipien der Gleichberechtigung 
und der Achtung der Belange aller Völker sowie der 
gegenseitigen Nichteinmischung in die inneren Ange- 
legenheiten, der Prinzipien des proletarischen Internatio- 
nalismus, entspricht. 

Die Vertreter der Länder konstatierten mit Genug- 
tuung, daß die Leitsätze der Deklaration mit Erfolg in 
der Praxis der gegenseitigen Beziehungen der sozia- 
listischen Länder verwirklicht werden, was dem weiteren 
Zusammenschluß des sozialistischen Lagers, dem weiteren 
Aufstieg des Wirtschafts- und Kulturaufbaus in den Län- 
dern des Sozialismus, der Festigung der Freundschaft 
und der Entwicklung der gegenseitigen brüderlichen 
Hilfe zwischen ihren Völkern förderlich ist. 

Auf Grund des Meinungsaustausches über die aktuellen 
Fragen der internationalen Lage stellten die Teilnehmer 
der Zusammenkunft fest, daß in der letzten Zeit eine 
merkliche Verschärfung der internationalen Lage einge- 
treten ist, hervorgerufen durch die Handlungen der ag- 
gressiven Kreise westlicher Staaten, die darauf aus sind, 
die Welt wieder in den „kalten Krieg“ hineinzuziehen. 
Davon zeugen sowohl die britisch-französisch-israelische 
Aggression gegen Aegypten als auch die Machenschaften 
der imperialistischen Kreise in Ungarn. 

Die Verschärfung der internationalen Spannung wird 
auch durch die Handlungsweise der Vereinigten Staaten 
hervorgerufen, die neue umfassende Maßnahmen zur 
Unterjochung der Länder des Nahen und Mittleren 
Ostens treffen. Ausdruck dieser Kolonisatorenbestre- 
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bungen der USA ist die sogenannte Eisenhower-Dulles- 
Doktrin. Ein Bestandteil dieser „Doktrin“ sind besondere 
Vollmachten für den USA-Präsidenten, nach seinem Er- 
messen amerikanische Streitkräfte im Nahen und Mitt- 
leren Osten einzusetzen, Die grobe Einmischung des 
amerikanischen Monopolkapitals und seiner militaristi- 
schen Kreise in die Angelegenheiten der Länder des 
Nahen und Mittleren Ostens würde zu einer neuen 
ernsten Zuspitzung der Lage in diesem Raum führen, 
der noch vor kurzem ein Schauplatz von Kriegshand- 
lungen war, hervorgerufen durch die Aggression gegen 
Aegypten. 

Die ganze Verantwortung für die Verschärfung der 
Situation im Nahen und Mittleren Osten mit allen daraus 
sich ergebenden Folgen trifft in einem solchen Fall die 
Vereinigten Staaten von Amerika. Die Interessen der 
Völker des Nahen und Mittleren Ostens und die Inter- 
essen der Wahrung von Ruhe und Frieden in diesem 
Raum erfordern, daß alle Staaten Bemühungen unter- 
nehmen, um die Folgen der Aggression gegen Aegypten 
zu beheben und keinerlei Einmischung von außen her 
in die Angelegenheiten der Staaten des Nahen und Mitt- 
leren Ostens, keine Schmälerung ihrer Souveränität und 
Unabhängigkeit zuzulassen. 

Die sozialistischen Staaten, die den Frieden zwischen 
den Völkern ständig verteidigen, setzen alle Kräfte ein, 
um eine Rückkehr zum „kalten Krieg“ zu unterbinden. 


Sie sind fest entschlossen, die Kräfte des sozialistischen 
Systems und ihren Einfluß geltend zu machen, um die 
Versuche der aggressiven Kreise zu vereiteln, die auf die 
weitere Zuspitzung der internationalen Lage, auf die 
Verstärkung der forcierten Aufrüstung, auf eine Ent- 
fachung der Kriegspsychose abzielen. Die sozialistischen 
Staaten sind der festen Ueberzeugung, daß die Möglich- 
keiten der Verbesserung der Beziehungen zwischen den 
Staaten und der Gewährleistung einer echten Sicherheit 
der Völker bei weitem noch nicht genutzt sind. 

Unter den gegenwärtigen Verhältnissen würden prak- 
tische Schritte eine gewaltige Bedeutung haben, die auf 
die Einschränkung der Rüstungen und der Streitkräfte 
der Länder sowie auf das Verbot so gefährlicher Ver- 
nichtungswaffen, wie der Atom- und der Wasserstoff- 
waffe, gerichtet sind. Den Interessen der Sicherheit aller 
europäischen Völker sowie aller Völker der Welt würde 
die Errichtung eines kollektiven Sicherheitssystems in 
Europa entsprechen. Die Teilnehmer der Zusammenkunft 
brachten die feste Ueberzeugung zum Ausdruck, daß sich 
alle sozialistischen Staaten noch enger zusammenschließen 
werden, daß sie ihre unverbrüchliche Einheit verteidigen 
und allen Versuchen eine Abfuhr erteilen werden, die 
auf die Erschütterung und Schwächung des sozialistischen 
Lagers abzielen. 


Quelle: Vorwärts (Montag-Ausgabe Neues Deutschland), 
Nr. 1 vom 7. Januar 1957. 


Die Ergebnisse der Besprechungen von Partei- und Regierungsdelegationen der Sowjetunion 
und der DDR in Moskau vom 3. bis zum 8. Januar 1957 * 


Gemeinsame Erklärung der Regierungen der Sowjetunion und der DDR vom 7. Januar 


Entsprechend einer Vereinbarung zwischen der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
weilte vom 3. bis 8. Januar 1957 in Moskau eine Regie- 
rungsdelegation der Deutschen Demokratischen Republik 
unter Leitung des Ministerpräsidenten Otto Grotewohl. 

Der Regierungsdelegation der Deutschen Demokrati- 
schen Republik gehörten an: der Erste Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrats und Erste Sekretär des ZK 
der SED, W. Ulbricht; der Stellvertreter des Vorsitzen- 
den des Ministerrats und Vorsitzende der Christlich- 
Demokratischen Union Deutschlands, Dr. ©. Nuschke; 
der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrats und 
Minister für Auswärtige Angelegenheiten, Vorsitzender 
der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands, Dr. 
L. Bolz; der Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rats und Vorsitzende der Liberal-Demokratischen Partei 
Deutschlands, Dr. H. Loch; der Stellvertreter des Vor- 
sitzenden des Ministerrats und stellvertretende Vor- 
sitzende der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands, 


#) Mit der gleichzeitig in Moskau weilenden Regierungs- 
delegation der Volksrepublik China unter Führung von Tschu 
En-lai führte die Regierungsdelegation der DDR ebenfalls 
Besprechungen, über die am 8. Januar ein Kommunique& her- 
ausgegeben wurde, Darin heißt es, die chinesische Regierungs- 
delegation unterstütze die deutsch-sowjetische gemeinsame 
Erklärung. Beide Seiten erklären ihre Entschlossenheit, Aegyp- 
ten im Kampf gegen jede Aggression und die arabischen Län- 
der im Kampf gegen die Eisenhower-Doktrin zu unterstützen, 
die Unterstützung der Regierung Kadar in Ungarn fortzu- 
setzen und „entschieden gegen die den Frieden und die 
Sicherheit in Europa gefährdende Militarisierung Westdeutsch- 
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P. Scholz; der Stellvertreter des Vorsitzenden des Mini- 
sterrats und Minister für Außenhandel und Innerdeut- 
schen Handel, das Mitglied des Politbüros des ZK der 
SED, H. Rau; der Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrats und Mitglied des Politbüros des ZK 
der SED, F. Oelßner; der Stellvertreter des Vor- 
sitzenden des Ministerrats und Vorsitzende der Staat- 
lichen Plankommission, Kandidat des Politbüros des ZK 
der SED, B. Leuschner; der Erste Stellvertreter des Präsi- 
denten der Volkskammer und Mitglied des Politbüros 
des ZK der SED, H. Mater; das Mitglied des Politbüros 
des ZK der SED und Sekretär des ZK der SED, K. 
Schirdewan; der Kandidat des Politbüros des ZK der 
SED und Erster Sekretär der Bezirksleitung der SED 
von Groß-Berlin, A. Neumann; der Außerordentliche und 
Bevollmächtigte Botschafter der DDR in der UdSSR, 
J. König. 

Außerdem nahmen von deutscher Seite an den Ver- 
handlungen teil: der Minister für Finanzen der DDR, 
W. Rumpf, die Stellvertreter des Vorsitzenden der Staat- 


lands sowie gegen die Wühlarbeit des unter Führung des 
amerikanischen Imperialismus stehenden NATO-Blocks und 
seine gegen die Deutsche Demokratische Republik gerichteten 
Pläne aufzutreten“. 


Beide Seiten treten für die Erhaltung der Einheit des so- 
zialistischen Lagers „unter Führung der Sowjetunion“ ein und 
versprechen, „alle Anstrengungen“ für eine enge Zusammen- 
arbeit mit der Sowjetunion und den anderen sozialistischen 
Ländern „auf der Grundlage der marxistisch-leninistischen 
Lehre von der Gleichberechtigung aller Nationen und vom 
proletarischen Internationalismus“ zu unternehmen. 
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lichen Plankommission der DDR, G. Henke, W. Hieke, 
E. Jaschke, H. Meiser, E. Müller; das Mitglied des ZK 
der SED und Abteilungsleiter im ZK der SED, P. Vemner; 
der Leiter der Presseabteilung des Ministeriums für Aus- 
wärtige Angelegenheiten der DDR, W. Kiesewetter, und 
andere Berater und Experten. 

Von sowjetischer Seite nahm an den Verhandlungen 
eine Regierungsdelegation der UdSSR unter Leitung des 
Vorsitzenden des Ministerrats der UdSSR, N. A. Bul- 
ganin, teil. 

Der Regierungsdelegation der UdSSR gehörten an: 
das Mitglied des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR und Erster ‚Sekretär des ZK der KPdSU, N. S. 
Chruschtschow; die Ersten Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrats der UdSSR, A. I. Mikojan, M. G. Per- 
wuchin, M. S. Saburow; der Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten der UdSSR, D. T. Schepilow. 

Außerdem nahmen von sowjetischer Seite an den Ver- 
handlungen teil: der Vorsitzende der Staatlichen Plan- 
kommission der UdSSR, N. K. Baibakow; der Minister 
für Finanzen der UdSSR, A. G. Swerew; der Minister 
für Kultur der UdSSR, N. A. Michailow; der Leiter der 
Hauptverwaltung für Wintschaftsbeziehungen, K. I. Kowal; 
die Stellvertreter des Ministers für Auswärtige Ange- 
legenheiten W. A. Sorin und A. W. Sacharow; der Stell- 
vertreter des Ministers für Außenhandel der UdSSR 
S. A. Borissow; der Stellvertreter des Ministers für 
Kultur der UdSSR S. W. Kaftanow; der Außerordent- 
liche und Bevollmächtigte Botschafter der UdSSR in der 
DDR, G. M. Puschkin; das Mitglied des Kollegiums des 
Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR, 
L. F. Iljitschow; der Leiter der 3, Europäischen Abteilung 
des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der 
UdSSR, I. I. Iljitschow; der Stellvertreter des Leiters 
der 3. Europäischen Abteilung des Ministeriums für Aus- 
wärtige Angelegenheiten der UdSSR, A. M. Alexandrow, 
und andere Berater und Experten. 

Die Begegnungen, Unterredungen und Verhandlungen 
verliefen im Geiste herzlicher Aufgeschlossenheit und 
tiefer Freundschaft. Während ihres Aufenthaltes wurde 
die Regierungsdelegation der Deutschen Demokratischen 
Republik vom Vorsitzenden des Präsidiums des Obersten 
Sowjets der UdSSR, K. J. Woroschilow, empfangen. 


IK 


In einem umfangreichen und gründlichen Meinungs- 
austausch wurde völlige Uebereinstimmung der Auffas- 
sungen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Sowjetunion in der Ein- 
schätzung der gegenwärtigen internationalen Lage und 
einzelner internationaler Ereignisse festgestellt. 

Beide Seiten stellen fest, daß die von allen friedlieben- 
den Völkern so ersehnte und nach den Genfer Verhand- 
lungen der vier Mächte eingetretene Minderung der 
Spannungen der internationalen Lage durch die Um- 
triebe aggressiver Kreise einiger Mächte stark beein- 
trächtigt wurde. In den letzten Monaten haben Ereig- 
nisse wie die imperialistische Aggression gegen das 
ägyptische Volk, die Inszenierung eines konterrevolutio- 
nären Putsches in Ungarn und im Zusammenhang damit 
die Entfachung einer Offensive der Reaktion gegen die 
Parteien und Gewerkschaften der Arbeiterklasse in vielen 
kapitalistischen Ländern neue Spannungen in den inter- 
nationalen Beziehungen und bei manchen imperialisti- 
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schen Staaten einen Rückfall in die Methoden des kalten 
Krieges hervorgerufen. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
und die Regierung der Sowjetunion erklären, daß die 
unerschütterliche Grundlage der Außenpolitik beider 
Staaten der aktive Kampf für die Festigung des Friedens 
und die friedliche Koexistenz der Staaten, unabhängig 
von ihrer Gesellschaftsordnung, und die Herstellung des 
Vertrauens zwischen ihnen ist. Beide Regierungen er- 
achten es als notwendig, die Intrigen der an der Minde- 
rung der internationalen Spannungen nicht interessierten 
Kreise wachsam zu verfolgen, die ihre eng begrenzten 
Interessen über die Lebensinteressen der Völker an der 
Gewährleistung des Friedens und der ‘Sicherheit stellen, 
und die Wühltätigkeit der Feinde des Friedens zu ent- 


larven. Sie sind bereit, ihre Anstrengungen mit den An- 


strengungen aller anderen friedliebenden Staaten im 
Kampf für den Frieden und den Fortschritt zu ver- 
einen. 

Beide Seiten haben die im Ergebnis des militärischen 
Ueberfalls Englands, Frankreichs und Israels auf Aegyp- 
ten entstandene Lage erörtert. Sie stellen mit Befriedi- 
gung fest, daß der entschiedene Widerstand des ägyp- 
tischen Volkes und der Zusammenschluß aller friedlieben- 
den Kräfte, die sich entschieden für die Unterstützung 
Aegyptens einsetzten, das seine Unabhängigkeit, seine 
nationale Ehre verteidigt, zur Einstellung des aggressiven 
Krieges gegen den ägyptischen Staat geführt haben. All 
das ist ein großer Erfolg des ägyptischen Volkes und der 
Friedenskräfte in der ganzen Welt. 


Gleichzeitig betonen sie, daß die imperialistischen 
Kreise der Vereinigten Staaten von Amerika bestrebt 
sind, die Schwächung der Positionen Englands und 
Frankreichs in diesem Raume auszunutzen und den 
Völkern des Mittleren und Nahen Ostens unter der 
Flagge der „Hilfe“ neue Formen der kolonialen, wirt- 
schaftlichen und politischen Versklavung aufzuzwingen. 


Gerade diesen Zielen dient die sogenannte „Eisen- 
hower-Doktrin“, die in der Botschaft des amerikanischen 
Präsidenten an den Kongreß vom 5. Januar dieses Jahres 
dargelegt ist. Diese „Doktrin“ ist dazu berufen, den 
amerikanischen Monopolherren bei der Verteilung der 
Schlüsselpositionen in der Wirtschaft der Länder des 
Nahen und Mittleren Ostens zu helfen und die natio- 
nalen Reichtümer dieser Länder in die Hände zu be- 
kommen. Aber darauf ist die Sache nicht beschränkt, die 
„Eisenhower-Doktrin“ sieht vor, dem Präsidenten das 
Recht der direkten militärischen Einmischung in die An- 
gelegenheiten der Länder des Nahen und Mittleren 
Ostens durch Entsendung von amerikanischen Streit- 
kräften einzuräumen. Somit geht es um den Versuch, 
von vornherein die aggressiven Handlungen der ameri- 
kanischen Imperialisten zu rechtfertigen, die darauf ge- 
richtet sind, den Völkern des Ostens erneut das koloniale 
Joch aufzuerlegen. 4 

Diese neuen Pläne der herrschenden Kreise der USA 
gegenüber dem Nahen und Mittleren Osten müssen zur 
Verschärfung der Lage in diesem Gebiet führen und 
bergen eine ernste Gefahr nicht nur für die Völker der 
Länder des Ostens, sondern auch für die Aufrechterhal- 
tung des Friedens überhaupt in sich. 


Die Regierung der DDR und die Regierung der UdSSR 
erklären ihre Bereitschaft, die allseitige Erweiterung der 
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sachlichen Zusammenarbeit mit den Ländern des Mitt- 
leren und Nahen Ostens, die einen gerechten Kampf 
für ihre Freiheit und nationale Unabhängigkeit führen, 
zu fördern. Dabei gehen sie davon aus, daß diese Zu- 
sammenarbeit auf der Grundlage der völligen Gleich- 
berechtigung der Seiten und des gegenseitigen Vorteils 
ohne irgendwelche, die Souveränität der einen oder an- 
deren Seite einschränkenden Bedingungen verwirklicht 
werden muß. 

Obwohl die imperialistische Aggression gegen das 
ägyptische Volk gescheitert ist, kann jedoch die Kriegs- 
gefahr noch nicht als endgültig beseitigt betrachtet wer- 
den. Beide Regierungen unterstützen sowohl die Forde- 
rung der Republik Aegypten nach Bestrafung derjenigen, 
die an der Aggression und an den Gewalttaten schuldig 
sind, als auch die rechtmäßigen Ansprüche des ägyp- 
tischen Volkes auf Ersatz der Schäden, die von den 
Staaten verursacht wurden, die den Krieg gegen Aegypten 
entfacht haben. 

Die Ereignisse in Ungarn waren ein von der Reaktion 
großangelegter Plan, die Volksmacht zu vernichten und 
die Herrschaft des horthy-faschistischen Regimes wieder- 
herzustellen. In Ungarn ging es nicht nur um das Schick- 
sal der volksdemokratischen Ordnung, sondern auch um 
das Schicksal des Friedens in Europa. Die Zerschlagung 
der Konterrevolution durch die gesunden demokratischen 
Kräfte Ungarns mit der auf Bitten der Ungarischen 
Revolutionären Arbeiter-und-Bauern-Regierung gewähr- 
leisteten Hilfe sowjetischer Truppen lag im Interesse der 
ungarischen Werktätigen und im Interesse aller fried- 
liebenden Menschen Europas, da sie den weißen Terror 
beendete und die Gefahr der Schaffung eines neuen Auf- 
marschgebiets für eine Aggression in Europa abwendete. 

Nach den ernsten Niederlagen der internationalen Ver- 
schwörung der Reaktion gegen den Frieden und die 
Demokratie sind jetzt die notwendigen Voraussetzungen 
für die Fortsetzung der Politik der Entspannung und der 
Festigung des Friedens vorhanden. 


I. 


Beide Seiten tauschten ihre Meinungen zum Ab- 
rüstungsproblem aus, dessen Lösung für die Erhaltung 
und Sicherung des Friedens in der ganzen Welt größte 
Bedeutung haben würde. Mit Bedauern wurde fest- 
gestellt, daß die konkreten Vorschläge in der Erklärung 
‘der UdSSR zur Frage der Abrüstung und der Minde- 
rung der internationalen Spannungen vom 17. November 
1956 vorläufig seitens der Westmächte nicht die ge- 
bührende Unterstützung gefunden haben, obwohl diese 
Vorschläge eine gute Verhandlungsgrundlage darstellen. 
Das muß um so mehr unterstrichen werden, als diese 
Vorschläge in vieler Hinsicht unter Berücksichtigung der 
Vorschläge der Westmächte ausgearbeitet wurden. ° 

Ihrerseits haben die Regierungen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der UdSSR auf dem Gebiet der 
Abrüstung bereits praktische Maßnahmen ergriffen: Die 
Deutsche Demokratische Republik hat die Stärke ihrer 
Streitkräfte um 30000 Mann reduziert, die Stärke ihrer 
Streitkräfte auf 90 000 Mann begrenzt und auf die Ein- 
führung der Wehrpflicht verzichtet; die UdSSR hat 
ihre Streitkräfte um 1840000 Mann reduziert. Beide 
Seiten vertreten den Standpunkt, daß eine etappen- 
weise Lösung des Abrüstungsproblems zweckmäßig und 
erfolgversprechend ist. Die erste Etappe zur Lösung 
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dieser Frage könnte das sofortige Verbot weiterer Atom- 
und Wasserstoffwaffenversuche sein, was von der ge- 
samten Menschheit, die in der Fortsetzung solcher Ver- 
suche eine ernste Gefahr erblickt, gefordert wird. Eine 
Teillösung in der Abrüstungsfrage wäre die Schaffung 
einer Zone der beschränkten Rüstungen in Europa, die 
beide Teile Deutschlands einbezieht. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
stimmt dem Vorschlag der Regierung der UdSSR zu, daß 
eine entsprechende Vereinbarung über die Abrüstung 
zwischen den Staaten die Schaffung von Kontrollpunkten 
auf Gegenseitigkeit in großen Häfen, an Eisenbahn- 
knotenpunkten und auf Flugplätzen vorsieht, und ist 
bereit, zu der von der Sowjetunion vorgeschlagenen 
Lösung der mit dem Plan der Luftinspektion zusammen- 
hängenden Fragen beizutragen. 

Die Regierung der UdSSR stimmt der Auffassung der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik zu, 
daß die Parlamente und Regierungen der DDR und der 
Deutschen Bundesrepublik sowie die mit umfassenden 
Kontrollbefugnissen über alle militärischen Angelegen- 
heiten und die gesamte Rüstungsproduktion ausgestat- 
teten Organisationen der friedliebenden deutschen Be- 
völkerung an der gegenseitigen Kontrolle über die Er- 
füllung der Abrüstungsvereinbarungen, die von den 
Staaten abgeschlossen werden, deren Streitkräfte sich auf 
dem Gebiet Deutschlands befinden, mitwirken müssen. 

Beide Seiten sind überzeugt, daß eine Uebereinkunft 
über die Einschränkung der Streitkräfte und Rüstungen, 
über das Verbot der Massenvernichtungswaffen, über die 
Auflösung der Militärstützpunkte auf fremden Gebieten 
in Europa sowie über eine wesentliche Einschränkung 
der Streitkräfte der USA, Englands, Frankreichs und der 
UdSSR in Deutschland ein großer Beitrag zur Minderung 
der internationalen Spannungen und zur Herstellung des 
Vertrauens zwischen den Staaten sein würde. 

Die Regierungen der Deutschen Demokratischen Re- 
publik und der Sowjetunion kamen zu der einmütigen 
Auffassung, daß die Schaffung eines Systems der kollek- 
tiven Sicherheit in Europa, dem auch beide deutsche 
Staaten bis zu ihrer Wiedervereinigung auf friedlicher 
und demokratischer Grundlage zugehören könnten, den 
Lebensinteressen aller europäischen Völker entspricht. Ein 
derartiges gesamteuropäisches Sicherheitssystem würde, 
im Gegensatz zur jetzigen Lage, da in Europa einander 
gegenübergestellte militärische Gruppierungen bestehen, 
den europäischen Kontinent zu einer sicheren Friedens- 
festung nicht nur für Europa, sondern auch für die ganze 
Welt machen. 

Die Bildung einer gesamteuropäischen Organisation 
zur friedlichen Nutzung der Atomenergie, die beide 
Seiten sehr unterstützen, wäre ein bedeutsamer Schritt 
zur Annäherung und zur Festigung des Vertrauens zwi- 
schen den Staaten und würde ihren Bemühungen um die 
Sicherung des Friedens in Europa entsprechen. Darüber 
hinaus würde diese Organisation auch das völlige Verbot 
und die Liquidierung der Massenvernichtungswaffen er- 
leichtern. 

Die Nutzbarmachung der Atomenergie für friedliche 
Zwecke würde zur Hebung des Lebensniveaus der Werk- 
tätigen in den europäischen Staaten beitragen. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
begrüßt den Vorschlag der Regierung der UdSSR zur 
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Einberufung einer Weltwirtschaftskonferenz sowie zur 
Schaffung einer Welthandelsorganisation und erklärt ihre 
Bereitschaft zur Mitarbeit an der Erweiterung und Ver- 
tiefung der internationalen Handelsbeziehungen. 


II. 


Beide Delegationen stellen mit Genugtuung fest, daß 
sich die brüderliche Freundschaft zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Sowjetunion, die auf 
der festen und unerschütterlichen Grundlage der gemein- 
samen Interessen der Völker beider Staaten am sozia- 
listischen Aufbau und an der Sicherung des Friedens 
beruht, zum beiderseitigen Nutzen sowohl für die DDR 
als auch für die UdSSR weiterentwickelt hat. Die im Ver- 
trag über die Beziehungen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der UdSSR vom 20. September 1955 ent- 
haltenen Verpflichtungen beider Seiten, ihre Beziehungen 
auf der Grundlage der Prinzipien der völligen Gleich- 
berechtigung, der gegenseitigen Achtung der Souveräni- 
tät und der Nichteinmischung in die inneren Angelegen- 
heiten zu entwickeln, werden konsequent eingehalten. 

Die Regierungen beider Staaten erklären, daß die er- 
wähnten Prinzipien auch weiterhin die unerschütterliche 
Grundlage ihrer gegenseitigen Beziehungen bleiben wer- 
den. Die ständige Beachtung dieser bedeutsamen Prin- 
zipien, die ihren Ausdruck in der Erklärung der Regie- 
rung der UdSSR vom 30. Oktober 1956 über die Grund- 
lagen der Entwicklung und der weiteren Festigung der 
Freundschaft und der Zusammenarbeit zwischen der 
Sowjetunion und den anderen sozialistischen Staaten ge- 
funden haben, wird dazu beitragen, die Freundschaft und 
die Zusammenarbeit zwischen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der Sowjetunion noch mehr zu 
festigen, weil sie den Interessen beider Staaten ent- 
sprechen. 

Beide Seiten haben auf der Grundlage der erwähnten 
Prinzipien im gegenseitigen Einvernehmen eine Reihe 
von politischen und wirtschaftlichen Fragen, die in ihrem 
Ursprung auf die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und der UdSSR 
zurückzuführen sind, aufrichtig erörtert und geregelt. 

Beide Seiten erörterten Fragen im Zusammenhang mit 
dem auf bestehenden internationalen Verträgen und Ab- 
kommen beruhenden vorübergehenden Aufenthalt sowje- 
tischer Truppen auf dem Gebiet der DDR. Es wurde 
darüber Einigung erzielt, daß in nächster Zeit in Ueber- 
einstimmung mit dem Vertrag zwischen der DDR und 
der UdSSR vom 20. September 1955 ein Abkommen ab- 
geschlossen wird, das Fragen im Zusammenhang mit der 
Stationierung sowjetischer Truppen auf dem Gebiet der 
DDR regelt, insbesondere Fragen der Gerichtsbarkeit in 
Straf- und Zivilsachen, Fragen im Zusammenhang mit 
den von sowjetischen Truppenteilen benutzten Wohn- 
und Dienstgebäuden, Fragen des Modus der Benutzung 
von Nachrichtenleitungen und -mitteln sowie von Ver- 
kehrsmitteln, die der DDR gehören, und andere. 

Auf Vorschlag der Delegation der DDR wurden die 
Meinungen zu Fragen der Ausübung der Lufthoheit 
durch die Deutsche Demokratische Republik ausgetauscht. 
Beide Seiten stimmen überein, daß die bestehenden Vier- 
mächteabkommen über die Benutzung von Luftkorri- 
doren durch Flugzeuge der USA, Englands und Frank- 
reichs zwischen Berlin und Westdeutschland vorüber- 
gehenden und begrenzten Charakter haben und das 
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Prinzip der Anerkennung der Lufthoheit der DDR nicht 
berühren. 

Beide Seiten erzielten Uebereinstimmung, daß zwi- 
schen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Sowjetunion in nächster Zeit eine Konsularkonvention 
abgeschlossen wird, die die gegenseitigen Rechte auf 
Einrichtung von Konsulaten, die Rechte, Privilegien und 
Vorrechte der Konsuln sowie ihre Tätigkeit zum Schutze 
der Rechte und Interessen der Bürger ihres Landes 
festlegt. 

Beide Seiten haben es ebenfalls für zweckmäßig er- 
achtet, in der nächsten Zeit ein Abkommen über Rechts- 
hilfe in Zivilstrafsachen zur Weiterentwicklung der Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet des Schutzes der persön- 
lichen Rechte und Interessen der Bürger beider Länder 
abzuschließen. 

Beide Seiten stellen mit Befriedigung fest, daß sich die 
umfassende Zusammenarbeit zwischen der DDR und der 
UdSSR auf dem Gebiet der Kultur, der Kunst, Wissen- 
schaft und Technik auf der Grundlage völliger Gleich- 
berechtigung erfolgreich entwickelt hat, was den Inter- 
essen der Völker beider Länder entspricht. Es wurde 
darüber Einigung erzielt, daß in der nächsten Zeit die 
Frage des Austausches von Fachleuten im Interesse der 
Erweiterung der wissenschaftlich-technischen Zusammen- 
arbeit beider Staaten erörtert wird. 

Beide Seiten erklären ihre Bereitschaft, alle mit der 
gegenseitigen Rückgabe von Kulturgütern (Kunstwerken, 
Archivmaterialien usw.) zusammenhängenden Fragen zu 
prüfen, um die auf Initiative der Sowjetregierung be- 
gonnene Regelung derartiger aus der Kriegszeit herrüh- 
render Fragen zum Abschluß zu bringen. 

Entsprechend den von der Regierungsdelegation der 
Deutschen Demokratischen Republik geäußerten Wün- 
schen verständigten sich die Seiten über die gegenseitige 
Hilfe bei der Lösung von Fragen im Zusammenhang mit 
der Veränderung der Staatsangehörigkeit und der stän- 
digen Ausreise von Personen, die nahe Verwandte in der 
DDR oder in der UdSSR haben, wobei diese Fragen im 
gegenseitigen Einvernehmen beider Seiten und im In- 
teresse der in Frage kommenden Personen gelöst werden. 

Beide Seiten erzielten Uebereinstimmung, Maßnahmen 
zur Verbesserung der Postverbindungen und des Paket- 
austausches zwischen den Bürgern beider Länder zu 
treffen. 

Es wurde ebenfalls Uebereinstimmung erzielt, daß 
beide Seiten auf ihrem Territorium die Fürsorge für 
erkennbare Denkmäler und Gräber der anderen Seite 
wahrnehmen werden. 


IV. 


Im Laufe der Verhandlungen nahmen Fragen der 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Sowjetunion einen be- 
deutenden Platz ein. Es wurde betont, daß sich die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern 
auf der Grundlage der Gleichheit, des gegenseitigen 
Vorteils und der brüderlichen gegenseitigen Hilfe ent- 
wickelt. Beide Seiten bestätigen ihre Entschlossenheit, 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Deut- 
schen Demokratischen Republik und der Sowjetunion auf 
dieser Grundlage weiterzuentwickeln und zu festigen. 

Die Regierung der DDR und die Regierung der UdSSR 
kamen überein, den Umfang der gegenseitigen Waren- 
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lieferungen im Rahmen des Handelsvertrages im Jahre 
1957 wesentlich zu steigern. Die Sowjetunion wird 
den Umfang der Lieferungen an die DDR im Jahre 
1957 um mehr als 30 Prozent im Vergleich zum Umfang 
der Lieferungen im Jahre 1956 steigern. Im Austausch 
für Maschinen, Ausrüstungen und andere Industrie- 
waren und Verbrauchsgüter wird die Sowjetunion die 
Lieferungen von metallurgischem Koks, Erdöl, Walz- 
stahl, Schnittholz und einigen anderen Arten von Indu- 
strierohstoffen und Lebensmitteln steigern. 

Die Regierung der UdSSR hat ebenfalls ihr Einver- 
ständnis erteilt, der Regierung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik im Jahr 1957 einen Kredit in freier 
Währung in einer Höhe von 340 Millionen Rubel für 
den Ankauf von Waren zu gewähren, die für die Volks- 
wirtschaft der DDR notwendig sind. 

Im Ergebnis des Meinungsaustausches über die wei- 
tere Entwicklung der Zusammenarbeit in Richtung einer 
umfassenderen Kooperierung zwischen der Maschinen- 
bauindustrie der DDR und der UdSSR haben sich beide 
Seiten verständigt, ihre Wirtschaftsorgane mit der Aus- 
arbeitung von Vorschlägen zu dieser Frage zu beauf- 
tragen und entsprechende Abkommen im Laufe des 
Jahres 1957 abzuschließen. 

Die Delegationen hatten einen Meinungsaustausch 
über das Deutschlandproblem. Beide Seiten sind darin 
einig, daß die friedliche, demokratische Lösung des 
Deutschlandproblems sowohl für die Zukunft der deut- 
schen Nation als auch für das Schicksal des Friedens in 
Europa gewaltige Bedeutung haben würde. Die Voraus- 
setzung für die Lösung der deutschen Frage auf fried- 
licher und demokratischer Grundlage ist die Verständi- 
gung und Annäherung der beiden deutschen Staaten, 
was in erster Linie die Sache der Deutschen selbst sein 
muß. 

Das Haupthindernis für die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands als friedliebender und demokratischer Staat ist der 
gegenwärtige politische Kurs der Regierung der Deut- 
schen Bundesrepublik, ihre Politik der Remilitarisierung, 
der Beteiligung am aggressiven Kriegsblock der NATO 
und der Unterdrückung der demokratischen Rechte und 
Freiheiten in Westdeutschland. 

Die von der Aggression des deutschen Imperialismus 
mehrmals betroffenen europäischen Völker verurteilen 
mit vollem Recht die Politik der Remilitarisierung West- 
deutschlands. Der Weg der Remilitarisierung ist der Weg, 
auf den die deutschen Militaristen und Junker das Land 
in der Vergangenheit bereits des öfteren geführt haben. 
Er hat den Völkern Europas zahllose Opfer und Ver- 
nichtung gebracht und auch das deutsche Volk in große 
Not gestürzt. Eine neue Aggression der deutschen Mili- 
taristen würde katastrophale Folgen vor allem für das 
deutsche Volk nach sich ziehen. 

Die Einführung der Wehrpflicht in der Deutschen 
Bundesrepublik und der intensive Aufbau von Streit- 


kräften, die Aufwendung gewaltiger Mittel für die Auf- 
rüstung von’ seiten der Regierung der Deutschen Bundes- 
republik, der Beschluß der Dezembertagung der NATO, 
die westdeutsche Armee mit Atomwaffen auszurüsten, 
zeugen davon, daß die gegenwärtige Regierung der 
Deutschen Bundesrepublik keineswegs die friedliche Lö- 
sung der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands an- 
strebt. Davon zeugen auch die Aufrufe offizieller Persön- 
lichkeiten der Deutschen Bundesrepublik zu Provokatio- 
nen gegen die DDR, die von der Regierung der Deut- 
schen Bundesrepublik geduldete und direkt unterstützte 
Tätigkeit zahlreicher Organisationen und Rundfunksender 
auf dem Gebiet Westdeutschlands und Westberlins, die 
gegen die DDR, die UdSSR, die Tschechoslowakei, Polen, 
Ungarn und andere sozialistische Staaten Wühlarbeit be- 
treiben. 

Beide Seiten vertreten die Auffassung, daß die Inter- 
essen der Gewährleistung der Sicherheit in Europa wie 
auch die nationalen Interessen des deutschen Volkes er- 
fordern, daß die Regierung der Deutschen Bundesrepu- 
blik von ihrem Kurs auf die Militarisierung Westdeutsch- 
lands abgeht und eine Verständigung zwischen den Re- 
gierungen der DDR und der Deutschen Bundesrepublik 
in Fragen gesamtdeutschen Charakters erzielt wird. Das 
würde den Weg ebnen zur endgültigen Lösung des deut- 
schen Problems. 

Während der Verhandlungen wurde betont, daß die 
friedliebende Politik der DDR ein wichtiger Faktor für 
die Festigung des Friedens und der Sicherheit in Europa 
ist und daß das Fortschreiten der DDR auf dem Wege 
der Demokratie und des Sozialismus die größte Errungen- 
schaft der deutschen Werktätigen ist. 

Auf Grund ihrer Bündnispflichten gemäß dem War- 
schauer Vertrag erklären die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik und die Regierung der Sowjet- 
union, daß alle Versuche, bei der Lösung der deutschen 
Frage zu Gewaltmethoden zu greifen, und Versuche, mit 
feindlichen Handlungen die volksdemokratische Ordnung 
der DDR zu untergraben, zunichte gemacht werden. 

Die unzerstörbare Einheit der Staaten des sozialisti- 
schen Lagers, an der alle Versuche der imperialistischen 
Kräfte, durch Provokationen und Einmischung in die in- 
neren Angelegenheiten der sozialistischen Staaten eine 
Spaltung hervorzurufen, scheitern werden, ist ein außer- 
ordentlich wichtiger Faktor und eine Garantie für die 
Erhaltung und Festigung des Weltfriedens. 

Geleitet von den Prinzipien des proletarischen Inter- 
nationalismus, halten es beide Seiten für ihre Pflicht, mit 
allen Mitteln zur Stärkung der Einheit der friedlichen 
Gemeinschaft der sozialistischen Staaten beizutragen, für 
die die sich entwickelnde und erstarkende brüderliche 
Freundschaft zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Sowjetunion große Bedeutung hat. 


Quelle: Neues Deutschland, Nr. 7 vom 8. Januar 1957. 


Mitteilung über Besprechungen zwischen Delegationen der KPdSU und der SED 


Am 6. und 7. Januar fanden zwischen Delegationen 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion Besprechungen 
statt. 

Von der SED nahmen daran teil: die Mitglieder des 
Politbüros des ZK der SED Walter Ulbricht (als Leiter 
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der Delegation), Otto Grotewohl, Heinrich Rau, Hermann 
Matern, Karl Schirdewan, Fred Oelßner sowie die Kandi- 
daten des Politbüros des ZK der SED Bruno Leuschner 
und Alfred Neumann. 

Von der KPdSU nahmen an den Besprechungen teil: 
die Mitglieder des Präsidiums des ZK der KPdSU N. S. 
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Chruschtschow (als Leiter der Delegation), N. A. Bulga- 
nin, K. J. Woroschilow, L. M. Kaganowitsch, G. M. Ma- 
lenkow, A. I. Mikojan, W. M. Molotow, M. S. Saburow, 
M. A. Suslow sowie der Kandidat des Präsidiums des ZK 
der KPdSU D. T. Schepilow und das Mitglied des ZK 
der KPdSU B. N. Ponomarew. 


Im Verlauf der Besprechungen, die in einer Atmo- 
sphäre des kameradschaftlichen gegenseitigen Verstehens 
und parteilicher Solidarität verliefen, erörterten die Ver- 
treter der SED und der KPdSU die Beziehungen zwischen 
den beiden Parteien sowie allgemeine Fragen der inter- 
nationalen Lage. Beide Delegationen stellten mit Genug- 
tuung fest, daß die Ansichten ihrer Parteien zu allen 
behandelten Fragen völlig übereinstimmen. 


Es wurde festgestellt, daß sich die brüderlichen Be- 
ziehungen zwischen der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands und der Kommunistischen Partei der So- 
wjetunion, die auf den Grundsätzen des proletarischen 
Internationalismus und der Gleichberechtigung beruhen, 
ständig erweitern und verstärken. Dies wirkt sich auch 
günstig auf die staatlichen Beziehungen zwischen den 
beiden Ländem aus und trägt zur Festigung der Freund- 
schaft zwischen dem deutschen und dem sowjetischen 
Volke bei. 


Die Vertreter der beiden Parteien sind der Meinung, 
die SED und die KPdSU sowie die Arbeiterorganisatio- 
nen und anderen gesellschaftlichen Vereinigungen sollten 
ihre freundschaftlichen Beziehungen sowohl im Inter- 
esse des Zusammenschlusses aller friedliebenden Kräfte 
für die Sicherung des Friedesn in Europa als auch im 
Interesse des Aufbaus des Sozialismus und des Kom- 
munismus in ihren Ländern weiter festigen und erwei- 
tern, untereinander eng zusammenarbeiten und Erfah- 
rungen austauschen. 


Bei der Erörterung internationaler Fragen wiesen die 
Gesprächspartner darauf hin, daß die imperialistische 
Reaktion in letzter Zeit verstärkte Versuche unternahm, 
die Reihen der sozialistischen Staaten und der kommuni- 
stischen Parteien durch eine neue antikommunistische 
Welle von Hysterie und Provokationen aufzuspalten und 
Mißtrauen gegen die Politik des sozialistischen Lagers 
hervorzurufen, um dadurch die gewaltige Anziehungs- 
kraft der sozialistischen Ideen abzuschwächen, die in im- 
mer breiterem Maße die Bevölkerung der verschiedenen 
Länder der Welt beeinflussen. 


Die aggressiven Kreise wollen in die Reihen der kom- 
munistischen und Arbeiterparteien Verwirrung tragen, 
um deren Einfluß im Kampf um internationale Entspan- 
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nung, nationale Unabhängigkeit und die demokratischen 
Rechte der Völker zu untergraben. 

Die Vertreter der beiden Parteien verfolgen mit beson- 
derer Aufmerksamkeit das Wiedererstehen des Militaris- 
mus in Westdeutschland, der den Frieden und die Sicher- 
heit der Völker auf das ernsteste gefährdet, nicht nur der 
Völker der DDR und der UdSSR, sondern auch der 
Frankreichs, Polens und der anderen europäischen Län- 
der, ja der Völker der ganzen Welt. 

Unter diesen Bedingungen erachten es die Teilnehmer 
der Zusammenkunft vor allem für notwendig, daß alle 
kommunistischen und Arbeiterparteien auf der Grundlage 
des Marxismus-Leninismus fest zusammenstehen und im 
Geiste des proletarischen Internationalismus gemeinsam 
darangehen, die friedliebenden Kräfte gegen den Angriff 
der imperialistischen Reaktion zu vereinen. Das verpflich- 
tet die kommunistischen und Arbeiterparteien, jeden Ver- 
such, die Grundsätze des Marxismus-Leninismus zu revi- 
dieren, entschieden zurückzuweisen. Die Einheit der An- 
sichten und Handlungen der kommunistischen und Arbei- 
terparteien der Länder des sozialistischen Lagers in den 
grundlegenden Fragen des sozialistischen Aufbaus ist da- 
bei von besonders großer Bedeutung. Die Vertreter der 
beiden Parteien sind der Meinung, daß trotz des Vorhan- 
denseins nationaler Eigenheiten und der besonderen For- 
men und Methoden beim Aufbau des Sozialismus in den 
einzelnen Ländern die Hauptwege zum Sozialismus für 
alle Länder die gleichen sind. 

Die Delegation der SED schließt sich der in dem Be- 
richt über die Budapester Zusammenkunft von Vertretern 
der kommunistischen und Arbeiterparteien sowie der Re- 
gierungen Bulgariens, Rumäniens, der Sowjetunion, der 
Tschechoslowakei und Ungams abgegebenen Stellung- 
nahme vollinhaltlich an. 

Die Delegationen der SED und der KPdSU kamen 
überein, zwischen der SED und der KPdSU auch weiter- 
hin enge Verbindungen aufrechtzuerhalten und einander 
zu unterstützen. Dies wird dazu beitragen, auch die 
Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen dem deut- 
schen und dem sowjetischen Volk zu festigen und die 
Verbindungen zwischen den Bruderparteien anderer Län- 
der zu stärken. Beide Seiten werden Maßnahmen ein- 
leiten, um noch mehr Kontakte zu schließen und Erfah- 
rungen auszutauschen. Dies bezieht sich sowohl auf die 
Partei (Austausch von Parteidelegationen, Parteiliteratur 
und Hörern von Parteischulen) als auch auf Gewerk- 
schafts- und Jugendorganisationen, auf Presse und andere 
Körperschaften. 


Quelle: Neues Deutschland, Nr. 8 vom 9. Januar 1957. 
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Die Außerordentliche Sitzungsperiode 
der Gemeinsamen Versammlung der EGKS 
vom 27. bis zum 30. November 1956 


n der durch die Abgrenzung des Rechnungsjahres der 

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, das 
am 1. Juli beginnt, gegebenen zeitlichen Einteilung ist 
die Ordentliche Sitzungsperiode der Gemeinsamen Ver- 
sammlung ungünstig gelegen; sie beginnt am zweiten 
Dienstag des Monats Mai und „darf nicht über das Ende 
des laufenden Rechnungsjahres hin ausgedehnt werden“.t 
Es hat sich daher die Uebung gebildet, daß in der ersten 
Hälfte des Rechnungsjahres eine konstituierende Außer- 
ordentliche Sitzungsperiode einberufen wird, in der die 
Prüfung der Mandate der Abgeordneten und die Wahl 
des Präsidiums erfolgen?. 

Zum neuen Präsidenten der Gemeinsamen Versamm- 
lung wurde am 27. November der deutsche Bundestags- 
abgeordnete Prof. Hans Furler (CDU) einstimmig ge- 
wählt, der damit nach dem Belgier Paul Henri Spaak 
und den Italienern De Gasperi und Pella als erster Deut- 
scher Präsident eines der Organe der EGKS geworden 
ist. Präsident Furler betonte in seiner Antrittsrede den 
Zusammenhang zwischen der EGKS und den Plänen für 
Euratom und den allgemeinen Gemeinsamen Markt’. An 
die Stelle des zurückgetretenen deutschen Vizepräsidenten, 
Hermann Pünder, trat der ehemalige italienische Verkehrs- 
minister Battista in das Präsidium ein. Nachfolger Fur- 
lers als Vorsitzender des Politischen Ausschusses in der 
Versammlung wurde der italienische christlich-demokra- 
tische Senator Guglielmone. An Stelle des verstorbenen 
französischen Senators Yvon Delbos wurde der frühere 
französische Ministerpräsident Rene Pleven zum Vor- 
sitzenden der liberalen Fraktion gewählt. Bei der Prüfung 
der Mandate war es zu einer formellen Kritik an dem 
Verhalten der italienischen parlamentarischen Instanzen 
gekommen, die mit der Benennung der italienischen Ab- 
geordneten teilweise im Rückstand geblieben waren‘. 

Erster und wichtigster Punkt der Tagesordnung war 
eine Aussprache über die Lage auf dem Kohlemarkt mit 
besonderer Berücksichtigung des Problems der Kohlever- 
sorgung an Hand eines einführenden Berichts des franzö- 
sischen Senators Poher’. Diese Aussprache ist formal in- 
sofern bemerkenswert, als sie eine Transposition aus den 
Beratungen des Marktausschusses, der am 4. Oktober und 
6. November 1956 in Luxemburg getagt hatte, in das 
Plenum der Versammlung darstellt. Das mußte dazu 
führen, daß die Stellungnahme der Versammlung, für die 
naturgemäß in erster Linie die Ausschußmitglieder spra- 
chen, wie auch die Antwort der Hohen Behörde weit- 
gehend eine Wiederholung der Ausschußdebattem war; 
zugleich aber auch eine Gelegenheit, die grundsätzlichen 
Züge einer europäischen Kohlepolitik stärker herauszu- 
arbeiten, als es in den mehr an die Tagessituation ge- 
bundenen Ausschußberatungen möglich war. Deshalb 
verdienen einige große Linien dieser Kohledebatte der 
Gemeinsamen Versammlung festgehalten zu werden. 

Die Versorgung mit Kohle, das hat die Aussprache in 
Straßburg herausgearbeitet, ist nicht eine Frage einzel- 
ner Maßnahmen, wie sie etwa in den früheren Debatten 
des Montan-Parlaments über den Ruhrkohle-Verkauf er- 
örtert wurden. Der Sprecher der sozialistischen Gruppe, 
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der deutsche Abgeordnete Deist (SPD), hat darauf hin- 
gewiesen, daß durch die seit zwei Jahren ständig zuneh- 
menden Schwierigkeiten der Kohleversorgung und den 
steigenden Energiebedarf die Grundlagen der Kohle- 
politik der Hohen Behörde zur Diskussion gestellt wor- 
den sind. In seiner ausführlichen Stellungnahme® begrün- 
dete der Abgeordnete Deist die Notwendigkeit und Mög- 
lichkeit einer von politischer Initiative und politischer 
Aktivität getragenen Tätigkeit der Hohen Behörde, deren 
wesentliche Aufgabe — „wenn man den Vertrag richtig 
versteht“ — es sei, „der Träger und der Motor der euro- 
päischen wirtschaftlichen Integration zu sein“. Deist gab 
zu bedenken, daß der Gründungsvertrag der Gemein- 
schaft keinesfalls so ausgelegt werden dürfe, als sollten 
der Hohen Behörde die Mittel vorenthalten werden, um 
die in Artikel 3 präzisierte wirtschaftspolitische Aufgabe 
zu erfüllen. Er erklärte es im Namen der sozialistischen 
Gruppe an Hand des Beispiels der Neuregelung des Ruhr- 
kohle-Verkaufs für bedauerlich, „daß die Hohe Behörde 
sich offensichtlich nur dann in der Lage sieht, eine exten- 
sive Auslegung des Vertrages gelten zu lassen, wenn es 
sich darum handelt, Aufgaben, die ihr nach dem Ver- 
trage zustehen, auf private Organisationen zu übertragen, 
daß sie aber auf der andem Seite wieder zu einer restrik- 
tiven Auslegung zurückkehrt, wenn es sich darum handelt, 
die Grundlagen für eine aktive wirtschaftspolitische 
Tätigkeit der Hohen Behörde zu schaffen“. Nach ein- 
gehender Behandlung der Einzelprobleme der Kohle- 
versorgung kam Deist zu dem Schluß, daß ‚die Aktivität 
und die Initiative auf weiten Gebieten der Kohlepolitik 
in die nationale Sphäre abgeglitten“ seien, und bezeich- 
nete es als eine besondere Tragik, daß angesichts der 
von der Messina-Konferenz ausgehenden Bemühungen 
um eine Ausweitung und Intensivierung der wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit in Europa in der einzigen supra- 
nationalen europäischen Gemeinschaft die Gefahr einer 
Rückbildung zu nationalen Lösungen drohe. 

Mit diesen Ausführungen hatte der Abgeordnete Deist 
eine Fragestellung zugespitzt, die dier Berichterstatter, 
der französische Senator Poher, in anderer Form aufwarf: 
die Koordinierung der nationalen Maßnahmen. Im übrigen 
gab dieser Bericht eine breite Darstellung aller Probleme 
der Kohleversorgung und der Möglichkeiten, sie ohne 
Inanspruchnahme der Notstandsklauseln des Vertrages, 
d. h. formelle Erklärung der „ernsten Mangellage“ nach 
Artikel 59, zu lösen. Dieser Darstellung stellte Vize- 
präsident Etzel einen ebenfalls sehr ausführlichen Bericht 
über den derzeitigen Stand’ des Kohlemarktes gegenüber. 
Die Ausführungen Etzels’ und des Präsidenten Rene 
Mayer: gewinnen jedoch eine weiterreichende politische 
Bedeutung durch die Feststellung, daß die Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Anregung des Spaak-Berichtes 
nicht gefolgt sind, der Hohen Behörde die Kompetenz 
einer gemeinsamen Orientierung über die gesamte klas- 
sische Energie zu übertragen. Etzel wies warnend darauf 
hin, daß Europa seine Energie-Unabhängigkeit verloren 
habe und heute bereits zu einem Viertel auf Einfuhren 
angewiesen sei. Bis zum Jahre 1970 werde sich der Ein- 
fuhranteil an der Deckung des Gesamienergiebedarfs vor- 
aussichtlich auf 33 vH, bis 1975 auf 35 vH erhöhen. Um 
so bedeutungsvoller sei die Verwirklichung der Pläne für 
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Euratom und den Gemeinsamen Markt, zumal Großbri- 
tannien sich mit neuen Impulsen den Plänen der Sechs 
zuwende. Ren& Mayer erklärte, daß eine Verteilung der 
Kohlelieferungen auf Grund des Artikels 59 unmöglich sei, 
wenn man nicht die Gesamtheit der Energiequellen jedes 
einzelnen Landes berücksichtige; er nannte als Beispiele 
das italienische Erdgas und die französische Wasserkraft. 
Er schlug vor, in dem Entschließungsentwurf des Markt- 
ausschusses auf diesen Zusammenhang hinzuweisen und 
den Vorschlag aufzugreifen, daß der Hohen Behörde 
zwar keine Entscheidungsgewalt, aber die Kompetenz zu 
Untersuchungen und zu Vorschlägen an den Ministerrat 
für eine koordinierte Politik der klassischen Energie ge- 
geben werden solle. 

Die Entschließung zur Kohlepolitik, die am letzten 
Sitzungstag, dem 30. November, nach sorgfältiger Prü- 
fung mit geringen Aenderungen einstimmig angenommen 
wurde, empfiehlt der Hohen Behörde, „die Regierungen 
der Mitgliedstaaten aufzufordemn, das Versorgungspro- 
blem entweder im Rahmen einer Sondertagung des Mini- 
sterrats oder aber, vorzugsweise, im Rahmen einer Regie- 
rungskonferenz mit ihr in Angriff zu nehmen“.’ Die Ent- 
schließung geht dabei u. a. von der Auffassung aus, daß 
„die Probleme der Energieversorgung ein Ganzes bilden, 
möge diese Energie aus Kohle, Erdöl oder anderen Quel- 
len gewonnen werden“, und daß die Oeffentlichkeit 
den Eindruck gewinnen muß, „daß das Vorgehen der 
Hohen Behörde zu allen diesen Problemen vom Geist der 
Initiative und vom Willen zur Erreichung von Ergebnissen 
getragen ist, die die Gemeinschaft stärken und jede Ab- 
schwächung der Integration vermeiden“. Unter den Maß- 
nahmen auf lange Sicht betont sie die Aufgabe der Hohen 
Behörde, „ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen zwi- 
schen ihr und den Regierungen zur Deckung des Gesamt- 
energiebedarf vorzubereiten“. Die Hohe Behörde wird 
ersucht, die Gemeinsame Versammlung in ihrer Februar- 
tagung über die Ergebnisse ihres Vorgehens zu unter- 
richten. 

Die Gemeinsame Versammlung hat in ihrer November- 
tagung wieder den sozialen Fragen breiten Raum in ihren 
Aussprachen eingeräumt. Drei Berichte ihres Sozialpoli- 
tischen Ausschusses!! lieferten dafür die Grundlagen. Sie 
gaben Gelegenheit, an Hand des Vorschlages der Errich- 
tung paritätischer Ausschüsse, dier Erörterung der sozialen 
Aspekte des Brüsseler Berichts und der Einsetzung eines 
parlamentarischen Ausschusses für die Grubensicherheit 
die damit bezeichneten Fragenkomplexe eingehend zu 
behandeln, ohne allerdings zu neuen konkreten Ergeb- 
nissen zu gelangen. Die vorgelegten Entschließungen!? 
wurden, z. T. mit einigen Abänderungen, einstimmig an- 
genommen. Für die Fragen der Grubensicherheit wird 
ein besonderer neunköpfiger Ausschuß eingesetzt, der mit 
dem Sozialpolitischen Ausschuß zusammenarbeiten soll. 
Die Ausführungen zu den Brüsseler Entwürfen sollen 
dem Vorsitzenden der Regierungskonferenz, dem belgi- 
schen Außenminister Spaak, durch die Hohe Behörde zur 
Kenntnis gebracht werden. 


Die Versammlung beschloß, die nächste Außerordent- 
liche Sitzungsperiode vom 11. bis zum 15. Februar 1957 
in Straßburg abzuhalten. Als Hauptpunkte der Tagesord- 
nung sind Aussprachen über den Ablauf der Brüsseler 
Regierungskonferenz und über die allgemeinen Ziele und 
die Kohlewirtschaftspolitik vorgesehen, ferner über Infor- 
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mationswesen, über die Beziehungen zu den internatio- 
nalen Organisationen und über die Rolle der Fraktionen. 
— Fermer soll am 13. März 1957 eine Außerordentliche 
Sitzungsperiode zur Prüfung der Haushaltsfragen statt- 
finden. Die Ordentliche Sitzungsperiode des Haushalts- 
jahres 1956/57 soll wieder in zwei Teilen, vom 14. bis 
zum 17. Mai und vom 24. bis zum 29. Juni 1957, abge- 
halten werden. G. St. 


Anmerkungen 


1) Vgl. Artikel 22 Abs. 1 des Vertrages. 

2) Artikel 8 bis 6 der Geschäftsordnung der Gemeinsamen 
Versammlung. 

3) „Verhandlungen der Gemeinsamen Versammlung, aus- 
führliche Sitzungsberichte“, vorläufige Ausgabe Nr. 1 vom 
28. 11.1956, Spalte 12ff. — Vgl. VWD-Montan vom 28. 11. 
1956 und die politische Würdigung in Christ und Welt, Nr. 52 
vom 27. 12. 1956, S. 5. 

4) Gemeinsame Erklärung der drei Fraktionsvorsitzenden 
-— „Verhandlungen“, Spalte 10. 

5) Dokument Nr. 4/1956/57. 

6) „Verhandlungen“, Spalte 66—77. 

?) „Verhandlungen“, Spalte 98—127. 

8) „Verhandlungen“, Spalte 128—137. 

9) Dokument Nr. 9 und „Verhandlungen“, Spalte 273—287. 

10) In der Tagung des Ministerrats am 11, 12. 1956 hat 
dieser gemeinsam mit der Hohen Behörde eine erste Prüfung 
der Möglichkeiten vorgenommen, der Empfehlung der Ver- 
sammlung hinsichtlich ‘einer Koordinierung der gesamten 
Energiepolitik nachzukommen. Als Präsident des Ministerrats 
hat der holländische Wirtschaftsminister, Prof. Zijlstra, am 
10. 1. 1957 ein (nicht veröffentliches) Schreiben an Minister 
Spaak gerichtet. 

11) Dokumente Nr. 1, 2, 3. 


12) In der Reihenfolge der Berichte enthalten in den Doku- 
menten Nr. 7, 8 und 6. 


Der III. Internationale Industriellen-Kongreß 
in New York 


ie Einrichtung der internationalen Industriellen- 
Kongresse geht auf das Jahr 1951 zurück. Zu Ende 

des Jahres 1951 hatten sich führende Industrielle aus 
den Vereinigten Staaten und aus Europa auf Einladung 
der National Association of Manufacturers (NAM) zum 
I. Industriellen-Kongreß in New York getroffen. Der 
Kongreß war von besonderer Bedeutung, weil er die 
erste Zusammenkunft einer großen Zahl von Industriellen 
der westlichen Welt nach dem Zweiten Weltkrieg er- 
möglichte. Sein Gegenstand war, unter dem Eindruck des 
Ost-West-Kontliktes und insbesondere der Korea-Krise, 
die Produktivität der Industrie des Westens so zu stei- 
gern, daß die westlichen Verteidigungsaufgaben bei Auf- 
rechterhaltung des Lebensstandards und ohne schwere 
Erschütterung des Wirtschaftsablaufs durchgeführt wer- 
den konnten. Beim II. Kongreß folgten die Amerikaner 
im Mai 1954 einer Gegeneinladung der europäischen In- 
dustrie nach Paris. Der Kongreß stand unter dem Leit- 
satz „Free Enterprise und Verantwortung“. Der III. In- 
ternationale Industriellen-Kongreß fand nunmehr vom 
29. November bis zum 3. Dezember 1956 in New York 
statt, Die Durchführung lag wiederum bei der NAM, 
während die Kongreßvorbereitungen in Europa vom 
Rat der Europäischen Industrieverbände (REI) getroffen 
wurden, Im Unterschied zum I. und I. Kongreß nahmen 
in diesem Jahr jedoch erstmalig auch Industrielle aus 
Kanada sowie aus allen südamerikanischen Staaten teil. 
Als Konferenzthemen standen die Fragen der fried- 
lichen Nutzung der Atomenergie und der Automation im 
Vordergrund der Diskussionen. Die Amerikaner hatten 
zu diesen Fragen sowie zu der in engem Zusammen- 
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hang damit stehenden Frage der Personalauslese mit 
großer Sorgfalt sehr umfangreiche Berichte vorbereitet, 
die allen Delegierten vor dem Kongreß zugegangen 
waren. Zur Einführung dieser Berichte sprachen in der 
Eröffnungssitzung im Anschluß an die Ansprachen des 
Präsidenten der NAM, Cola G. Parker, und des Ehren- 
präsidenten des Rats der Europäischen Industrieverbände, 
Georges Villiers, der Präsident der Atomenergiekommis- 
sion der NAM, John Jay Hopkins, Chairman und Präsi- 
dent der General Dynamics Corporation New York, über 
das Thema „World Wide Industrial Role of Nuclear 
Energy“, der Präsident der Bendix Aviation Corporation 
Detroit, Malcolm P. Ferguson, über das Thema „Auto- 
mation, A New Word for Productivity and Industrial 
Progress“ und der Präsident der Singer Manufacturing 
Co. New Jersey, Milton C. Lightner, über das Thema 
„Internal Organisation for Maximum Accomplishment“. 

Von der Abfassung von Resolutionen wurde bewußt 
abgesehen, da der ausschließliche Zweck des Kongresses 
ein ungezwungener Meinungsaustausch führender Indu- 
strieller über die für die Industrie aller Teilnehmer- 
staaten gleich brennenden Fragen der friedlichen Nutzung 
der Atomenergie und der Automation sein sollte. Die 
deutschen Delegierten hatten Gelegenheit, den Stand- 
punkt der deutschen Industrie in den vom Kongreß ge- 
bildeten vier Kommissionen zur Geltung zu bringen. Da- 
bei ergab sich in allen grundlegenden Fragen Ueberein- 
stimmung der Meinungen. 

Das gilt auf dem Gebiet der Automation insbesondere 
für die Frage der sogenannten „zweiten Revolution“. In 
Uebereinstimmung mit der vom BDI vertretenen Auffas- 
fassung waren auch die Industrien der übrigen Länder der 
Meinung, daß es sich hier um einen jahrelangen — viel- 
leicht jahrzehntelangen — technischen Entwicklungs- 
prozeß handelt, der zudem nur einen begrenzten Kreis 
dazu geeigneter Industrien erfassen könne. Von einer 
industriellen Revolution könne daher keine Rede sein. 

Auf dem Gebiet der Atomenergie war von besonderer 
Bedeutung das entschiedene Eintreten der Kongreßteil- 
nehmer für das Privateigentum an nuklearen Rohmate- 
rialien bei voller Anerkennung eines staatlichen Ueber- 
wachungs- und Kontrollrechtes, etwa in der Art, wie es 
für Sprengstoffe und Narkotika in verschiedenen Ländern 
bereits gehandhabt wird. Die Kongreßteilnehmer setzten 
sich für eine enge internationale Zusammenarbeit ins- 
besondere auf dem Gebiet der Forschung, des Erfahrungs- 
austausches und der Sicherheitsvorschriften ein. 

Im Zusammenhang mit der Frage der Atomenergie 
fanden eingehende Erörterungen über die Fragen des 
Facharbeitermangels und der industriellen Führungs- 
kräfte statt. Der Lösung der sich auf diesem Gebiet in 
allen Ländern ergebenden Schwierigkeiten wurde größte 
Bedeutung beigemessen. - 

Aus den Kreisen der europäischen Delegierten wurde 
die Frage des Gemeinsamen Marktes in Europa ange- 
schnitten. Größere Märkte wurden allgemein als die Vor- 
aussetzung einer Lösung des Problems des Massenabsatzes 
angesehen, das sich aus der fortschreitenden Automation 
ergibt. Das kam in gleichem Maße in den Kommissionen 
wie auch in den von Europäern gehaltenen Ansprachen 
zum Ausdruck. Der Präsident des Rats der Europäischen 
Industrieverbände, Sir Harry Pilkington, stellte als be- 
zeichnendes Beispiel einer fortschreitenden europäischen 
Denkweise in seiner Schlußansprache fest, daß in den 


Europa-Archiv / 5. Februar 1957 


Informationen und Berichte 


Reden der Präsidenten der deutschen, französischen und 
belgischen Industrieverbände keiner der Redner nur ein 
einziges Mal von seinem eigenen Land gesprochen habe. 

In einer Ansprache* zu den Kongreßteilnehmern be- 
tonte der Präsident des BDI, Fritz Berg, daß die Ziele 
der freien Welt die gleichen geblieben seien, wenn auch 
über die Wege vorübergehend die Meinungen ausein- 
andergingen. Der Verlauf des Kongresses hat die Richtig- 
keit dieser Auffassung bestätigt. Die Aussprache führte 
auf beiden Seiten zu einem bessenen Verständnis für die 
verschiedenen Standpunkte. Der Präsident des REI, Sir 
Harry Pilkington, fand daher die volle Zustimmung aller 
Delegierten, als er am Schluß des Kongresses die Ein- 
ladung zum IV. Intemationalen Industriellen-Kongreß 
aussprach, der Anfang 1959 wieder in Europa stattfinden 
soll. 

Für die europäischen Delegierten stand der Kongreß 
naturgemäß im Schatten der Oelkrise. Sie regten daher 
an, während des Kongresses eine Delegation der euro- 
päischen Industrie zum State Department zu schicken, 
um dort entsprechende Vorstellungen zu erheben. Der 
Präsident des BDI, Fritz Berg, wurde gebeten, die Füh- 
rung dieser Delegation zu übernehmen. In der Zwischen- 
zeit war jedoch die Entscheidung der amerikanischen Re- 
gierung, verstärkte Oellieferungen nach Europa vorzu- 
nehmen, schon gefallen. Bei einem Gespräch im State 
Department wurde die nachstehend veröffentlichte Ent- 
schließung zur Oelfrage erörtert. 


„Die im Rat der Europäischen Industrieverbände zu- 
sammengeschlossenen Vertreter von 16 europäischen In- 
dustrieverbänden sind’ nach New York gekommen, um 
an dem von der National Association of Manufacturers 
veranstalteten III. Internationalen Industriellen-Kongreß 
teilzunehmen. Zweck der Konferenz war es, mit Ver- 
tretern der amerikanischen Industrie Probleme der Auto- 
matisierung der Atomenergie und der Betriebsorganisa- 
tion zu erörtern. Aber die unmittelbaren Probleme der 
verheerenden Auswirkungen der Oelverknappung auf 
Europa haben diese anderen wichtigen Fragen über- 
schattet, und die europäischen Industrieverbände halten 
es für ihre Pflicht, dies zu unterstreichen. 

Viele Wirtschaftszweige in Europa — Industrie, Land- 
wirtschaft, Fischereiwesen und Transportwesen — sind in 
Gefahr, durch den Oelmangel in sehr kurzer Zeit ge- 
lähmt zu werden. Energie ist das Lebensblut der In- 
dustrie, und Oel ist eine wichtige Energiequelle. In un- 
mittelbarer Zukunft besteht deswegen die Gefahr, daß 
die wirtschaftliche Expansion Westeuropas durch eine 
wirtschaftliche Schrumpfung abgelöst wird, die zu Ar- 
beitslosigkeit, sozialen Schwierigkeiten und einer Redu- 
zierung des internationalen Handels führen würde. Auf 
diese Wese könnten alle Anstrengungen, die die Ver- 
einigten Staaten seit dem Krieg unternommen haben, unı 
Europa zu helfen, plötzlich in Frage gestellt werden. Der 
Rat der Europäischen Industrieverbände begrüßt die von 
der amerikanischen Regierung untemommenen Schritte 
zur Milderung einiger Konsequenzen der Oelverknap- 
pung. Er unterstreicht aber die dringende Notwendig- 
keit, alle möglichen Maßmahmen zu treffen, um wieder 
eine Situation zu schaffen, in der sich die Zusammen- 
arbeit zwischen den ölproduzierenden arabischen Ländern 
und den europäischen Verbrauchern im gemeinsamen In- 
teresse der ganzen freien Welt in noch engerer Form 
entwickeln kann.“ 

*) Vgl. den Wortlaut der Rede in Mitteilungen des Bundes- 
verbandes der Deutschen Industrie, Nr. 12, Dezember 1956. 
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Zeittafel vom 1. bis zum 15. Januar 1957 


Die Ereignisse in Europa 


Albanien 


Das Zentralkomitee der Partei der Arbeit und die 
Regierung veröffentlichen eine Deklaration, in der 
sie sich mit den Beschlüssen der Budapester Konfe- 
renz kommunistischer Parteien (vgl. den Wortlaut 
auf S. 9607 dieser Folge) solidarisch erklären. 


Dänemark 


Verteidigungsminister Paul Hansen erklärt auf dem 
Kongreß der Sozialdemokratischen Partei in Kopen- 
hagen, daß gegenwärtig weder eine Verringerung 
der dänischen Streitkräfte noch eine Verkürzung der 
Dienstzeit in Frage komme. Hansen spricht sich für 
eine Zusammenarbeit mit der deutschen Bundeswehr 
bei der Verteidigung des Ostseegebiets aus, betont 
aber, daß Dänemark die Stationierung allüilerter Trup- 
pen auf seinem Gebiet in Friedenszeiten nicht ge- 
statten werde. 
Deutschland 


. Durch einen Staatsakt in Saarbrücken in Anwesenheit 


von Bundeskanzler Adenauer wird die Eingliederung 
des Saarlandes in die Bundesrepublik Deutschland 
vollzogen. Der Bundeskanzler bezeichnet in seiner 
Ansprache die Lösung der Saarfrage als ein Beispiel 
dafür, wie scheinbar unlösbare politische Probleme 
auf der Grundlage der Menschenrechte, der freien 
Selbstbestimmung und des Friedens gelöst werden 
können. Er gibt der Hoffnung Ausdruck, daß auch 
im Osten auf der gleichen Grundlage Lösungen ge- 
funden werden können. An die Saarbevölkerung 
appelliert der Bundeskanzler, unter die Meinungs- 
verschiedenheiten und Mißverständnisse der Vergan- 
genheit einen Strich zu ziehen. 


. Ein Sprecher der Bundesregierung gibt bekannt, daß 


Bundeskanzler Adenauer bei seiner Besprechung mit 
dem sowjetischen Botschafter am 22. Dezember die 
Bereitschaft der Bundesregierung bekundet habe, in 
Gespräche über eine Erweiterung des Handelsaus- 
tausches einzutreten. Am 7. Januar erklärt der Regie- 
rungssprecher, der Abschluß eines formellen Handels- 
vertrags mit der Sowjetunion werde von der Bundes- 
regierung jedoch nach wie vor abgelehnt. 

Der Regierende Bürgermeister von Berlin, Otto Suhr, 
empfängt erstmalig den Chef der polnischen Militär- 
mission in Berlin. Er spricht sich dabei für eine ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen dem deutschen 
und dem polnischen Volk aus. 

Auf einer Sitzung des Bundesvorstandes der FDP 
anläßlich des Dreikönigstreffens in Stuttgart wird 
der ehemalige Ministerpräsident von Baden-Würt- 
temberg, Reinhold Maier, gebeten, für den Posten 
des Bundesvorsitzenden der FDP zu kandidieren. 
In einer Grundsatzrede auf dem Dreikönigstreffen 
erkennt Maier die Verbindlichkeit der von der Bun- 
desrepublik eingegangenen Bündnisse an, warnt aber 
davor, sich in weltpolitische Konflikte hineinziehen 
zu lassen. Deutschland müsse nach allen Seiten gute 
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Nachbarschaft halten und dürfe diese nicht nach 
Sympathie und Antipathie abstufen. Das deutsche 
Volk habe keinen Grund, die friedliche Koexistenz 
hinwegzuwünschen, denn die Altemative sei der 
Krieg. Zu innenpolitischen Fragen übergehend, for- 
dert Maier, die Wehrpolitik von parteipolitischen 
Motiven freizuhalten. Er warnt vor der Gefahr einer 
„schwarz-roten Koalition“; die FDP werde sich an 
keiner Koalition beteiligen, die den Staatsbürger der 
Gefahr sozialistischer Experimente aussetze. 
Bundeskanzler Adenauer erklärt auf seiner Presse- 
konferenz, die Bundesregierung habe Pläne zur Bil- 
dung einer Zone der Rüstungsbeschränkung in Mit- 
teleuropa schon seit 1953 verfolgt und werde diese 
Frage wahrscheinlich zu gegebener Zeit wieder auf- 
werfen. Er want aber davor, von einer solchen Zone 
eine endgültige Entspannung oder einen Ansatz- 
punkt für die Wiedervereinigung Deutschlands zu 
erhoffen; sie könne lediglich zu einer Verbesserung 
des Klimas beitragen. Wirkliche Entspannung könne 
nur durch ein Verbot der thermonuklearen Waffen 
erreicht werden. Am 14. Januar erklärt ein Regie- 
rungssprecher dazu, der Bundeskanzler sei selbst- 
verständlich der Auffassung, daß ein solches Verbot 
von einer entsprechenden Kontrolle begleitet sein 
müsse. 

Der Vorsitzende der SPD, Erich Ollenhauer, tritt in 
einer Rede in Hannover für die Bildung einer Zone 
der Rüstungsbeschränkung in Verbindung mit einem 
gesamteuropäischen Sicherheitssystem ein. Er ver- 
tritt die Ansicht, daß sich daraus eine echte Chance 
für neue Diskussionen in der Frage der Wiederver- 
einigung ergebe; Bundesregierung und Bundestag 
müßten auf diesem Gebiet mehr Initiative zeigen. 


Frankreich 


Botschaft Ministerpräsident Mollets an den sowjeti- 
schen Ministerpräsidenten zur Abrüstungsfrage (In- 
halt vgl. Anmerkung auf S. 9599 dieser Folge). 

Ministerpräsident Guy Mollet legt auf einer Presse- 
konferenz die Algerienpolitik der Regierung dar. Die 
Lösung des Algerienproblems skizziert er folgender- 
maßen: bedingungslose Feuereinstellung, drei Mo- 
nate danach freie Wahlen in einem einheitlichen 
Wahlkollegium, möglichenfalls unter internationaler 
Kontrolle, und danach Verhandlungen mit den ge- 
wählten Vertreter der algerischen Bevölkerung, Bei 
diesen Verhandlungen sollen erreicht werden: ab- 
solute Rechtsgleichheit aller Bewohner Algeriens, 
Sicherung des Zusammenlebens der verschiedenen 
Bevölkerungsteile unter Achtung ihrer legitimen 
Rechte, Anerkennung des Eigencharakters Algeriens 
unter Aufrechterhaltung der notwendigen Bindungen 
zum. französischen Mutterland. Das Femziel sei der 
Ausbau Algeriens zu einem der Fundamente der sich 
anbahnenden eurafrikanischen Gemeinschaft. Mollet 
betont emeut, daß Algerien ein rein innerfranzösi- 
sches Problem sei, und bestreitet die Zuständigkeit 
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der Vereinten Nationen in dieser Frage. Hingegen 
werde Frankreich vor den Vereinten Nationen als 
Kläger gegen Aegypten wegen offener Intervention 
durch Unterstützung der algerischen Aufständischen 
auftreten. 

Großbritannien 


Zu den Meldungen über die Außerkraftsetzung des 
britisch-ägyptischen Vertrags vom 19. Oktober 1954 
durch die ägyptische Regierung (vgl. Aegypten) er- 
klärt ein Sprecher des Außenministeriums, Großbri- 
tannien habe davon noch keine offizielle Mitteilung 
erhalten. Es werde eine einseitige Außerkraftsetzung 
des Vertrags nicht anerkennen. 


. Botschaft Premierminister Edens an den sowjeti- 


schen Ministerpräsidenten zur Abrüstungsfrage (In- 
halt vgl. Anmerkung auf S, 9599 dieser Folge). 


. Das Außenministerium nimmt in einer amtlichen Er- 


klärung zu den Meldungen über die Absicht des 
ägyptischen Präsidenten, den Suezkanal für britische 
und französische Schiffe zu sperren (vgl. Aegypten), 
Stellung. In dieser Erklärung wird ein solches Ver- 
halten als Verletzung der Konvention von Kon- 
stantinopel und als Bruch der vor dem Abzug der 
britischen und französischen Truppen von Aegypten 
gegebenen Zusicherungen bezeichnet. 
Premierminister Sir Anthony Eden erklärt seinen 
Rücktritt. Am 11. Januar legt er auch sein Unterhaus- 
mandat nieder. 

Nach Konsultationen mit Sir Winston Churchill und 
Lord Salisbury emennt Königin Elisabeth den 
bisherigen Schatzkanzler, Harold Macmillan, zum 
Premierminister. Die Zusammensetzung des neuen 
Kabinetts wird am 13. Januar bekanntgegeben. Ihm 
gehören u. a. an: Lordpräsident Lord Salisbury; 
Lordsiegelbewahrer und Innenminister: Richard A. 
Butler; Lordkanzler: Lord Kilmuir; Außenminister: 
Selwyn Lloyd; Schatzkanzler: Peter Thorneycroft; 
Commonwealth-Minister: Lord Home; Kolonial- 
minister: Alan Lertnox-Boyd; Verteidigungsminister: 
Duncan Sandys; Handelsminister: Sir David Eccles; 
Arbeitsminister: Tain Macleod; Minister für Energie- 
wirtschaft: Sir Percy Mills. 

Nach mehrwöchigen Verhandlungen zwischen der 
britischen Regierung und dem Ersten Minister von 
Malaya, Abdul Rahman, werden die Bedingungen 
eines Verteidigungsabkommens vereinbart, das nach 
der Gewährung der Unabhängigkeit an Malaya in 
Kraft treten soll. Nach diesem Abkommen wird 
Großbritannien Malaya Geld und Ausrüstung für 
den Aufbau seiner Streitkräfte zur Verfügung stellen 
sowie Wirtschaftshilfe leisten, wogegen es das Recht 
erhält, auf dem Gebiet von Malaya britische Streit- 
kräfte zu stationieren. 

Der libanesische Außenminister, Charles Malik, 
führt in London Besprechungen mit der britischen 
Regierung, nachdem er vorher bereits Kairo und Paris 
besucht hatte, In einer Pressekonferenz erklärt er, 
Libanon habe nicht die Absicht, als Vermittler auf- 
zutreten, doch wolle es in bescheidener Form hilf- 
reich sein. Malik äußert die Ansicht, daß sich die 
kommunistische Infiltration im Mittleren Osten ver- 
stärkt habe und in gewissen Ländern bereits die 
Regierungspolitik berühre. 
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Der Vorsitzende der Brüsseler Regierungskonferenz 
über die Vertragsentwürfe zur Errichtung eines ge- 
meinsamen europäischen Marktes, Außenminister 
Paul-Henri Spaak, erörtert mit der britischen Regie- 
rung Fragen des gemeinsamen Marktes und der vor- 
geschlagenen Freihandelszone zwischen Westeuropa 
und dem Commonwealth. 


Oesterreich 


Tod des Bundespräsidenten, Theodor Körner. 
Innenminister Oskar Helmer gibt im Ministerrat be- 
kannt, daß sich noch immer 72 000 ungarische Flücht- 
linge in Oesterreich befinden und daß der Abtrans- 
port in andere Länder nur schleppend vor sich geht. 
Er weist darauf hin, daß Oesterreich an der Grenze 
seiner finanziellen Leistungsfähigkeit für die Flücht- 
linge angelangt sei. 


Polen 
In einem Wahlmanifest, das die Vereinigte Arbeiter- 
partei und die Vereinigte Bauernpartei gemeinsam 
herausgeben, wird angekündigt, daß die Bauern 
künftig frei darüber entscheiden können, ob sie sich 
zu Genossenschaften zusammenschließen wollen. 
Gleichzeitig wird eine Herabsetzung der Pflicht- 
ablieferungen versprochen. 
Der frühere Erste Sekretär des ZK der Vereinigten 
Arbeiterpartei, Edward Ochab, wird zum Landwirt- 
schaftsminister ernannt. 
Der chinesische Ministerpräsident, Tschu En-lai, trifft 
zu einem Staatsbesuch in Warschau ein. 
Die in der Nationalen Front zusammengefaßten drei 
polnischen Parteien veröffentlichen eine gemeinsame 
Entschließung, in der sie die Aufstellung gemein- 
samer Listen für die Sejm-Wahlen u. a. damit be- 
gründen, daß die verstärkte Aktivität der Feinde der 
Volksmacht die Einheit aller Kräfte der sozialistischen 
Demokratie erfordere. 
Der Erste Sekretär der Vereinigten Arbeiterpartei, 
Wladyslaw Gomulka, fordert auf einer Kundgebung 
in Warschau die Bevölkerung auf, bei den Wahlen 
zu beweisen, daß die Regierung mit ihrer Abkehr 
von Stalin den richtigen Weg gegangen sei. Er be- 
tont jedoch, daß Polens Schicksal untrennbar mit dem 
sozialistischen Lager und mit der polnisch-sowjeti- 
schen Freundschaft verbunden sei. Solange imperia- 
listische Kreise die Westgrenze Polens bedrohten, sei 
die Stationierung sowjetischer Truppen auf polni- 
schem Gebiet unvermeidlich. 


Sowjetunion 


3.—7. Verhandlungen zwischen einer Regierungsdele- 


gation der DDR unter Führung von Ministerpräsi- 
dent Grotewohl und der Sowjetregierung. Am 7. und 
8. Januar führt Grotewohl Besprechungen mit dem 
in Moskau weilenden chinesischen Ministerpräsi- 
denten, Tschu En-lai. (Vgl. die Dokumente zu den 
Ergebnissen der Verhandlungen auf S. 9609 dieser 
Folge.) 

Der chinesische Ministerpräsident, Tschu En-lai, trifft 
zu einem Besuch in Moskau ein. Seine Besprechungen 
mit der Sowjetregierung werden am 10. Januar unter- 
brochen, um ihm Gelegenheit zu Besuchen in Polen 
und Ungarn zu geben. 
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In Moskau finden Besprechungen zwischen einer 
Delegation der Sowjetregierung und der KPdSU 
unter Leitung von Chruschtschow und Bulganin, 
einer Delegation der Regierung und der Kommu- 
nistischen Partei Chinas unter Leitung von Tschu 
En-lai und einer Delegation der Regierung und der 
Sozialistischen Arbeiterpartei Ungarns unter Leitung 
von Janos Kadar statt. Einem Kommuniqu& zufolge 
werden dabei die Erweiterung und Festigung der 
Kontakte zwischen den kommunistischen Parteien der 
drei Länder sowie die internationale Lage erörtert. 
Die Teilnehmer geben ihrer Entschlossenheit Aus- 
druck, jeden Versuch der Schwächung und Spaltung 
des sozialistischen Lagers zu vereiteln. 

Die TASS veröffentlicht eine Erklärung zur „Eisen- 
hower-Doktrin“ (vgl. deren Wortlaut auf S. 9599 
dieser Folge), in der diese als emste Bedrohung des 
Friedens und der Unabhängigkeit im Mittleren Osten 
bezeichnet wird. Die Vereinigten Staaten werden be- 
schuldigt, sich die Schwächung Großbritanniens und 
Frankreichs im Mittleren Osten zunutze machen und 
deren Positionen in die Hand bekommen zu wollen. 


Ungarn 


1.—4. Konferenz von Vertretern der kommunistischen 


Parteien der Sowjetunion, der Tschechoslowakei, Ru- 
mäniens, Bulgariens und Ungams in Budapest. (Vgl. 
den Wortlaut des Kommuniques auf S. 9607 dieser 
Folge.) 


4.—7. Eine Mission der Vereinten Nationen unter Lei- 


tung des stellvertretenden Generalsekretärs Philippe 
de Seynes informiert sich in Budapest über die wirt- 
schaftliche Lage Ungarns. Nach Abschluß des Auf- 
enthaltes wird von der Delegation erklärt, nur Kohle- 
lieferungen aus den westlichen Ländern könnten dem 
wirtschaftlichen Chaos in Ungarn abhelfen. 

In einer Regierungserklärung wird das Programm der 
„Revolutionären Arbeiter-und-Bauem-Regierung“ be- 
kanntgegeben. Als dringendste Aufgaben! werden darin 


10. 


13. 


die Festigung der Staatsgewalt, die Unterdrückung 
konterrevolutionärer Bestrebungen und die Wieder- 
errichtung der Diktatur des Proletariats bezeichnet. 
Beim Aufbau des Sozialismus werde die ungarische 
Eigenart berücksichtigt, und ausländische Vorbilder 
würden nicht nachgeahmt werden. Der Führungs- 
anspruch der Sozialistischen Arbeiterpartei wird aus- 
drücklich betont, doch sei die Regierung bereit, auch 
Kräfte anderer Parteien und Parteilose zur Mitarbeit 
aufzufordern, sofern sie für die Erhaltung der sozia- 
listischen Errungenschaften eintreten. Im außen- 
politischen Teil der Erklärung wird die Notwendig- 
keit des dauernden Bündnisses mit der Sowjetunion 
unter Wahrung der Unabhängigkeit Ungarns betont. 
Der Aufenthalt sowjetischer Truppen in Ungarn sei 
zum Schutze des „friedlichen Lebens“ des ungari- 
schen Volkes notwendig. 


Die Regierung protestiert in einer Erklärung gegen 
den der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
vorliegenden Entschließungsentwurf für die Bildung 
einer Untersuchungskommission (vgl. Vereinte Na- 
tionen). Sie bezeichnet diesen Vorschlag als beispiel- 
lose Einmischung und fordert die Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen auf, ihn abzulehnen. Sie erklärt, 
daß sie keiner Kommission Untersuchungen in Un- 
garn gestatten werde, und fordert, die ungarische 
Frage von der Tagesordnung der Vollversammlung 
abzusetzen. 


Die Regierung erläßt eine Anordnung über die 
Handhabung des Standrechts. Danach sind Mord, 
Brandstiftung, Plünderung, illegaler Waffenbesitz, 
Sabotage, Aufwiegelung und Konspiration gegen das 
volksdemokratische Regime sowie der bloße Versuch 
zu solchen Vergehen mit der Todesstrafe bedroht. 
Fast täglich werden Todesurteile gegen Teilnehmer 
am Volksaufstand ausgesprochen. Am 15. Januar 
wird der ehemalige Abgeordnete der Partei der klei- 
nen Landwirte Josef Dudas zum Tode verurteilt. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


AFRIKA 


il 


15. 


Aegypten 

Die Regierung erläßt ein Dekret, in dem sie den 
britisch-ägyptischen Vertrag vom 19. Oktober 1954 
über den Stützpunkt am Suezkanal für nichtig er- 
klärt. Als Begründung wird angeführt, daß Groß- 
britannien durch seinen Angriff auf Aegypten den 
Vertrag verletzt habe. 

Radio Kairo bestätigt Meldungen, wonach Präsident 
Nasser britischen und französischen Schiffen die 
Durchfahrt durch den Suezkanal nach dessen Frei- 
legung nur unter der Bedingung gestatten will, daß 
Israel seine Truppen aus dem Gaza-Streifen zurück- 
zieht. 

Die Regierung verfügt die Verstaatlichung der im 
britischem und französischem Besitz befindlichen 
Banken in Aegypten. 


Tunesien 


Nach Beendigung eines am 2. Januar begonnenen 
Besuches des libyschen Ministerpräsidenten, Mustafa 
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Ben Halim, wird ein Bruderschafts- und Nachbar- 
schaftsvertrag zwischen Libyen und Tunesien unter- 
zeichnet, in dem beide Länder erklären, daß sie jede 
Bedrohung gegen einen der beiden Partner als Be- 
drohung ihrer selbst ansehen werden. Sie versichern 
einander ihres gemeinsamen Interesses an der Er- 
haltung ihrer Unabhängigkeit und an der Festigung 
der arabischen Einheit. In einem Kommuniqus 
wird die Regelung der algerischen Frage auf der 
Grundlage der Anerkennung der Souveränität, Un- 
abhängigkeit und Selbstbestimmung des algerischen 
Volkes gefordert. 


AMERIKA 


3 


Vereinigte Staaten 
Botschaft Präsident Eisenhowers an den sowjetischen 
Ministerpräsidenten zur Abrüstungsfrage (vgl. den 
Wortlaut auf S. 9599 dieser Folge). 
Präsident Eisenhower verliest im Kongreß eine Bot- 
schaft über die amerikanische Politik im Mittleren 
Osten. In einem gleichzeitig vorgelegten Resolutions- 
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entwurf ersucht er um Vollmachten für militärische, 
und wirtschaftliche Hilfe an die Länder dieses Be- 
reichs. (Vgl. den Wortlaut beider Dokumente auf 
S. 9599 ff. dieser/Folge.) Von Politikern der Demokrati- 
schen Partei wird in den folgenden Tagen ein Gegen- 
vorschlag propagiert, in dem lediglich erklärt werden 
soll, daß die Vereinigten Staaten die Unabhängigkeit 
und Sicherheit der Länder des Mittleren Ostens als 
lebenswichtig ansehen und zu deren Bewahrung not- 
falls ihre Streitkräfte einsetzen werden. Außen- 
minister Dulles gibt in Sitzungen der außenpoliti- 
schen Ausschüsse beider Häuser des Kongresses Er- 
läuterungen zur „Eisenhower-Doktrin“ und äußert 
dabei die Ansicht, daß die Welt sich gegenwärtig der 
größten Bedrohung seit zehn Jahren gegenübersehe. 
Eine Besitzergreifung des Mittleren Ostens durch 
die Sowjetunion würde die europäische Wirtschaft so 
weit lahmlegen, daß Europa der Sowjetunion er- 
liegen würde. Als Hauptzweck der Eisenhower- 
Doktrin bezeichnet Dulles die Abschreckung eines 
sowjetischen Angriffs auf den Mittleren Osten, hin- 
gegen bestreitet er, daß sie eine automatische Hilfs- 
verpflichtung der Vereinigten Staaten mit sich bringe. 


. In einer Botschaft über die Lage der Nation gibt 


Präsident Eisenhower einen Ueberblick über die 
Innen- und Außenpolitik des Landes. In seinem 
innenpolitischen Programm fordert er alle Kreise der 
Wirtschaft auf, durch Selbstdisziplin zur Verhütung 
einer Inflation beizutragen. Auf dem Gebiet der 
Außenpolitik wendet sich Eisenhower gegen den 
Isolationismus; denn eine Abwendung von den Ver- 
bündeten hieße einen Krieg herausfordem. Die Ver- 
einigten Staaten hätten noch nie in Friedenszeiten 
über eine so starke Streitmacht verfügt wie heute, 
was wesentlich vor einem Kriege abschrecke. Die 
nationale Sicherheit erfordere gleichzeitig aber auch 
wirtschaftliche und moralische Stärke. In diesem 
Rahmen sei eine Vertiefung der Zusammenarbeit mit 
den befreundeten Staaten notwendig. Gleichzeitig 
seien die Vereinigten Staaten zur Fortsetzung der 
Bemühungen um eine Abrüstung im Rahmen der 
Vereinten Nationen bereit. Präsident Eisenhower 
plädiert erneut für einen Beitritt der Vereinigten 
Staaten zu der geplanten Organisation für Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet des Handels (OTC). Aus 
den letzten Ereignissen in Osteuropa zieht Eisen- 
hower die Folgerung, daß die Tätigkeit des In- 
formationsamtes der Vereinigten Staaten verstärkt 
werden müsse und daß durch gesetzliche Maß- 
nahmen die Aufnahme von Flüchtlingen zu erleich- 
tern sei. 


ASIEN 


Indien 


2.—6. In Indore findet die Jahreskonferenz der Kongreß- 


partei statt, auf der u. a. Premierminister Nehru 
eine außenpolitische Rede hält. In einer außenpoliti- 
schen Entschließung nimmt die Konferenz Stellung 
zu den Ereignissen in Aegypten und Ungarn und 
verurteilt die Einmischung fremder Staaten in die 
inneren Angelegenheiten eines Landes. Diese Ereig- 
nisse hätten bewiesen, wie groß die Gefahr für den 
Weltfrieden sei, die von dem System der militäri- 
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Zeittafel vom 1. bis zum 15. Januar 1957 


schen Bündnisse und der Anwesenheit fremder Streit- 
kräfte im Gebiet anderer Staaten ausgehe. Der Kon- 
greß begrüßt den Abzug der britisch-französischen 
Streitkräfte aus Aegypten und fordert den Abzug der 
sowjetischen Streitkräfte aus Ungarn. Er begrüßt die 
Tendenzen zur Demokratisierung in einigen ost- 
europäischen Ländern und gibt seinem Bedauern 
darüber Ausdruck, daß diese Entwicklung in jüngster 
Zeit wieder unterbunden werde. Der Kongreß for- 
dert eine „neue Linie“ in den internationalen Be- 
ziehungen, die Abschaffung von Militärstützpunkten 
auf dem Gebiet fremder Staaten und beharrliche 
Bemühungen um die Abrüstung. Die bündnisfreie 
Politik der indischen Regierung wird gebilligt. 


Israel 
Das Parlament billigt einstimmig die Absicht der 
Regierung, den vollständigen Abzug der israelischen 
Streitkräfte aus ägyptischem Gebiet von der vor- 
herigen Gewährung von Garantien für die Freiheit 
der Schiffahrt im Golf von Akaba abhängig zu 
machen. 

Japan 
Außenminister Nobosuke Kischi erklärt auf einer 
Pressekonferenz, die Haltung und Politik des kom- 
munistischen China lasse eine Aufnahme diplomati- 
scher Beziehungen zwischen Japan und China nicht 
als wünschenswert erscheinen. Dagegen sei gegen 
eine Erweiterung des Handelsaustauschs nichts ein- 
zuwenden. 

Jemen 
In einem dem Generalsekretär der Vereinten Na- 
tionen überreichten Schreiben beschuldigt die Re- 
gierung Großbritannien, seit dem 25. Dezember 1956 
militärische Angriffe auf jemenitisches Gebiet aus- 
zuführen. Demgegenüber stellt das britische Kolonial- 
ministerium am 7. Januar fest, daß britische Streit- 
kräfte lediglich bei der Abwehr jemenitischer An- 
griffe auf das Gebiet des Protektorats von Aden in 
Aktion getreten seien. Die Grenzzwischenfälle gehen 
weiter. Am 12. Januar gibt der jemenitische Bot- 
schafter in Kairo bekannt, daß der Jemen die Freund- 
schafts- und Hilfsverträge mit Großbritannien aus 
den Jahren 1934 und 1951 als nichtig betrachte. 


Syrien 


. Nach dem am 22. Dezember 1956 erfolgten Rücktritt 


der Regierung bildet der bisherige Ministerpräsident, 
Sabri Assali, ein neues Kabinett. Der bisherige 
Außenminister, Salah Bittar, bleibt im Amt. In seiner 
am 3. Januar vor dem Parlament abgegebenen Re- 
gierungserklärung fordert der Ministerpräsident den 
sofortigen Abzug der israelischen Truppen aus 
Aegypten und dem Gaza-Streifen. Er kündigt Ver- 
handlungen mit Aegypten über die Bildung eines 
Staatenbundes an. Die syrische Außenpolitik werde 
sich dem Kampf gegen den Imperialismus, gegen 
Israel und gegen den Bagdad-Pakt widmen und eine 
positive Neutralität zwischen Ost und West an- 
streben. Wirtschaftliche und militärische Hilfe werde 
Syrien von jedem Staat annehmen, der sie ohne 
politische Bedingungen gewährt. 
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Internationale Organisationen* 


Die Organisation der Vereinten Nationen 

10. Die Vollversammlung billigt mit 59 gegen 8 Stim- 
men bei 10 Stimmenthaltungen eine weitere Reso- 
lution zur Ungarnfrage. Es wird ein Untersuchungs- 
ausschuß gebildet, der aus Vertretern Australiens, 
Ceylons, Dänemarks, Tunesiens und Uruguays be- 
steht und beauftragt wird, Material über die durch 
den Volksaufstand und die sowjetische Intervention 
in Ungarn geschaffene Lage zu sammeln. 

11. Der frühere nationalchinesische Botschafter Welling- 
ton Koo wird von der Vollversammlung als Nach- 
folger des verstorbenen Richters Hsu Mo zum Richter 
am Internationalen Gerichtshof gewählt. 

14. Im Politischen Ausschuß der Vollversammlung legt 
der amerikanische Chefdelegierte, Henry Cabot 
Lodge, einen neuen Abrüstungsvorschlag der Ver- 
einigten Staaten vor, in dem die Erzielung von Ab- 
kommen über folgende Maßnahmen vorgeschlagen 
wird: 1) Verwendung der künftigen Produktion von 
spaltbarem Material ausschließlich für friedliche 
Zwecke und Einführung einer internationalen Atom- 
kontrolle, danach allmähliche Reduzierung der be- 
stehenden Kemwaffenvorräte; 2) Begrenzung und 
schließlich Einstellung aller Kernwaffenexperimente; 
3) schrittweise Reduzierung der herkömmlichen Rü- 
stungen bei gleichzeitigem Aufbau eines Luft- und 
Boden-Inspektionssystems; 4) Kontrolle der Versuche 
mit Erdsatelliten und interkontinentalen Raketen; 
5) Anlage von Inspektionssystemen zur Sicherung 
gegen Ueberraschungsangriffe. Der sowjetische Dele- 
gierte, Wassiliji W. Kusnezow, schlägt in der gleichen 
Sitzung folgende Maßnahmen vor: Errichtung einer 
800 Kilometer breiten Zone der Rüstungsbegrenzung 
in Mitteleuropa, Einberufung einer Abrüstungskonfe- 
renz der Großmächte auf höchster Ebene, Einstellung 
der Kernwaffenversuche, Einberufung einer Sonder- 
sitzung der Vollversammlung über die Abrüstungs- 
frage. 

Arabische Liga 

7. Der Politische Ausschuß faßt auf einer Tagung in 
Kairo eine Entschließung, in der er Großbritannien 
der Aggression gegen den Jemen beschuldigt und 
dem Jemen die Unterstützung der Arabischen Liga 
zusichert. Ferner fordert der Ausschuß den völligen 
Rückzug der israelischen Streitkräfte hinter die im 
Waffenstillstandsabkommen von 1948 festgelegte 
Demarkationslinie. 


Eurepäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS) 


10. Der Ministerrat erörtert in Luxemburg die Kohlen- 


versorgungslage der Gemeinschaft. Ein Vorschlag der | 


Hohen Behörde zur Aufstellung von Lieferplänen | 
der einzelnen Kohlenreviere wird von den Vertretern | 
der meisten Staaten günstig beurteilt. Ferner faßt | 
der Rat einen Beschluß über die Reorganisierung des | 


Schrottmarktes der Gemeinschaft. 
Europäischer Wirtschaftsrat (OEEC) 


8. Der Exekutivausschuß stellt in einer Entschließung | 


fest, daß die Erdölversorgung der Mitgliedstaaten 


sich gegenwärtig auf weniger als 75 vH ihres Be- 
darfs beläuft. Der Ausschuß ersucht die Regierung | 
der Vereinigten Staaten, Maßnahmen zur Steigerung | 
der amerikanischen Erdölexporte nach Europa zu er- 


greifen. 
Europarat 


8.—11. Dritter Teil der 8. Sitzungsperiode der Beraten- 
den Versammlung in Straßburg*. 
Liberale Weltunion 
13.—14. Tagung des Exekutivkomitees in London. (Ein 
Bericht wird in einer der nächsten Folgen erscheinen.) 
Paneuropa-Union 


12. Der Vorstand der Paneuropa-Union faßt auf einer 
Sitzung in Basel eine Entschließung, in der erklärt 


wird, die jüngsten Ereignisse hätten erwiesen, wie | 


dringend die Errichtung einer politischen Gemein- 


schaft Europas sei. Die Paneuropa-Union schlage da- | 
her vor: 1) die Bildung einer Europäischen Konsti- | 
tuante durch direkte Wahlen und die Beauftragung | 
dieser Versammlung mit der Ausarbeitung eines 
Verfassungsentwurfs; 2) die Bildung einer „Euro- | 


päischen Partei“ auf der Grundlage folgenden Pro- 
gramms: a) Einberufung der Europäischen Konsti- 
tuante, b) Kampf für ein einiges und freies Europa 
im Rahmen der Atlantischen Union, c) Gegenangriff 
gegen die kommunistische Propaganda, d) Solidarität 
mit dem Freiheitskampf der Völker Osteuropas; 
3) Aufruf an die Intellektuellen und Studenten Euro- 
pas, Pioniere im Kampf um das gemeinsame Vater- 
land zu werden. 


®) Vgl. hierzu auch die in einer der nächsten Folgen des 
a a erscheinenden Mitteilungen des Europarats für 
anuar, 
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